
MINISTERIUM DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT

[2018/202523]
23. APRIL 2018 — Dekret über die Familienleistungen

Das Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft hat das Folgende angenommen und wir, Regierung,
sanktionieren es:

KAPITEL 1 — Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1 - Gegenstand
Das vorliegende Dekret legt verschiedene finanzielle Leistungen für Kinder fest, unbeschadet der Unterstützungs-

leistungen, die ihnen aufgrund anderer Gesetzes-, Dekret- oder Verordnungsbestimmungen gewährt werden. Diese
Leistungen sind einmalig oder periodisch und dienen dazu, allen Kindern Entwicklungs- und Entfaltungschancen zu
bieten, einen teilweisen Ausgleich der erhöhten Kosten des Haushalts aufgrund der Unterhaltkosten von einem oder
mehreren Kindern zu bieten und die Kinderarmut zu bekämpfen.

Art. 2 - Personenbezeichnungen
Personenbezeichnungen im vorliegenden Dekret gelten für alle Geschlechter.
Art. 3 - Begriffsbestimmungen
Für die Anwendung des vorliegenden Dekrets versteht man unter:
1. Kind: jede minderjährige oder volljährige Person, die Anrecht auf eine der in den Kapiteln 2 und 3 erwähnten

Leistungen hat;
2. verschwundenem Kind: das Kind, das unfreiwillig nicht mehr an seinem Wohnsitz anwesend ist und von dem

man keine Nachrichten hat. Das Verschwinden kann mit allen rechtlichen Mitteln nachgewiesen werden. Das Kind, das
aller Wahrscheinlichkeit nach unter Umständen wie Unfällen oder Katastrophen umgekommen ist, selbst wenn sein
Leichnam nicht gefunden wurde, sowie das Kind, das von einem der Elternteile entführt wurde, gilt nicht als
verschwunden;

3. entführtem Kind: das Kind, das auf ungesetzliche Weise der Autorität seiner Eltern, seines Vaters, seiner Mutter
oder der Person oder Einrichtung, die unmittelbar vor der Entführung Empfänger des Basiskindergeldes gemäß
Artikel 28 war, entzogen wurde;

4. Sozialversichertem: die Person, die in den persönlichen Anwendungsbereich einer europäischen Verordnung
oder eines bilateralen Abkommens fällt, die auf die Familienleistungen anwendbar sind, und die aufgrund eines
Zusammenarbeitsabkommens in die Zuständigkeit der Deutschsprachigen Gemeinschaft fällt;

5. Familienangehörigem: unbeschadet der Anwendung bilateraler Abkommen im Bereich der Familienleistungen
folgende Kinder:

a) das eigene Kind des Sozialversicherten;
b) das eigene Kind des Ehepartners des Sozialversicherten oder der Person, die kein (Bluts)verwandter bis zum

dritten Grad des Sozialversicherten ist, mit der der Sozialversicherte tatsächlich zusammenwohnt oder mit der der
Sozialversicherte eine Erklärung über das gesetzliche Zusammenwohnen getätigt hat;

c) das gemeinsame Kind des Sozialversicherten und seines Ehepartners oder der Person, die kein (Bluts)verwand-
ter bis zum dritten Grad des Sozialversicherten ist, mit der der Sozialversicherte tatsächlich zusammenwohnt oder mit
der der Sozialversicherte eine Erklärung über das gesetzliche Zusammenwohnen getätigt hat;

6. Familienleistungen: die in den Kapiteln 2 und 3 definierten Leistungen;
7. Kindergeld: das in Artikel 8 erwähnte Basiskindergeld zuzüglich der in den Artikeln 15, 17, 19, 21, 23 und 25

erwähnten Zuschläge, auf die das Kind gegebenenfalls Anrecht hat;
8. Antragsteller: die natürliche Person, die ein Anrecht auf Familienleistungen hat, Anspruch darauf erhebt oder

darauf erheben kann, ihre gesetzlichen Vertreter und ihre Bevollmächtigten sowie der tatsächliche oder potenzielle
Empfänger der Familienleistungen;

9. Inspektoren: die in Artikel 67 erwähnten Personen;
10. Rat: der in Artikel 77 erwähnte Rat für Familienleistungen.
Art. 4 - Bestimmung des Wohnsitzes
§ 1 - Für die Anwendung des vorliegenden Dekrets wird der Wohnsitz einer Person wie folgt bestimmt:
1. In Belgien gilt der Ort als Wohnsitz, an dem eine Person den in Artikel 1 § 1 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes

vom 19. Juli 1991 über die Bevölkerungsregister, die Personalausweise, die Ausländerkarten und die Aufenthaltsdo-
kumente und zur Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
natürlichen Personen definierten Bevölkerungsregistern zufolge ihren Hauptwohnort hat oder gemäß Artikel 1 § 2
desselben Gesetzes ihre Bezugsadresse hat.

2. Im Ausland gilt der Ort als Wohnsitz, der gemäß den Dokumenten des Einwohnermeldeamts oder der für
Personenstandsangelegenheiten zuständigen ausländischen Behörde oder Dienststelle als solcher ausgewiesen wird.

§ 2 - Der gemäß § 1 Nummer 1 erwähnte Ort gilt nicht als Wohnsitz, wenn die Person ihren Hauptwohnort an
einem anderen Ort festgelegt hat, ohne dies in der Form und innerhalb der Fristen, die im vorerwähnten Gesetz vom
19. Juli 1991 und seinen Ausführungserlassen vorgeschrieben sind, zu melden. In diesem Fall gilt, dass die Person
keinen Wohnsitz im deutschen Sprachgebiet hat.

In Abweichung von Absatz 1 gilt der Ort als Wohnsitz, an dem die betreffende Person ihren Hauptwohnort
festgelegt hat, ohne dies in der Form und innerhalb der Fristen, die im vorerwähnten Gesetz vom 19. Juli 1991 und
seinen Ausführungserlassen vorgeschrieben sind, zu melden, wenn sich dieser Ort im deutschen Sprachgebiet befindet.

Art. 5 - Gleichstellung von Adoptiveltern und leiblichen Eltern
Für die Anwendung des vorliegenden Dekrets, mit Ausnahme der Artikel 34 bis 37, werden die Eltern durch

einfache Adoption oder Volladoption den leiblichen Eltern gleichgestellt.

KAPITEL 2 — KINDERGELD

Abschnitt 1 — Berechtigte

Art. 6 - Das Kind
Das Kind, das seinen Wohnsitz im deutschen Sprachgebiet hat, eröffnet das Recht auf das Kindergeld.
Handelt es sich bei dem in Absatz 1 erwähnten Kind um eine Person ausländischer Staatsangehörigkeit, wird das

Recht nur eröffnet, wenn ihr Aufenthalt oder die Niederlassung gemäß den Bestimmungen des Gesetzes vom
15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von
Ausländern für länger als drei Monate gestattet oder erlaubt ist.
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Die Regierung bestimmt die Situationen, in denen die in den Absätzen 1 und 2 erwähnte Wohnsitzbedingung als
erfüllt gilt.

Art. 7 - Der Sozialversicherte
In Abweichung von Artikel 6 eröffnet der Sozialversicherte das Recht auf das Kindergeld für seine Familienan-

gehörigen.

Abschnitt 2 — Leistungen

Unterabschnitt 1 - Basiskindergeld
Art. 8 - Basiskindergeld
Die Regierung gewährt ein Basiskindergeld, das 157 Euro pro Monat beträgt.
Art. 9 - Gewährungsbedingungen
§ 1 - Das Basiskindergeld wird jedem Kind ab seiner Geburt bis zu seinem 18. Geburtstag gewährt.
§ 2 - In Abweichung von § 1 wird das Basiskindergeld jedem Kind ab seinem 18. Geburtstag bis zu seinem 21.

Geburtstag gewährt, wenn:
1. bei dem Kind eine Beeinträchtigung im Sinne von Artikel 22 Absatz 1 Nummer 2 festgestellt wurde, die Anrecht

auf den Zuschlag für Kinder mit Beeinträchtigung eröffnen kann;
2. die Auswirkungen der Beeinträchtigung zu einem Zeitpunkt begonnen haben, an dem das Kind kindergeld-

berechtigt war.
§ 3 - In Abweichung von § 1 wird das Basiskindergeld jedem Kind gewährt, das ab seinem 18. Geburtstag einer

Ausbildung nachgeht.
Die Regierung bestimmt, was unter Ausbildung im Sinne des vorliegenden Paragrafen zu verstehen ist.
Art. 10 - Verlängerung des Anrechts
Das Basiskindergeld wird für insgesamt zwölf Monate gewährt:
1. nachdem das Kind die in Artikel 9 § 1 oder 9 § 3 aufgeführten Bedingungen nicht mehr erfüllt und
2. wenn kein Anrecht aufgrund von Artikel 9 § 2 besteht.
Sobald das Kind die in Artikel 9 § 1 oder § 3 aufgeführten Bedingungen wieder erfüllt, wird das Anrecht aufgrund

des vorliegenden Artikels ausgesetzt und das Basiskindergeld wird aufgrund von Artikel 9 § 1 oder § 3 gewährt. Falls
das Basiskindergeld anschließend wieder aufgrund des vorliegenden Artikels gewährt wird, wird das Anrecht um die
bereits aufgrund des vorliegenden Artikels genutzte Periode gemindert.

Art. 11 - Erwerbstätigkeit
Das Anrecht auf das Basiskindergeld aufgrund von Artikel 9 § 3 und Artikel 10 wird für den Zeitraum, in dem das

Kind erwerbstätig ist, ausgesetzt.
Die Regierung bestimmt:
1. welche Tätigkeiten als Erwerbstätigkeit im Sinne des vorliegenden Artikels zu verstehen sind;
2. für welchen Zeitraum das Kind als erwerbstätig gilt;
3. die Situationen, die einer Erwerbstätigkeit gleichgestellt sind;
4. welche Erwerbstätigkeiten nicht zur Aussetzung führen.
Art. 12 - Verschwundenes Kind
Das Basiskindergeld wird zugunsten des verschwundenen Kindes gewährt, wenn es zum Zeitpunkt seines

Verschwindens kindergeldberechtigt gemäß Artikel 9 oder 10 war.
Das Basiskindergeld zugunsten des verschwundenen Kindes wird während höchstens fünf Jahren gewährt,

gerechnet ab dem Verschwinden des Kindes, sofern das Kind das Alter von 25 Jahren nicht erreicht hat.
Der Anspruch des verschwundenen Kindes auf das Kindergeld endet, wenn es gefunden wird, es sei denn, die

Bedingungen von Artikel 9 oder 10 sind erfüllt.
Art. 13 - Entführtes Kind
Das Basiskindergeld wird zugunsten des entführten Kindes gewährt:
1. wenn das Kind zum Zeitpunkt seiner Entführung kindergeldberechtigt gemäß Artikel 9 § 1 war;
2. wenn die Entführung Gegenstand einer Rechtsklage oder einer Meldung bei der Polizei, bei der Staatsanwalt-

schaft oder bei den für die Kindesentführung zuständigen belgischen Behörden war;
3. solange das entführte Kind jünger als 18 Jahre ist.
Der Anspruch des entführten Kindes auf das Kindergeld endet, wenn es nicht mehr als entführt gilt, es sei denn,

die Bedingungen von Artikel 9 oder 10 sind erfüllt.
Art. 14 - Ende des Anrechts
Das Anrecht auf das Basiskindergeld erlischt in jedem Fall zu dem Zeitpunkt, an dem das Kind 25 Jahre alt wird.
Unterabschnitt 2 - Der Jahreszuschlag
Art. 15 - Jahreszuschlag
Die Regierung gewährt einen Jahreszuschlag, der 52 Euro pro Jahr beträgt.
Art. 16 - Gewährungsbedingungen
Der Jahreszuschlag wird jedem Kind gewährt, das im Monat Juli Anrecht auf das Basiskindergeld hat.
Unterabschnitt 3 - Der Zuschlag für kinderreiche Familien
Art. 17 - Zuschlag für kinderreiche Familien
Die Regierung gewährt einen Zuschlag für kinderreiche Familien, der 135 Euro pro Monat beträgt.
Art. 18 - Gewährungsbedingungen
Der Zuschlag für kinderreiche Familien wird jedem Kind unter der Bedingung gewährt, dass es sich bei dem

betreffenden Kind um das dritte oder jedes folgende Kind handelt, das einen Anspruch auf das Basiskindergeld
eröffnet, das an denselben Empfänger gezahlt wird.

Wenn das Kindergeld in Anwendung von Artikel 28 § 2 gezahlt wird, gilt für die Anwendung des vorliegenden
Artikels die Person, die ein Drittel des Kindergeldes erhält, als Empfänger.
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Unterabschnitt 4 - Der Sozialzuschlag
Art. 19 - Sozialzuschlag
Die Regierung gewährt einen Sozialzuschlag, der 75 Euro pro Monat beträgt.
Art. 20 - Gewährungsbedingungen
Der Sozialzuschlag wird jedem Kind gewährt, das:
1. Anrecht auf das Basiskindergeld hat;
2. gemäß Artikel 37 § 19 des koordinierten Gesetzes vom 14. Juli 1994 über die Gesundheitspflege- und

Entschädigungspflichtversicherung entweder selbst oder über ein Mitglied desselben Haushalts Anrecht auf eine
erhöhte Beteiligung der Gesundheitspflegeversicherung hat;

3. kein Anrecht auf den in Artikel 23 erwähnten Vollwaisenzuschlag und den in Artikel 25 erwähnten
Halbwaisenzuschlag hat.

Unterabschnitt 5 - Der Zuschlag für Kinder mit Beeinträchtigung
Art. 21 - Zuschlag für Kinder mit Beeinträchtigung
Die Regierung gewährt einen Zuschlag für Kinder mit Beeinträchtigung, der, abhängig von den Auswirkungen der

Beeinträchtigung, einer der folgenden Kategorien entspricht:
1. Kategorie 1: 85 Euro pro Monat;
2. Kategorie 2: 112 Euro pro Monat;
3. Kategorie 3: 262 Euro pro Monat;
4. Kategorie 4: 432 Euro pro Monat;
5. Kategorie 5: 491 Euro pro Monat;
6. Kategorie 6: 526 Euro pro Monat;
7. Kategorie 7: 561 Euro pro Monat.
Art. 22 - Gewährungsbedingungen
Der Zuschlag für Kinder mit Beeinträchtigung wird jedem Kind gewährt:
1. das entweder Anrecht auf das Basiskindergeld aufgrund von Artikel 9 § 1 hat oder das Anrecht auf das

Basiskindergeld aufgrund von Artikel 9 § 2 hat und nicht erwerbstätig im Sinne von Artikel 11 ist;
2. bei dem eine Beeinträchtigung festgestellt wurde, die Auswirkungen auf seine körperlichen oder geistigen

Fähigkeiten, seine Tatkraft bzw. seine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben oder sein familiäres Umfeld hat.
Die Regierung bestimmt:
1. wie die festgestellte Beeinträchtigung den in Artikel 21 erwähnten Kategorien jeweils zugeordnet wird;
2. wer die in Absatz 1 Nummer 2 erwähnten Auswirkungen wie und nach welchen Kriterien feststellt;
3. unter welchen Bedingungen die Feststellung der Auswirkungen der Beeinträchtigung revidiert werden kann.
Unterabschnitt 6 - Der Vollwaisenzuschlag
Art. 23 - Vollwaisenzuschlag
Die Regierung gewährt einen Vollwaisenzuschlag, der 239 Euro pro Monat beträgt.
Art. 24 - Gewährungsbedingungen
Der Vollwaisenzuschlag wird jedem Kind gewährt:
1. das Anrecht auf das Basiskindergeld hat;
2. dessen Eltern beide verstorben oder für verschollen erklärt sind oder, falls ein Abstammungsverhältnis nur zu

einem Elternteil feststeht, dieser Elternteil verstorben oder für verschollen erklärt ist.
Der Vollwaisenzuschlag wird nicht mehr gewährt, wenn die Vollwaise adoptiert wird oder ein Abstammungs-

verhältnis zu einem vormals unbekannten Elternteil geschaffen wird.
Unterabschnitt 7 - Der Halbwaisenzuschlag

Art. 25 - Halbwaisenzuschlag
Die Regierung gewährt einen Halbwaisenzuschlag, der 120 Euro pro Monat beträgt.
Art. 26 - Gewährungsbedingungen
Der Halbwaisenzuschlag wird jedem Kind gewährt:
1. das Anrecht auf das Basiskindergeld hat;
2. wenn eins seiner Elternteile verstorben oder für verschollen erklärt ist.
Der Halbwaisenzuschlag wird ebenfalls gewährt, wenn für ein Kind, das Anrecht auf den Vollwaisenzuschlag hat,

ein Abstammungsverhältnis zu einem vormals unbekannten Elternteil geschaffen wird.
Der Halbwaisenzuschlag wird nicht mehr gewährt, wenn:
1. die Halbwaise adoptiert wird.
2. der überlebende Elternteil heiratet oder eine Erklärung über das gesetzliche Zusammenwohnen tätigt.
Im Absatz 3 Nummer 2 erwähnten Fall wird der Halbwaisenzuschlag wieder gewährt, wenn die Ehe des

überlebenden Elternteils geschieden wird oder das gesetzliche Zusammenwohnen endet.
Unterabschnitt 8 - Gemeinsame Bestimmungen
Art. 27 - Zeitpunkt der Eröffnung und des Erlöschens des Anrechts
Das Anrecht auf die in den Unterabschnitten 1 bis 6 erwähnten Leistungen wird am ersten Tag des Monats nach

demjenigen, in dem ihre jeweiligen Bedingungen erfüllt sind eröffnet.
Es erlischt am ersten Tag des Monats nach demjenigen, in dem ihre jeweiligen Bedingungen nicht mehr erfüllt sind.

Abschnitt 3 — Empfänger

Art. 28 - Empfänger
§ 1 - Folgende Personen gelten in nachstehender Reihenfolge als Empfänger des Kindergeldes:
1. die Person, die durch das zuständige Gericht aufgrund von Artikel 55 bestimmt wurde;
2. der Elternteil, der denselben Wohnsitz wie das Kind hat;
3. die Mutter, wenn Eltern unterschiedlichen Geschlechts denselben Wohnsitz wie das Kind haben;
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4. der ältere Elternteil, wenn Eltern gleichen Geschlechts denselben Wohnsitz wie das Kind haben;
5. die Person, die das Kind tatsächlich großzieht, wenn keiner der Elternteile denselben Wohnsitz wie das Kind hat;
6. die Frau, wenn es sich im Nummer 5 erwähnten Fall um zwei Personen unterschiedlichen Geschlechts handelt;
7. die älteste Person, wenn es sich im in Nummer 5 erwähnten Fall um zwei Personen gleichen Geschlechts oder

um mehr als zwei Personen handelt.
Die Personen, die mehr als die Hälfte der Unterhaltskosten für das Kind tragen, gelten als das Kind tatsächlich

großziehend im Sinne von Absatz 1 Nummern 5, 6 und 7. Bis zum Beweis des Gegenteils gilt, dass es sich dabei um
die volljährigen Personen handelt, die denselben Wohnsitz wie das Kind haben.

Die Regierung bestimmt die Modalitäten, gemäß denen der Beweis des Gegenteils erbracht wird.
§ 2 - In Abweichung von § 1 gelten folgende Personen als Empfänger des Kindergeldes für das Kind, das durch

eine Entscheidung oder zulasten einer öffentlichen Behörde während 30 oder mehr aufeinanderfolgenden Tagen in
einer Einrichtung untergebracht ist:

1. die gemäß § 1 bestimmte Person, für ein Drittel des Kindergeldes;
2. die Einrichtung für zwei Drittel des Kindergeldes.
Die Regierung bestimmt für die Anwendung des vorliegenden Paragrafen, was unter Unterbringung, Behörde und

Einrichtung zu verstehen ist.
§ 3 - In Abweichung von § 1 und unbeschadet von § 2 gilt das Kind selbst in folgenden Fällen als Empfänger:
1. wenn es verheiratet ist;
2. wenn es für mündig erklärt wird und nicht denselben Wohnsitz wie die in § 1 erwähnte Person hat;
3. wenn es das Alter von 16 Jahren erreicht und nicht denselben Wohnsitz wie die in § 1 erwähnten Personen hat;
4. wenn es selbst Empfänger von Kindergeld zugunsten eines oder mehrerer eigener Kinder ist.
Nur in vorliegendem Paragrafen erwähnte Kinder können eine andere Person als Empfänger bestimmen,

vorausgesetzt diese Person ist ein Verwandter oder Verschwägerter ersten Grades des Kindes.
§ 4 - In Abweichung von § 1 gelten folgende Personen in nachstehender Reihenfolge als Empfänger des

Kindergeldes für das entführte Kind:
1. die gemäß § 1 ermittelte Person, die unmittelbar vor der Entführung Empfänger des Kindergeldes war;
2. die Mutter des entführten Kindes, wenn es sich um Eltern unterschiedlichen Geschlechts handelt und die Mutter

nicht Empfänger für dieses Kind war;
3. der Vater des entführten Kindes, wenn es sich um Eltern unterschiedlichen Geschlechts handelt und der Vater

nicht Empfänger für dieses Kind war;
4. der ältere Elternteil, der nicht Empfänger für dieses Kind war, wenn es sich um Eltern gleichen Geschlechts

handelt;
5. der jüngere Elternteil, der nicht Empfänger für dieses Kind war, wenn es sich um Eltern gleichen Geschlechts

handelt;
6. die Person, die das Kind unmittelbar vor der Entführung tatsächlich großzog und nicht Empfänger für dieses

Kind war, wobei für die Bestimmung dieser Person
§ 1 Absatz 1 Nummern 5, 6 und 7 anzuwenden sind.
Die gemäß Absatz 1 ermittelte Person kann nur Empfänger des Kindergeldes sein, wenn diese weder direkt noch

indirekt an der Entführung des Kindes mitgewirkt hat und ihren Wohnsitz zum Zeitpunkt und für die Dauer der
Entführung im deutschen Sprachgebiet hat.

Art. 29 - Neuer Empfänger
Ereignisse, die eine Änderung des Empfängers zur Folge haben, wirken ab dem ersten Tag des Monats nach

demjenigen, in dem dieses Ereignis stattgefunden hat.

Kapitel 3 — Prämien

Abschnitt 1 — Geburtsprämie

Art. 30 - Geburtsprämie
Die Regierung gewährt eine Geburtsprämie, die 1.144 Euro beträgt.
Art. 31 - Gewährungsbedingungen
Die Geburtsprämie wird jedem Kind, das seinen ersten Wohnsitz im deutschen Sprachgebiet hat, einmalig

anlässlich seiner Geburt gewährt.
Die Geburtsprämie wird ebenfalls gewährt, wenn kein Anspruch auf Kindergeld besteht, sofern es sich um ein

Kind handelt, für das ein Standesbeamter eine Urkunde über die Anmeldung eines leblosen Kindes ausgefertigt hat
und die Mutter des Kindes zum Zeitpunkt der Entbindung ihren Wohnsitz im deutschen Sprachgebiet hatte.

Art. 32 - Empfänger
Folgende Personen gelten in nachfolgender Reihenfolge als Empfänger der Geburtsprämie:

1. die Mutter, wenn es sich um Eltern unterschiedlichen oder weiblichen Geschlechts handelt;

2. die ältere Person, wenn es sich um Eltern männlichen Geschlechts handelt oder wenn die Eltern weiblichen
Geschlechts das Kind selbst nicht zur Welt gebracht haben.

Art. 33 - Zeitpunkt der Bestimmung der Höhe der Prämie

Unbeschadet der Anwendung von Artikel 51 Absatz 1 Nummer 2 wird die Höhe der Geburtsprämie zum
Zeitpunkt der Geburt festgelegt.

Abschnitt 2 — Adoptionsprämie

Art. 34 - Adoptionsprämie

Die Regierung gewährt eine Adoptionsprämie, die 1.144 Euro beträgt.
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Art. 35 - Gewährungsbedingungen
Die Adoptionsprämie wird jedem Kind gemäß den folgenden Bedingungen gewährt:
1. Es liegen Dokumente vor, die die Absicht des Adoptierenden oder seines Ehepartners ausdrücken, ein Kind zu

adoptieren. Bei diesen Dokumenten handelt es sich um einen Antrag, der vor dem zuständigen Gericht eingereicht
wurde, oder, in Ermangelung eines Antrags, um eine unterzeichnete Adoptionsurkunde.

2. Das Kind hat denselben Wohnsitz wie der Adoptierende.
3. Das Kind ist aufgrund von Artikel 6 kindergeldberechtigt.
Wenn das Kind am Tag der Hinterlegung des Antrags oder, in Ermangelung eines Antrags, am Tag der

Unterzeichnung der Urkunde bereits denselben Wohnsitz wie der Adoptierende hat, muss die in Absatz 1 Nummer 3
erwähnte Bedingung an diesem Tag erfüllt sein.

Wenn das Kind am Tag der Hinterlegung des Antrags oder, in Ermangelung eines Antrags, am Tag der
Unterzeichnung der Urkunde noch nicht denselben Wohnsitz wie der Adoptierende hat, muss die in Absatz 1
Nummer 3 erwähnte Bedingung zu dem Zeitpunkt, an dem das Kind denselben Wohnsitz wie der Adoptierende hat,
erfüllt sein.

Art. 36 - Empfänger
Folgende Personen gelten in nachfolgender Reihenfolge als Empfänger der Adoptionsprämie:
1. der Adoptierende, wenn er das Kind allein adoptiert;
2. der Adoptierende, der durch beide Adoptierende als Empfänger bestimmt wurde, wenn es sich um mehrere

Adoptierende handelt;
3. die Adoptivmutter, wenn keine in Nummer 2 erwähnte Wahl getroffen wird und es sich um zwei Adoptierende

unterschiedlichen Geschlechts handelt;
4. die ältere Person, wenn keine in Nummer 2 erwähnte Wahl getroffen wird und es sich um zwei Adoptierende

gleichen Geschlechts handelt.
Die Regierung bestimmt die Modalitäten, gemäß denen die in Absatz 1 Nummer 2 erwähnten Adoptierenden ihre

Wahl treffen.
Art. 37 - Gewährungszeitpunkt und Ausschlusskriterien
Für ein adoptiertes Kind wird der Betrag der Adoptionsprämie gewährt, der am Tag der Hinterlegung des Antrags

oder, in Ermangelung eines Antrags, am Tag der Unterzeichnung der Adoptionsurkunde anwendbar war. Hat das Kind
zu diesem Zeitpunkt noch nicht denselben Wohnsitz wie der Adoptierende, wird der Betrag der Adoptionsprämie
gewährt, der zu dem Zeitpunkt, zu dem das Kind denselben Wohnsitz wie der Adoptierende hat, anwendbar ist.

Für dasselbe Kind kann im Rahmen derselben Adoption nur eine einzige Adoptionsprämie gewährt werden.
Die Adoptionsprämie wird nicht gewährt, wenn der Adoptierende, sein Ehepartner bzw. die Person, die gemäß

Artikel 3 Absatz 1 Nummer 9 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
natürlichen Personen Teil seines Haushalts ist, für dasselbe Kind bereits eine Geburtsprämie oder eine vergleichbare
Prämie einer anderen Gebietskörperschaft oder eines anderen Staates anlässlich der Geburt bezogen hat.

KAPITEL 4 — ENTWICKLUNG DER LEISTUNGEN
Art. 38 - Entwicklungsmodalitäten
§ 1 - Die Familienleistungen werden jährlich ab dem Jahr 2020 im Monat Juli angeglichen:
1. an die definitiv festgelegte Schwankungsrate des durchschnittlichen Verbraucherpreisindexes des vorherigen

Haushaltsjahres, gemäß den in Artikel 38 § 3 Absatz 1 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der
Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen festgelegten Modalitäten;

2. an den Prozentsatz von 25 % des definitiv festgelegten realen Wachstums des Bruttoinlandsprodukts pro
Einwohner des vorherigen Haushaltsjahres.

§ 2 - In Abweichung von § 1 bleiben die Beträge der Leistungen unverändert, wenn die Anwendung von § 1 eine
negative Angleichung zur Folge hätte.

In diesem Fall erfolgt die in § 1 erwähnte Angleichung im darauffolgenden Jahr an die Werte der vorherigen
Haushaltsjahre, die noch nicht für eine Angleichung berücksichtigt wurden.

§ 3 - Die in § 1 angegebenen Werte werden in Einheiten gefolgt von vier Dezimalstellen angegeben. Die fünfte
Dezimalstelle fällt weg, wobei die vorangehende Ziffer aufgerundet wird, wenn die fünfte Dezimalstelle mindestens 5
beträgt.

Enthalten die Leistungen infolge der Anwendung von § 1 den Bruchteil eines Cents, wird dieser Bruchteil eines
Cents zum vollständigen Cent auf- oder abgerundet, je nachdem, ob dieser Bruchteil 0,5 erreicht oder nicht.

Kapitel 5 — GEWÄHRUNGS- UND RÜCKFORDUNGSVERFAHREN

Abschnitt 1 — Gemeinsame Bestimmungen

Art. 39 - Abweichung von der Charta des Sozialversicherten
Die Bestimmungen des vorliegenden Kapitels sind in Abweichung der Bestimmungen des Gesetzes vom

11. April 1995 zur Einführung der ″Charta″ der Sozialversicherten anwendbar.

Abschnitt 2 — Anträge

Art. 40 - Einreichen des Antrags
Die Familienleistungen werden entweder von Amts wegen, wenn es materiell möglich ist, oder auf schriftlichen

Antrag, der bei der Regierung einzureichen ist, ausgezahlt.
Die Regierung übermittelt dem Antragsteller eine Empfangsbestätigung oder die Bestätigung, dass sein Anrecht

untersucht wird, oder händigt ihm diese Bestätigungen aus. Jede Empfangsbestätigung muss die vorgesehene Frist für
die Bearbeitung des Antrags sowie die zu berücksichtigende Verjährungsfrist enthalten. Eine Zahlung oder eine Bitte
um zusätzliche Auskünfte gilt als Empfangsbestätigung.

Die Regierung bestimmt:
1. was unter ″materiell möglich″ zu verstehen ist;
2. den Inhalt der jeweiligen Anträge auf Familienleistungen;
3. die Modalitäten der Untersuchung des Anrechts von Amts wegen;
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4. die zusätzlichen Modalitäten in Bezug auf die Bestätigungen;
5. die Fälle, in denen keine Empfangsbestätigung ausgestellt werden muss.
Art. 41 - Erteilung dienlicher Informationen
Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 45 erteilt die Regierung dem Antragsteller auf dessen Antrag hin alle

dienlichen Informationen bezüglich seiner Rechte und Pflichten und übermittelt ihm auf eigene Initiative alle
zusätzlichen Informationen, die für die Bearbeitung seines Antrags oder zur Wahrung seiner Rechte notwendig sind.
Sie berät ihn darüber hinaus über die Ausübung seiner Rechte oder die Erfüllung seiner Pflichten.

Die in Absatz 1 erwähnte Information:
1. gibt die Kennzeichnung der behandelten Akte deutlich wieder;
2. ist präzise und vollständig;
3. ist kostenlos;
4. wird innerhalb einer Frist von 45 Tagen erteilt.
Die Regierung bestimmt, was unter dienlicher Information zu verstehen ist sowie die Modalitäten zur Anwendung

des vorliegenden Artikels.
Art. 42 - Bearbeitung des Antrags
Die Regierung trägt bei der Bearbeitung des Antrags auf eigene Initiative alle notwendigen Auskünfte zusammen,

um die Rechte des Antragstellers beurteilen zu können. In Ermangelung dieser Auskünfte fordert sie diese gemäß den
Modalitäten, die sie festlegt, beim Antragsteller ein.

Wenn der Antragsteller diese Auskünfte nicht innerhalb eines Monats erteilt, wird ihm ein Erinnerungsschreiben
zugesandt. Wenn der Antragsteller die beantragten zusätzlichen Auskünfte trotz Erinnerungsschreiben nach mehr als
einem Monat ab Versand des Erinnerungsschreibens immer noch nicht erteilt hat, kann die Regierung, nachdem sie alle
dienlichen Schritte zur Erlangung dieser Auskünfte unternommen hat, ihren Beschluss auf Grundlage der Auskünfte
fassen, über die sie verfügt, es sei denn, der Antragsteller gibt einen Grund an, der eine längere Beantwortungsfrist
rechtfertigt.

Art. 43 - Erneuter Antrag
Nach einem Beschluss oder einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung über den Antrag auf Gewährung

einer Familienleistung kann in den für den ursprünglichen Antrag vorgesehenen Formen ein neuer Antrag eingereicht
werden. Ein neuer Antrag kann nur in Anbetracht neuer Beweiselemente, die der Regierung oder dem zuständigen
Rechtsprechungsorgan vorher noch nicht vorgelegt worden sind, oder aufgrund einer Abänderung einer Gesetzes-,
Dekret- oder Verordnungsbestimmung oder aufgrund einer veränderten Situation des Antragstellers für begründet
erklärt werden.

Abschnitt 3 — Beschlüsse

Art. 44 - Frist zur Beschlussfassung

Die Regierung fasst ihren Beschluss spätestens innerhalb von vier Monaten nach Empfang des in Artikel 40
erwähnten Antrags oder nach Eintreten des in demselben Artikel erwähnten Umstands, der zu der Untersuchung des
Anrechts von Amts wegen Anlass gibt.

Wenn die Regierung innerhalb dieser Frist keinen Beschluss fassen kann, setzt sie den Antragsteller davon in
Kenntnis und begründet diese Verspätung. Die Beschlussfassungsfrist wird dadurch nicht verlängert.

Erfordert der Antrag den Rückgriff auf eine Einrichtung, die der Zuständigkeit einer anderen Gebietskörperschaft
unterliegt, wird dieser durch die Regierung vorgenommen. Der Antragsteller wird davon in Kenntnis gesetzt.

Die Beschlussfassungsfrist wird ausgesetzt, solange der Antragsteller oder eine Einrichtung, die der Zuständigkeit
einer anderen Gebietskörperschaft unterliegt, der Regierung nicht alle von ihr beantragten Auskünfte, die für die
Beschlussfassung notwendig sind, erteilt hat.

Art. 45 - Notifizierung von Beschlüssen
Die Regierung setzt die betroffenen Personen spätestens zum Zeitpunkt der Ausführung von jedem Beschluss, der

sie betrifft, in Kenntnis.
Unbeschadet der Anwendung anderer Gesetzes-, Dekret- oder Verordnungsbestimmungen erfolgt die Notifizie-

rung schriftlich an den Antragsteller.
Die Regierung bestimmt:
1. die Modalitäten und Fristen für die Notifizierung;
2. die Fälle, in denen die Notifizierung nicht erfolgen muss oder in denen sie zum Zeitpunkt der Ausführung

stattzufinden hat;
3. die Fälle, in denen die Notifizierung per Einschreiben erfolgt.
Art. 46 - Berechnungsmodus
In Beschlüssen über die Gewährung einer Familienleistung, die Gewährung einer zusätzlichen Familienleistung,

die Regularisierung einer Familienleistung oder die Verweigerung einer Familienleistung, die sich auf Geldbeträge
beziehen, wird vermerkt, wie diese Beträge berechnet worden sind.

Die Regierung legt die Pflichtvermerke fest, die auf den Zahlungsformularen stehen müssen.
Art. 47 - Inhaltliche Vorgaben der Beschlüsse
§ 1 - Die Notifizierung von Beschlüssen über die Gewährung oder Verweigerung von Familienleistungen enthält

folgende Vermerke:
1. die Möglichkeit, beim zuständigen Gericht Einspruch einzureichen;
2. die Adresse der zuständigen Rechtsprechungsorgane;
3. die im Fall eines Einspruchs zu respektierenden Fristen und Modalitäten;
4. den Inhalt der Artikel 728 und 1017 des Gerichtsgesetzbuches;
5. die Kennzeichnung der Akte und die Angaben des Mitarbeiters oder des Dienstes, der sie verwaltet;
6. die Möglichkeit, bei dem Dienst, der die Akte verwaltet, oder bei einem dazu bestimmten Informationsdienst

jegliche Erklärung betreffend den Beschluss zu erhalten.
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Enthält die Notifizierung die in Absatz 1 vorgesehenen Vermerke nicht, läuft die in
Artikel 75 erwähnte Einspruchsfrist nicht an.
§ 2 - Die Notifizierung von Beschlüssen zur Rückforderung zu Unrecht ausgezahlter Leistungen enthält zusätzlich

zu den in § 1 erwähnten Vermerken folgende Angaben:
1. die Feststellung, dass Beträge zu Unrecht gezahlt wurden;
2. den Gesamtbetrag der zu Unrecht ausgezahlten Beträge sowie den Berechnungsmodus;
3. den Inhalt der Bestimmungen, gegen die die Zahlung des zu Unrecht ausgezahlten Betrags verstößt, mit den

entsprechenden Verweisen;
4. die berücksichtigte Verjährungsfrist;
5. gegebenenfalls die Möglichkeit für die Regierung, auf die Rückforderung der zu Unrecht ausgezahlten Beträge

und auf das in diesem Fall zu befolgende Verfahren zu verzichten;
6. die Möglichkeit, einen mit Gründen versehenen Vorschlag für eine Rückzahlung in Teilzahlungen vorzulegen.
Enthält die Notifizierung die in Absatz 1 vorgesehenen Vermerke nicht, läuft die in
Artikel 75 erwähnte Einspruchsfrist nicht an.

Art. 48 - Fehlerhafte Beschlüsse

Wird festgestellt, dass der Beschluss einen rechtlichen oder materiellen Irrtum aufweist, fasst die Regierung auf
eigene Initiative einen neuen Beschluss, der an dem Datum wirksam wird, an dem der fehlerhafte Beschluss hätte
wirksam werden müssen, und dies unbeschadet der anwendbaren Verjährungsbestimmungen.

Unbeschadet des Artikels 49 wird der neue Beschluss im Fall eines Irrtums der Regierung ab dem Folgemonat
seiner Notifizierung wirksam, wenn das Anrecht auf die Familienleistung geringer ist als das ursprünglich gewährte
Anrecht.

Absatz 2 findet keine Anwendung, wenn der Antragsteller:

1. weiß oder wissen musste, dass er kein Anrecht oder kein Anrecht mehr auf den Gesamtbetrag einer Leistung hat;

2. nicht alle aus seinen früheren Verpflichtungen hervorgehenden oder durch eine Gesetzes-, Dekret- oder
Verordnungsbestimmung vorgeschriebenen Erklärungen geleistet hat.

Art. 49 - Rücknahme und Neufassung von Beschlüssen

Unbeschadet der anwendbaren Verjährungsbestimmungen kann die Regierung innerhalb der Frist für das
Einreichen einer Rechtsklage oder eines Einspruchs bei dem zuständigen Rechtsprechungsorgan oder, wenn bereits
eine Rechtsklage oder Einspruch eingereicht worden ist, bis zur Schließung der Verhandlungen ihren Beschluss
rückgängig machen und einen neuen Beschluss fassen, wenn:

1. an dem Tag, an dem die Leistung eingesetzt hat, das Anrecht durch eine Gesetzes-, Dekret- oder
Verordnungsbestimmung abgeändert worden ist;

2. ein neuer Umstand oder neues Beweismaterial, die Auswirkungen auf die Anrechte des Antragstellers haben,
im Laufe des Verfahrens geltend gemacht werden.

Abschnitt 4 — Auszahlung

Art. 50 - Auszahlungsmodalitäten

§ 1 - Unter Berücksichtigung von Artikel 44 erfolgt die Zahlung der Familienleistungen im Laufe des Monats nach
dem Monat, auf den sie sich beziehen.

Damit die Auszahlung nicht unterbrochen oder verzögert wird, kann die Regierung die Zahlung der
Familienleistungen als Vorschuss und die Regularisierung der Konten vorsehen.

Die Regierung bestimmt das Datum der Auszahlung der Familienleistungen.

§ 2 - Die Leistungen werden auf ein Konto des Empfängers bei einem Kreditinstitut, wie in Artikel 1 des Gesetzes
vom 22. März 1993 über den Status und die Kontrolle der Kreditinstitute bestimmt, überwiesen. Die Regierung kann
abweichende Zahlungsmodalitäten festlegen.

Bei dem in Absatz 1 erwähnten Konto handelt es sich um ein Konto, das auf den Namen des Empfängers oder auf
den Namen des Empfängers und einer anderen Person eröffnet wurde.

Art. 51 - Besondere Auszahlungsmodalitäten

In Abweichung von Artikel 50 § 1 gelten folgende besondere Auszahlungsmodalitäten:

1. Im in Artikel 28 § 2 Absatz 1 Nummer 2 erwähnten Fall erfolgt keine Auszahlung der Leistungen an die
Einrichtung, wenn es sich um eine Unterbringung in Anwendung von Jugendschutz- oder Jugendhilfebestimmungen
zulasten der Deutschsprachigen Gemeinschaft handelt.

2. Die Auszahlung der in Artikel 30 erwähnten Geburtsprämie kann bereits ab dem sechsten Monat der
Schwangerschaft beantragt werden. Unter der Bedingung, dass die werdende Mutter zu diesem Zeitpunkt ihren
Wohnsitz im deutschen Sprachgebiet hat, kann die Geburtsprämie zwei Monate vor dem voraussichtlichen
Geburtstermin, der auf dem ärztlichen Attest, das dem Antrag beigefügt ist, vermerkt ist, als Vorschuss ausgezahlt
werden. Die Regierung legt das Verfahren fest, gemäß dem dieser Antrag erfolgen soll.

In Abweichung von Artikel 50 § 2 werden die Leistungen auf das Konto der Person gezahlt, die die
Familienleistungen aufgrund eines Gerichtsurteils, das nicht in Anwendung von Artikel 55 erlassen wurde, erhält. Die
Zahlung auf das Konto dieser Person hat keinen Einfluss auf die Eigenschaft des ursprünglichen Empfängers.

Art. 52 - Verspätete Auszahlung

Erfolgt die Zahlung der Familienleistungen nicht ab dem in Artikel 50 vorgesehenen Zeitpunkt, setzt die
Regierung den Antragsteller unbeschadet seines Rechts, die Sache vor die zuständigen Rechtsprechungsorgane zu
bringen, davon in Kenntnis und begründet diese Verspätung.

Solange die Zahlung nicht erfolgt ist, wird der Antragsteller alle vier Monate über die Gründe dieser Verspätung
informiert.
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Art. 53 - Aussetzung der Auszahlung
Unbeschadet des in Artikel 57 erwähnten Rechts auf Rückforderung kann die Auszahlung bei ernsthaften und

übereinstimmenden Anhaltspunkten, dass die Informationen, die der Antragsteller zum Erhalt der Leistungen
übermittelt hat, auf Betrug, arglistige Täuschung oder betrügerische Handlungen zurückgehen oder falsch sind,
ausgesetzt werden. Diese Aussetzung kann so lange aufrechterhalten werden, bis der Verdacht nicht mehr besteht,
jedoch höchstens sechs Monate, wobei die Frist einmal erneuert werden kann.

Art. 54 - Verrechnung mit ausländischen Familienleistungen
Unbeschadet der im deutschen Sprachgebiet geltenden Bestimmungen der internationalen Abkommen und

europäischen Verordnungen über die soziale Sicherheit wird der Betrag der Familienleistungen um den Betrag der
gleichartigen Leistungen reduziert, die für ein Kind bezogen werden können, das Anspruch auf Familienleistungen in
Anwendung anderer ausländischer Gesetzes- oder Verordnungsbestimmungen oder aufgrund der auf das Personal
einer völkerrechtlichen Einrichtung anwendbaren Regeln eröffnet, selbst wenn die Gewährung dieser Leistungen
aufgrund der vorerwähnten Bestimmungen oder Regeln als Ergänzung zu den Familienleistungen, die in Anwendung
des vorliegenden Dekrets gewährt werden, gilt.

Diese Reduzierung kommt nicht zur Anwendung, wenn für ein Kind Anspruch auf gleichartige Leistungen
aufgrund der statutarischen Bestimmungen, die auf Beamte und andere Bedienstete der Europäischen Union
anwendbar sind, besteht.

Die Regierung bestimmt:
1. die Höhe des provisorisch auszuzahlenden Differenzbetrags der Familienleistungen für die Fälle, in denen die

Höhe des Betrags der ausländischen Familienleistungen noch nicht bekannt ist;
2. die völkerrechtlichen Einrichtungen, deren statutarische Bestimmungen, die auf ihr Personal anwendbar sind,

den in Absatz 2 erwähnten statutarischen Bestimmungen gleichgesetzt werden.
Art. 55 - Einspruch gegen die Auszahlung an den Empfänger
Wenn es im Interesse des Kindes erforderlich ist, kann je nach Fall das volljährige Kind, jeder Elternteil, der

Adoptierende, der Pflegevormund, der Vormund, der Kurator, der Verwalter oder der Sozialversicherte gegen die
Auszahlung an den in Artikel 28 erwähnten Empfänger gemäß Artikel 572bis Nummer 8 des Gerichtsgesetzbuches
Einspruch erheben.

Art. 56 - Überschreitung der Beschlussfassungsfrist
Wird der in Artikel 44 erwähnte Beschluss durch Verschulden der Regierung nicht innerhalb der dort

vorgegebenen Frist gefasst, bringen die Leistungen dem anspruchsberechtigten Antragsteller von Rechts wegen
spätestens ab dem Ablauf dieser Beschlussfassungsfrist und frühestens ab dem Datum ihrer Fälligkeit Zinsen ein. Der
anwendbare Zinssatz beträgt sieben Prozent pro Jahr auf die geschuldeten Leistungen.

Die in Absatz 1 erwähnten von Rechts wegen geschuldeten Zinsen werden nicht geschuldet auf die Differenz
zwischen einerseits dem Betrag der Vorschüsse, die gezahlt worden sind, weil die Regierung noch nicht über die zur
Fassung eines endgültigen Beschlusses notwendige Information verfügte, und andererseits dem Betrag, der sich aus
dem endgültigen Beschluss ergibt, wenn diese Vorschüsse 90 Prozent oder mehr des auf der Grundlage des endgültigen
Beschlusses geschuldeten Betrags betragen.

Die in Absatz 1 erwähnten Zinsen werden nicht geschuldet, wenn Vorschüsse gezahlt werden und der endgültige
Beschluss von Informationen abhängt, die vom Antragsteller selbst oder von einer Einrichtung, die der Zuständigkeit
einer anderen Gebietskörperschaft unterliegt, erteilt werden müssen.

Abschnitt 5 — Rückforderung

Art. 57 - Bedingungen
Wenn die Regierung feststellt, dass Familienleistungen zu Unrecht ausgezahlt wurden, fordert sie diese zurück.

Leistungen gelten als zu Unrecht ausgezahlt, wenn:
1. die Informationen, die zum Erhalt der Leistungen geführt haben, betrügerisch oder falsch sind;
2. der Empfänger Leistungen aufgrund des vorliegenden Dekrets bezogen hat, obwohl er nicht oder nicht mehr in

dessen Anwendungsbereich fällt.
Art. 58 - Verfahren
Unter Berücksichtigung von Artikel 1410 § 4 des Gerichtsgesetzbuches werden die Familienleistungen

zurückgefordert, indem noch ausstehende Leistungen ganz oder teilweise einbehalten werden.
Wenn die Beträge nicht gemäß Absatz 1 zurückgefordert werden konnten, leitet die Regierung gerichtliche Schritte

zur Rückforderung der Beträge gegen den Empfänger ein.
Die Regierung bestimmt:
1. die Modalitäten der Aufforderung zur Rückzahlung;
2. die Modalitäten und Fristen für die Einleitung der gerichtlichen Schritte.
Art. 59 - Nichteintreibung
§ 1 - Erweist sich die Rückforderung zu Unrecht ausgezahlter Beträge als technisch nicht möglich, kann die

Regierung in den von ihr bestimmten Fällen die entsprechenden zurückzufordernden Beträge als nicht eintreibbar
erklären.

§ 2 - Sind die Eintreibungskosten für die Rückforderung zu Unrecht ausgezahlter Beträge höher als die
einzutreibenden Beträge, kann die Regierung in den von ihr festgelegten Grenzen entweder von gerichtlichen Schritten
zur Rückforderung dieser Beträge oder von der Rückforderung dieser Beträge durch Zwangsvollstreckung absehen
und die entsprechenden zurückzufordernden Beträge als nicht eintreibbar erklären.

Die Regierung kann in den von ihr festgelegten Grenzen von der Rückforderung geringer Beträge absehen, wenn
diese Beträge nicht durch Einbehaltung auf die noch ausstehenden Leistungen zurückgefordert werden können.

§ 3 - Die Regierung kann aus sozialen Gründen zurückzufordernde Beträge ganz oder teilweise als nicht
eintreibbar erklären, wenn:

1. der Antragsteller einen Antrag auf Verzicht der Rückforderung stellt;
2. der zu Unrecht ausgezahlte Betrag nicht auf einen auf Betrug, arglistige Täuschung, betrügerische Handlungen

oder auf eine in Artikel 48 Absatz 3 erwähnte Verfehlung des Antragstellers zurückgeht;
3. das verfügbare Haushaltseinkommen des Antragstellers einen Grenzbetrag nicht überschreitet. Die Regierung

bestimmt den Grenzbetrag und die Überprüfungsmodalitäten dieser Bedingung.
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In Abweichung von Absatz 1 kann die Regierung in von ihr bestimmten Härtefällen zurückzufordernde Beträge
ganz oder teilweise als nicht eintreibbar erklären, wenn die in

Absatz 1 Nummer 3 erwähnte Bedingung nicht erfüllt ist.
§ 4 - Außer bei Betrug, arglistiger Täuschung oder betrügerischen Handlungen werden zurückzufordernde Beträge

von Amts wegen als nicht eintreibbar erklärt, wenn die Person, an die sie gezahlt worden sind, verstorben ist und die
Rückforderung ihr zum Zeitpunkt ihres Todes noch nicht notifiziert wurde.

Art. 60 - Zinsen
Zu Unrecht ausgezahlte Leistungen bringen von Rechts wegen ab dem Zeitpunkt der Zahlung Zinsen ein, wenn

die zu Unrecht getätigte Zahlung auf Betrug, arglistige Täuschung oder betrügerische Handlungen seitens des
Antragstellers zurückzuführen ist. Der anwendbare Zinssatz beträgt sieben Prozent pro Jahr auf die zu Unrecht
gezahlten Leistungen.

Abschnitt 6 — Vertraulichkeit und Datenschutz

Art. 61 - Vertraulichkeit
Unbeschadet besonderer Gesetzes-, Dekret- oder Verordnungsbestimmungen sind die Regierung und die anderen

Personen, die an der Ausführung des vorliegenden Dekrets und dessen Ausführungsbestimmungen beteiligt sind,
dazu verpflichtet, die Angaben, die ihnen in Ausübung ihres Auftrags anvertraut werden, vertraulich zu behandeln.

Art. 62 - Verarbeitung personenbezogener Daten
§ 1 - Unbeschadet des Artikels 63 ist die Regierung verantwortlich für die in vorliegendem Abschnitt erwähnte

Verarbeitung personenbezogener Daten im Sinne von Artikel 1 § 4 des Gesetzes vom 8. Dezember 1992 über den Schutz
des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten.

§ 2 - Die Regierung verarbeitet personenbezogene Daten im Hinblick auf die Ausführung der durch das
vorliegende Dekret festgelegten Aufträge. Sie darf die erhobenen Daten nicht zu anderen Zwecken als zur Ausführung
dieser Aufträge verwenden.

Die Regierung bestimmt die weiteren Modalitäten und Rahmenbedingungen, einschließlich eventueller Verfah-
rensbestimmungen, für die Durchführung der im vorliegenden Abschnitt erwähnten Aufgaben.

§ 3 - Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten erfolgt unter Einhaltung des Gesetzes vom 8. Dezember 1992
über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten.

Art. 63 - Verarbeitung von Daten zur Gesundheit
Die Verarbeitung von Daten zur Gesundheit erfolgt unter Einhaltung des Gesetzes vom 22. August 2002 über die

Rechte des Patienten und der ärztlichen Schweigepflicht.
Art. 64 - Datenkategorien
Die Regierung kann alle gemäß Artikel 62 § 2 angemessenen, sachdienlichen und verhältnismäßigen personen-

bezogenen Daten folgender Datenkategorien verarbeiten:
1. Daten zur Identität und Kontaktangaben des Antragstellers, des Kindes, des Empfängers, des Sozialversicherten

und der Familienangehörigen;
2. Daten zum Schulbesuch bzw. zur Ausbildung des Kindes;
3. Daten zur berufsständischen Situation der in Nummer 1 erwähnten Personen;
4. Daten zur Familiensituation der in Nummer 1 erwähnten Personen;
5. Daten zur sozialen und finanziellen Situation der in Nummer 1 erwähnten Personen;
6. Daten zur körperlichen und psychischen Gesundheit des Kindes;
7. besonders schützenswerte Daten des Nutznießers, angeführt in Artikel 6 des Gesetzes vom 8. Dezember 1992

über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten;
8. gerichtliche Daten in Bezug auf die in Nummer 1 erwähnten Personen.
Art. 65 - Nutzung von Daten zur Erstellung von Analysen und Statistiken
Die Regierung greift grundsätzlich zur Erstellung von Analysen und Statistiken bezüglich der Anwendung des

vorliegenden Dekrets bevorzugt auf anonyme Daten zurück.
Können anhand der in Absatz 1 erwähnten anonymen Daten die Analysen und Statistiken nicht umfassend erstellt

werden, ist der Rückgriff auf verschlüsselte personenbezogene Daten gestattet.
Können anhand der in Absatz 2 erwähnten verschlüsselten personenbezogenen Daten die Analysen und

Statistiken nicht umfassend erstellt werden, ist der Rückgriff auf unverschlüsselte personenbezogene Daten gestattet.
Für die Anwendung der Absätze 2 und 3 vermerkt die Regierung in der Verarbeitungserklärung, aus welchen

Gründen die Verarbeitung anonymer bzw. verschlüsselter personenbezogener Daten die Erstellung der in Absatz 1
bzw. Absatz 2 erwähnten Analysen und Statistiken nicht ermöglicht.

Art. 66 - Dauer der Datenverarbeitung
Die Daten dürfen nicht länger, als es für die Realisierung der Zwecke erforderlich ist, für die sie verarbeitet werden,

in einer Form aufbewahrt werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen ermöglicht. Unbeschadet der
Bestimmungen in Bezug auf das Archivwesen werden sie spätestens nach Ablauf dieser Frist vernichtet.

KAPITEL 6 — KONTROLL-, STRAF- UND VERJÄHRUNGSBESTIMMUNGEN

Abschnitt 1 — Kontrolle

Art. 67 - Inspektoren
Die Regierung bestellt aus den Beamten und Bediensteten des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft

die Inspektoren, die befugt sind, die Anwendung des vorliegenden Dekrets und seiner Ausführungserlasse zu
überwachen und die in den

Artikeln 70 bis 72 genannten Verstöße aufzuspüren und in Form von Protokollen festzustellen. Sie kann ihnen für
die Ausübung dieser Tätigkeiten die Eigenschaft als Gerichtspolizeioffizier zuerkennen.

Art. 68 - Befugnisse der Inspektoren
Verstöße gegen die Bestimmungen des vorliegenden Dekrets und seiner Ausführungserlasse werden gemäß den

Bestimmungen des Sozialstrafgesetzbuchs ermittelt und festgestellt.
Unbeschadet der Pflichten und Zuständigkeiten anderer Gerichtspolizeioffiziere, die auf Grundlage anderer

Rechtsvorschriften bezeichnet worden sind, verfügen die Inspektoren über die in den Artikeln 23 bis 42 des
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Sozialstrafgesetzbuches erwähnten Befugnisse, wenn sie von Amts wegen oder auf Antrag im Rahmen ihres
Informations-, Beratungs- und Überwachungsauftrags im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen des
vorliegenden Dekrets und seiner Ausführungserlasse handeln.

Art. 69 - Schutz des Privatlebens
Unbeschadet der in den Kapitel 5 Abschnitt 6 festgelegten Bestimmungen sind die Inspektoren verpflichtet, die

notwendigen Maßnahmen zu treffen, um den vertraulichen Charakter der personenbezogenen Daten, von denen sie im
Rahmen der Ausübung ihres Amtes Kenntnis erlangt haben, zu gewährleisten. Sie gewährleisten ebenfalls, dass diese
Daten ausschließlich zu Zwecken, die für die Ausübung ihrer Überwachungsaufgabe notwendig sind, genutzt werden.

Abschnitt 2 — Strafbestimmungen

Art. 70 - Fälschung und Gebrauch gefälschter Urkunden
Wird mit einer Gefängnisstrafe von sechs Monaten bis zu drei Jahren und einer strafrechtlichen Geldbuße von

600 bis zu 6.000 Euro oder mit nur einer dieser Strafen oder mit einer administrativen Geldbuße von 300 bis zu
3.000 Euro bestraft, wer mit dem Ziel, eine unrechtmäßige Auszahlung der Familienleistungen zu erlangen bzw.
erlangen zu lassen oder aufrechtzuerhalten bzw. aufrechterhalten zu lassen:

1. Urkundenfälschung begangen hat entweder durch Fälschung von Unterschriften oder durch Nachmachen oder
Verfälschen von Urkunden oder Unterschriften oder durch Anfertigung von Vereinbarungen, Verfügungen, Verbind-
lichkeiten oder Entlastungen bzw. durch ihre Aufnahme in eine Urkunde oder durch Hinzufügung oder Verfälschung
von Klauseln, Erklärungen oder Umständen, die diese Urkunde enthalten oder feststellen sollte;

2. von einer gefälschten Urkunde oder von einem gefälschten Schriftstück Gebrauch gemacht hat;
3. eine Fälschung begangen hat, indem er Daten, die durch ein Datenverarbeitungssystem gespeichert, verarbeitet

oder übertragen werden, in ein Datenverarbeitungssystem eingegeben, geändert oder gelöscht hat oder indem er mit
anderen technologischen Mitteln die mögliche Verwendung der Daten in einem Datenverarbeitungssystem geändert
hat, wodurch die rechtliche Tragweite solcher Daten verändert wurde;

4. von den auf diese Weise erhaltenen Daten Gebrauch gemacht hat, wohl wissend, dass sie gefälscht sind.
Art. 71 - Unrichtige oder unvollständige Erklärungen
Wird gemäß Artikel 70 bestraft, wer wissentlich und willentlich:
1. eine unrichtige oder unvollständige Erklärung abgegeben hat, um eine unrechtmäßig Auszahlung der

Familienleistungen zu erlangen bzw. erlangen zu lassen oder aufrechtzuerhalten bzw. aufrechterhalten zu lassen;
2. versäumt oder sich geweigert hat, eine Erklärung, zu der er verpflichtet ist, abzugeben oder die Informationen,

die er erteilen muss, zu erteilen, um eine unrechtmäßig Auszahlung der Familienleistungen zu erlangen bzw. erlangen
zu lassen oder aufrechtzuerhalten bzw. aufrechterhalten zu lassen;

3. infolge einer in Nummer 1 erwähnten Erklärung, des Versäumnisses oder der Weigerung, eine Erklärung
abzugeben oder Informationen zu erteilen, die in Nummer 2 erwähnt sind, oder einer in Artikel 70 erwähnten Urkunde
bzw. Handlung eine Familienleistung, auf die er keinen Anspruch oder nur teilweise Anspruch hatte, erhalten hat.

Art. 72 - Betrug
Wird gemäß Artikel 70 bestraft, wer mit dem Ziel, eine unrechtmäßige Auszahlung der Familienleistungen zu

erlangen bzw. erlangen zu lassen oder aufrechtzuerhalten bzw. aufrechterhalten zu lassen, falsche Namen, falsche
Eigenschaften oder falsche Adressen gebraucht hat oder jede andere betrügerische Handlung angewandt hat, um das
Vorhandensein einer nicht bestehenden Person, einer nicht bestehenden Einrichtung oder jedes anderen fiktiven
Ereignisses vorzutäuschen oder um auf andere Weise das Vertrauen zu missbrauchen.

Art. 73 - Zuschlagzehntel
Die in Artikel 1 Absatz 1 des Gesetzes vom 5. März 1952 über die Zuschlagzehntel auf strafrechtliche Geldbußen

erwähnten Zuschlagzehntel sind auf die im vorliegenden Abschnitt erwähnten administrativen Geldbußen anwendbar.
Im Fall einer administrativen Geldbuße gibt die Regierung in ihrer Entscheidung die Multiplikation infolge des

vorerwähnten Gesetzes vom 5. März 1952 und die sich aus dieser Erhöhung ergebende Zahl an.
Art. 74 - Bei der Ahndung der Verstöße anwendbare Regeln
Bei der Ahndung der in vorliegendem Abschnitt erwähnten Verstöße sind die Bestimmungen aus Buch I Titel 6

Kapitel 3 und 4 des Sozialstrafgesetzbuchs anwendbar.

Abschnitt 3 — Verjährung

Art. 75 - Verjährungsfrist für die Einforderung von Familienleistungen
§ 1 - Anträge und Rechtsklagen von Personen, denen die Familienleistungen zustehen oder ausgezahlt werden

müssen, werden innerhalb einer Frist von fünf Jahren, gerechnet ab dem ersten Tag des Monats in dem das Anrecht
eröffnet wird, eingereicht.

§ 2 - Unbeschadet der im Zivilgesetzbuch vorgesehenen Gründe wird die Verjährungsfrist ebenfalls durch
Versendung eines Antrags oder einer Beschwerde per Post, per Fax oder per elektronische Post an die Regierung oder
durch Hinterlegung eines solchen Antrags bzw. einer solchen Beschwerde bei der Regierung unterbrochen. Die
Unterbrechung wird wirksam am Datum des Einschreibens, wobei das Datum des Poststempels zählt, oder, in
Ermangelung dessen, am Datum der Empfangsbescheinigung, die die Regierung der Person, die die Leistungen
beantragt oder Anspruch darauf erhebt, ausstellt.

Die Unterbrechung gilt für fünf Jahre. Sie kann erneuert werden.
Art. 76 - Verjährungsfrist für die Rückforderung von Familienleistungen
Unrechtmäßig ausgezahlte Leistungen können nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren, gerechnet ab dem ersten

Tag des Monats, auf den sich die unrechtmäßige Zahlung bezogen hat, nicht mehr zurückgefordert werden.
Unbeschadet der im Zivilgesetzbuch vorgesehenen Gründe wird die Verjährungsfrist ebenfalls durch die

Rückforderung unrechtmäßig ausgezahlter Beträge, die dem Schuldner per Einschreiben übermittelt wird, unterbro-
chen.

Kapitel 7 — Rat für Familienleistungen
Art. 77 - Schaffung
Es wird ein Rat für Familienleistungen geschaffen.
Art. 78 - Aufgaben
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Die Aufgaben des Rates umfassen:
1. das Erstellen von Gutachten aus eigener Initiative oder auf Antrag der Regierung;
2. die Beobachtung der Entwicklungen der Familienleistungen im In- und Ausland;
3. die Ausarbeitung von Vorschlägen zur Optimierung der Familienleistungen;
4. das Untersuchen der Auswirkungen der Familienleistungen auf die Situation der Familien und insbesondere auf

die Kinderarmut.
Die Regierung holt über jeden Vorentwurf eines Dekretes oder eines Erlasses bezüglich der Familienleistungen das

Gutachten des Rates ein. Der Rat gibt das Gutachten innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Erhalt der Anfrage ab.
Diese Frist wird von Rechts wegen um 15 Tage verlängert, wenn sie zwischen dem 1. Juli und dem 31. August einsetzt
oder abläuft. Nach Ablauf dieser Frist kann die Regierung den Entwurf ohne das Gutachten verabschieden. Gibt der
Rat sein Gutachten innerhalb der Frist zu einem Dekretvorentwurf ab, hinterlegt die Regierung dieses zusammen mit
dem Dekretentwurf im Parlament.

Das Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft kann durch seinen Präsidenten ein Gutachten des Rates
anfragen. Der Rat übermittelt dem Antragsteller dieses Gutachten in einer vom Parlament festgelegten Frist.

Art. 79 - Zusammensetzung
§ 1 - Dem Rat gehören folgende stimmberechtigte Mitglieder an:
1. sechs Vertreter des Wirtschafts- und Sozialrates der Deutschsprachigen Gemeinschaft, wovon drei Vertreter der

repräsentativen Arbeitnehmerorganisationen und drei Vertreter der überberuflichen Arbeitgeberorganisationen mit
Sitz in der Deutschsprachigen Gemeinschaft;

2. drei Vertreter der Organisationen, die die Interessen der Familien in der Deutschsprachigen Gemeinschaft
vertreten.

Dem Rat gehören folgende Mitglieder mit beratender Stimme an:
1. ein Vertreter des für Familienleistungen zuständigen Ministers;
2. ein Vertreter des Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft;
3. ein Vertreter der Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben.
Die Regierung sorgt für die Protokollführung der Sitzungen des Rates.
§ 2 - Der Rat wählt unter seinen stimmberechtigten Mitgliedern für die Dauer des Mandates einen Vorsitzenden

und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
§ 3 - Die Regierung bestellt die Mitglieder des Rates und für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied.
Die in § 1 Absatz 1 erwähnten Mitglieder werden auf Vorschlag der jeweiligen im Rat vertretenen Organisationen

bestellt. Das in § 1 Absatz 2 Nummer 3 erwähnte Mitglied wird auf Vorschlag der Dienststelle der Deutschsprachigen
Gemeinschaft für selbstbestimmtes Leben bestellt.

Die Mandatsdauer der Mitglieder beträgt fünf Jahre und ist erneuerbar.
Auf Antrag der betreffenden Organisation kann die Regierung das Mandat eines Mitglieds vor Ablauf der

normalen Mandatszeit beenden und ein neues Mitglied bestellen, das das Mandat seines Vorgängers fortführt.
Art. 80 - Funktionsweise
§ 1 - Der Rat tritt spätestens zwei Monate nach der Bestellung seiner Mitglieder zu einer ersten Sitzung zusammen.
Binnen zwei Monaten nach dieser ersten Sitzung gibt sich der Rat eine von der Regierung zu genehmigende

Geschäftsordnung. Diese Geschäftsordnung regelt die Einzelheiten der Arbeitsweise des Rates.
§ 2 - Die Entscheidungen des Rates werden mit der Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Er ist

beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, wovon mindestens je ein Vertreter der in Artikel 79 § 1
Absatz 1 erwähnten Organisationen anwesend ist.

Ist der Rat nicht beschlussfähig, lädt der Vorsitzende zu einer zweiten Sitzung ein, bei der der Rat ungeachtet der
in Absatz 1 erwähnten Bedingungen beschlussfähig ist.

§ 3 - Der Rat kann zur Erfüllung seiner Aufgaben Fachleute zu den Sitzungen einladen, die mit beratender Stimme
an den Sitzungen teilnehmen. Darüber hinaus kann der Rat Arbeitsgruppen einsetzen.

Art. 81 - Berichterstattung
Zum Ende eines jeden Kalenderjahres, verfasst der Rat einen Bericht über seine Tätigkeiten im abgelaufenen Jahr

und übermittelt diesen zeitgleich dem Parlament und der Regierung.
Art. 82 - Entschädigungen
Die stimmberechtigten Mitglieder des Rates sowie die Fachleute, die in Anwendung von Artikel 80 § 3 an den

Sitzungen teilnehmen, haben Anrecht auf Anwesenheitsgelder und Fahrtentschädigungen gemäß den von der
Regierung festgelegten Bestimmungen.

KAPITEL 8 — VERSCHIEDENES
Art. 83 - Unterstützung bei Mehrlingsgeburten
Die Regierung kann unter den von ihr festgelegten Bedingungen eine Unterstützung bei Mehrlingsgeburten

gewähren zugunsten von Personen, die mit der Erziehung von mindestens drei Kindern unter drei Jahren beauftragt
sind, wenn:

1. diese Kinder denselben Wohnsitz im deutschen Sprachgebiet haben;
2. der Altersunterschied zwischen drei dieser Kinder weniger als 18 Monate beträgt.
Die Unterstützung bei Mehrlingsgeburten kann sowohl in Form von finanziellen Unterstützungen als auch in

Form einer vollständigen oder teilweisen Übernahme der Kosten bei Beanspruchung von Dienstleistungen erfolgen.

KAPITEL 9 - SCHLUSSbestimmungen

Abschnitt 1 — Abänderungs- und Aufhebungsbestimmungen

Art. 84 - Abänderungsbestimmung
Artikel 15 Buchstabe c) der Koordinierten Gesetze vom 5. Oktober 1948 über die Entschädigungspensionen,

abgeändert durch die Gesetze vom 11. Juli 1973, vom 17. Juli 1975 und vom 7. Juni 1989, wird aufgehoben.
Art. 85 - Abänderungsbestimmung
In Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Juli 1951 zur Entschädigung der Familien besoldeter
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Militärpersonen, abgeändert durch das Gesetz vom 13. Juli 1970, werden die Wortfolgen
″, compléments d’allocations familiales et une indemnité de naissance″ und ″, aanvullende kinderbijslag en

geboortevergoeding″ aufgehoben.
Art. 86 - Abänderungsbestimmung

In Artikel 3 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 13. Juli 1970, werden die Wortfolgen ″,
compléments d’allocations familiales et une indemnité de naissance″ und ″, aanvullende kinderbijslag en geboorte-
vergoeding″ aufgehoben.

Art. 87 - Abänderungsbestimmung
Kapitel III desselben Gesetzes, das die Artikel 22 bis 29 umfasst, abgeändert durch die Gesetze vom 13. Juli 1970

und vom 17. Oktober 1986, wird aufgehoben.
Art. 88 - Abänderungsbestimmung
Kapitel IV desselben Gesetzes, das die Artikel 30 bis 33 umfasst, abgeändert durch die Gesetze vom 13. Juli 1970

und vom 17. Oktober 1986, wird aufgehoben.
Art. 89 - Abänderungsbestimmung
In der Überschrift von Kapitel V Abschnitt 3 desselben Gesetzes werden die Wortfolgen ″et aux majorations″ und

″en de bijslagen″ aufgehoben.
Art. 90 - Abänderungsbestimmung
Artikel 41 desselben Gesetzes, abgeändert durch die Gesetze vom 13. Juli 1970 und vom 22. Dezember 1989, wird

wie folgt abgeändert:
1. In § 1 Absatz 1 werden die Wortfolgen ″et les compléments d’allocations familiales″ und ″en de aanvullende

kinderbijslagen zijn″ aufgehoben.
2. In § 4 werden jeweils die Wortfolgen ″et les compléments d’allocations familiales″ und ″en de aanvullende

kinderbijslag″ aufgehoben.
3. In § 5 werden jeweils die Wortfolgen ″et les compléments d’allocations familiales″ und ″en de aanvullende

kinderbijslag″ aufgehoben.
4. In § 6 Absatz 1 werden die Wortfolgen ″et les compléments d’allocations familiales, à l’exception des indemnités

de naissance″ und ″en de aanvullende kinderbijslag, met uitzondering van de geboortevergoedingen″ aufgehoben.
Art. 91 - Abänderungsbestimmung
Artikel 6 § 4 des Gesetzes vom 15. März 1954 über die Wiedergutmachungspensionen für die Zivilopfer des

Krieges 1940-1945 und ihre Anspruchsberechtigten, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 18. Mai 1989, wird
aufgehoben.

Art. 92 - Abänderungsbestimmung
Artikel 14 § 1 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 23. Dezember 1970, wird aufgehoben.
Art. 93 - Abänderungsbestimmung
Die Artikel 14bis, abgeändert durch das Gesetz vom 23. Dezember 1970, und 18, abgeändert durch das Gesetz vom

27. Mai 1969, desselben Gesetzes werden aufgehoben.
Art. 94 - Abänderungsbestimmung
In Artikel 15 § 3 des Gesetzes vom 28. April 1958 über die Pension der Personalmitglieder bestimmter

Einrichtungen öffentlichen Interesses und ihrer Berechtigten, abgeändert durch das Gesetz vom 27. Dezember 2006,
wird die Wortfolge ″sowie Kinderzulagen und Geburtsbeihilfen, insofern die Personalmitglieder keinen Anspruch auf
diese Familienleistungen zu Lasten der in Artikel 32 der koordinierten Gesetze vom 19. Dezember 1939 über die
Familienbeihilfen für Lohnempfänger erwähnten Sonderausgleichskasse erheben können″ aufgehoben.

Art. 95 - Abänderungsbestimmung
Artikel 572bis des Gerichtsgesetzbuches vom 10. Oktober 1967, eingefügt durch das Gesetz vom 30. Juli 2013 und

abgeändert durch die Gesetze vom 8. Mai 2014, 19. März 2017 und 6. Juli 2017, wird wie folgt abgeändert:
1. Nummer 8 wird wie folgt ersetzt:
″8. Streitfälle in Bezug auf die Bestimmung des oder der Empfänger von Familienleistungen, sowie über

Einsprüche gegen die Auszahlung von Familienleistungen an den Empfänger, es sei denn, das Jugendgericht ist
aufgrund von Artikel 29 des Gesetzes vom 8. April 1965 über den Jugendschutz, die Betreuung Minderjähriger, die eine
als Straftat qualifizierte Tat begangen haben, und die Wiedergutmachung des durch diese Tat verursachten Schadens
mit der Sache befasst worden;″;

2. Die Nummern 14 und 15 werden aufgehoben.
Art. 96 - Abänderungsbestimmung
Artikel 580 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Juli 2015, wird wie folgt

abgeändert:
1. In Nummer 1 wird die Wortfolge ″die Familienleistungen″ gestrichen.
2. Nummer 8 Buchstabe b) wird wie folgt ersetzt:
″b) des Dekrets vom 23. April 2018 über die Familienleistungen, mit Ausnahme von Streitfällen in Bezug auf die

Bestimmung des oder der Empfänger von Familienleistungen, sowie von Einsprüchen gegen die Auszahlung von
Familienleistungen an den Empfänger;″.

Art. 97 - Abänderungsbestimmung
Artikel 594 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 31. Juli 2017, wird wie folgt

abgeändert:
1. Nummer 8 wird wie folgt ersetzt:
″8. im Falle einer Vormundschaft über Streitfälle in Bezug auf die Bestimmung des oder der Empfänger von

Familienleistungen, sowie über Einsprüche gegen die Auszahlung von Familienleistungen an den Empfänger, es sei
denn, das Jugendgericht ist aufgrund von Artikel 29 des Gesetzes vom 8. April 1965 über den Jugendschutz mit der
Sache befasst;″

2. Nummer 9 wird aufgehoben.
Art. 98 - Abänderungsbestimmung
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Artikel 6 des Gesetzes vom 29. Juni 1981 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze der sozialen Sicherheit für
Lohnempfänger wird aufgehoben.

Art. 99 - Abänderungsbestimmung
Artikel 21 § 1 Nummer 6 desselben Gesetzes, abgeändert durch die Gesetze vom 8. August 1997 und vom

24. Dezember 2002, wird aufgehoben.
Art. 100 - Abänderungsbestimmung
In Artikel 37quater § 1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 27. Dezember 2006 wird die Wortfolge

″und der Familienbeihilfen″ gestrichen.
Art. 101 - Abänderungsbestimmung
In Artikel 6bis § 2 des Dekrets vom 9. Mai 1988 über den Fonds für besondere Hilfe für Kinder und Jugendliche,

zuletzt abgeändert durch das Dekret vom 2. März 2015, wird folgende Nummer 4 eingefügt:
″4. Übernahme von finanziellen Unterstützungen in Anwendung von Artikel 33.1 und 33.2 des Dekrets vom

19. Mai 2008 über die Jugendhilfe und zur Umsetzung von Jugendschutzmaßnahmen.″
Art. 102 - Abänderungsbestimmung
Artikel 33 des Programmgesetzes vom 20. Juli 2006, abgeändert durch das Gesetz vom 28. Juni 2013, wird

aufgehoben.
Art. 103 - Abänderungsbestimmung
Artikel 162 Absatz 1 Nummer 2 des Sozialstrafgesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 25. April 2014, wird

aufgehoben.
Art. 104 - Abänderungsbestimmung
In Artikel 163 Absatz 1 Nummer 1 desselben Gesetzbuches wird die Wortfolge ″, die am 19. Dezember 1939

koordinierten Gesetze über die Familienbeihilfen für Lohnempfänger″ aufgehoben.
Art. 105 - Abänderungsbestimmung
Artikel 219 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a) desselben Gesetzbuches wird aufgehoben.
Art. 106 - Abänderungsbestimmung
Artikel 223 § 2 desselben Gesetzbuches wird aufgehoben.
Art. 107 - Abänderungsbestimmung
In Kapitel IV des Dekrets vom 19. Mai 2008 über die Jugendhilfe und zur Umsetzung von Jugendschutzmaßnah-

men, zuletzt abgeändert durch das Dekret vom 20. Februar 2017, wird zwischen die Abschnitte 9 und 10 folgender
Abschnitt 9.1, der die Artikel 33.1 und 33.2 umfasst, eingefügt:

″Abschnitt 9.1 - Finanzielle Unterstützung
Art. 33.1 - Die Regierung kann unter den von ihr festgelegten Bedingungen den Jugendlichen, die sich im Rahmen

von vorliegendem Dekret in einer Pflegschaft oder einer stationären Betreuung befinden während der Dauer ihrer
Unterbringung zur Förderung ihrer Integration bei Erreichen der Volljährigkeit eine finanzielle Unterstützung
gewähren.

Art. 33.2 - Die Regierung kann unter den von ihr festgelegten Bedingungen den leiblichen Eltern von Jugendlichen,
die sich im Rahmen von vorliegendem Dekret in einer Pflegschaft oder einer stationären Betreuung befinden, bei Bedarf
eine finanzielle Unterstützung gewähren, um die Kontakte mit ihren Kindern zu fördern.″

Art. 108 - Abänderungsbestimmung
Artikel 3 Absätze 8, 9 und 12 des Königlichen Erlasses vom 21. Mai 1964 zur Koordinierung der Gesetze über das

Personal in Afrika, abgeändert durch das Gesetz vom 22. Juli 1969, werden aufgehoben.
Art. 109 - Abänderungsbestimmung
Artikel 25 § 1 Absätze 1, 2 und 4 desselben Erlasses, abgeändert durch das Gesetz vom 22. Juli 1969, werden

aufgehoben.
Art. 110 - Aufhebungsbestimmung
Werden aufgehoben:
1. das allgemeine Familienbeihilfengesetz vom 19. Dezember 1939, zuletzt abgeändert durch das Zusammenar-

beitsabkommen vom 14. Juli 2016;
2. das Gesetz vom 20. Juli 1971 zur Einführung garantierter Familienleistungen, zuletzt abgeändert durch das

Zusammenarbeitsabkommen vom 17. Juni 2016;
3. der Königliche Erlass vom 25. Oktober 1971 zur Ausführung des Gesetzes vom 20. Juli 1971 zur Einführung

garantierter Familienleistungen, zuletzt abgeändert durch das Zusammenarbeitsabkommen vom 14. Juli 2016;
4. der Königliche Erlass vom 26. Oktober 2004 zur Ausführung der Artikel 42bis und 56 § 2 des allgemeinen

Familienbeihilfengesetzes, zuletzt abgeändert durch das Zusammenarbeitsabkommen vom 14. Juli 2016;
5. der Königliche Erlass vom 20. Juli 2006 über die Erhöhung der in den Artikeln 44 und 44bis der koordinierten

Gesetze über die Familienbeihilfen für Lohnempfänger erwähnten altersbedingten Zuschläge und zur Abänderung des
Königlichen Erlasses vom 25. Oktober 1971 zur Ausführung des Gesetzes vom 20. Juli 1971 zur Einführung garantierter
Familienleistungen;

6. der Erlass der Regierung vom 28. Oktober 2016 zur Schaffung eines Rates für Familienleistungen.

Abschnitt 2 — Übergangsbestimmungen

Art. 111 - Übergangsbestimmung
§ 1 - Für alle Kinder, deren nachfolgende Leistungen für Dezember 2018 an dieselbe Person gezahlt werden, wird

ein Betrag ermittelt, der sich, je nach Fall, zusammensetzt aus der Summe:
1. der in den Artikeln 40 und 50bis des allgemeinen Familienbeihilfengesetzes vom 19. Dezember 1939 erwähnten

monatlichen Zulagen;
2. der in den Artikeln 41, 42bis, 44, 44ter, 47 § 2 und 50ter des allgemeinen Familienbeihilfengesetzes vom

19. Dezember 1939 erwähnten Zuschlägen;
3. der in Artikel 1 Absatz 9 Nummern 1, 2 und 7 des Gesetzes vom 20. Juli 1971 zur Einführung garantierter

Familienleistungen erwähnten Familienleistungen;
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4. der aufgrund von Artikel 10 § 3 des Gesetzes vom 20. Juli 1971 zur Einführung garantierter Familienleistungen
gewährten Sonderpauschale;

5. der in den Nummern 1 und 2 genannten Zulagen und Zuschläge, wenn diese in Anwendung von Artikel 15
Buchstabe c) der Koordinierten Gesetze vom 5. Oktober 1948 über die Entschädigungspensionen gewährt wurden;

6. des in Artikel 23 des Gesetzes vom 9. Juli 1951 zur Entschädigung der Familien besoldeter Militärpersonen
erwähnten Zuschlags auf Familienleistungen;

7. der in den Artikeln 6 § 4 und 14 § 1 des Gesetzes vom 15. März 1954 über die Wiedergutmachungspensionen
für die Zivilopfer des Krieges 1940-1945 und ihre Anspruchsberechtigten erwähnten Entschädigungen;

8. der aufgrund von Artikel 15 § 3 des Gesetzes vom 28. April 1958 über die Pension der Personalmitglieder
bestimmter Einrichtungen öffentlichen Interesses und ihrer Berechtigten gewährten Kinderzulagen;

9. der aufgrund von Artikel 3 Absatz 8 des Königlichen Erlasses vom 21. Mai 1964 zur Koordinierung der Gesetze
über das Personal in Afrika gewährten Leistungen;

10. der in den Nummern 1 und 2 genannten Zulagen und Zuschläge, wenn diese in Anwendung des Königlichen
Erlasses vom 26. März 1965 über die Familienbeihilfen zugunsten bestimmter, vom Staat entlohnter Personalkategorien
und der Personalmitglieder des Einsatzkaders und des Verwaltungs- und Logistikkaders der lokalen Polizeikorps
gewährt wurden.

Werden die in Absatz 1 erwähnten Leistungen in Anwendung von Artikel 70 des Allgemeinen Familienbeihilfen-
gesetzes vom 19. Dezember 1939 an eine Einrichtung oder Behörde und an eine natürliche Person gezahlt, gelten diese
Leistungen für die Ermittlung des in Absatz 1 erwähnten Betrags als der natürlichen Person ausgezahlt, an die der in
Artikel 70 desselben Gesetzes erwähnte Restbetrag für Dezember 2018 gezahlt wird.

§ 2 - Der gemäß § 1 ermittelte Betrag wird an den oder die gemäß Artikel 28 ermittelten Empfänger des
Kindergeldes gezahlt.

Dieser Betrag ist nicht den in Artikel 38 festgelegten Entwicklungsmodalitäten unterworfen.
Dieser Betrag wird anstelle der in den Artikeln 8, 17, 19, 23 und 25 erwähnten Leistungen gezahlt, bis eine der

folgenden Situationen eintritt:
1. die Summe der in den Artikeln 8, 17, 19, 23 und 25 erwähnten Leistungen, auf die die in § 1 erwähnten Kinder

Anrecht haben, ist vorteilhafter als der in § 1 ermittelte Betrag;
2. das Kindergeld wird nicht mehr für alle Kinder, für die der in § 1 erwähnte Betrag ermittelt wurde, oder nicht

mehr nur für diese Kinder an einen gemeinsamen Empfänger gezahlt.
Sobald eine der in Absatz 3 erwähnten Situationen eintritt, werden die in den Artikeln 8, 17, 19, 23 und 25

erwähnten Leistungen gemäß den in vorliegendem Dekret festgelegten Modalitäten ausgezahlt.
Für die Anwendung von Absatz 3 Nummer 2:
1. gilt im Fall der Anwendung von Artikel 28 § 2 nur die in
Artikel 28 § 2 Absatz 1 Nummer 1 erwähnte Person als Empfänger;
2. werden die Kinder, für die ein Betrag gemäß Artikel 114 ermittelt wurde, nicht berücksichtigt.
Art. 112 - Übergangsbestimmung
Die Kinder, die am 31. Dezember 2018 einer in Artikel 1, 2, 3 oder 4 des Königlichen Erlasses vom 10. August 2005

zur Festlegung der Bedingungen, unter denen Kinderzulagen gewährt werden für ein Kind, das Unterrichtskurse
besucht oder seine Ausbildung fortsetzt erwähnten Ausbildung oder dort erwähnten Unterrichtskursen nachgehen, die
am 1. Januar 2019 nicht mehr als Ausbildung im Sinne von Artikel 9 § 3 gelten, sind übergangsweise als einer
Ausbildung im Sinne von Artikel 9 § 3 nachgehend anzusehen.

Das in Absatz 1 erwähnte Übergangsrecht hat Gültigkeit für die Dauer, für die das Kind am 31. Dezember 2018 für
die in Artikel 1, 2, 3 oder 4 des vorerwähnten Königlichen Erlasses vom 10. August 2005 erwähnte Ausbildung oder
erwähnten Unterrichtskurse eingeschrieben war, und höchstens bis zum 30. September 2019.

Art. 113 - Übergangsbestimmung
Für Kinder, die am 31. Dezember 2018 nur aufgrund von Artikel 1 des Königlichen Erlasses vom 12. August 1985

zur Ausführung des Artikels 62 § 5 des allgemeinen Familienbeihilfengesetzes Anrecht auf Kindergeld haben, beginnt
die gemäß Artikel 10 festgelegte zwölfmonatige Periode an dem Tag, an dem sie Anrecht aufgrund von

Artikel 1 § 2 dieses Königlichen Erlasses hatten.
Die in Absatz 1 erwähnte Periode wird um den Zeitraum verlängert, um den das Anrecht vor dem 1. Januar 2019

gemäß Artikel 4 § 1 oder Artikel 4 § 1/2 des vorerwähnten Königlichen Erlasses vom 12. August 1985 verlängert wurde.
Art. 114 - Übergangsbestimmung
§ 1 - Unbeschadet der Anwendung von Artikel 111 wird für die Kinder, die im Dezember 2018 Kindergeld

aufgrund von Artikel 63 des Allgemeinen Familienbeihilfengesetzes, in seiner Fassung vom 28. Dezember 1990,
erhalten, ein Betrag ermittelt, der sich, je nach Fall, zusammensetzt aus der Summe:

1. der in Artikel 40 des allgemeinen Familienbeihilfengesetzes vom 19. Dezember 1939 erwähnten monatlichen
Zulagen;

2. des in Artikel 44bis des allgemeinen Familienbeihilfengesetzes vom 19. Dezember 1939, in seiner Fassung vom
30. Juli 2013, erwähnten Zuschlags;

3. der übrigen in Artikel 111 § 1 Absatz 1 Nummern 3 bis 10 erwähnten Leistungen.
§ 2 - Der gemäß § 1 ermittelte Betrag wird an den gemäß Artikel 28 ermittelten Empfänger des Kindergeldes

gezahlt, solange das Kind aufgrund eines Zusammenarbeitsabkommens in die Zuständigkeit der Deutschsprachigen
Gemeinschaft fällt.

Der gemäß § 1 ermittelte Betrag ist nicht den in Artikel 38 festgelegten Entwicklungsmodalitäten unterworfen.
Art. 115 - Übergangsbestimmung
Der durch Artikel 77 geschaffene Rat für Familienleistungen nimmt die Rechtsnachfolge des durch den Erlass der

Regierung vom 28. Oktober 2016 zur Schaffung eines Rates für Familienleistungen geschaffenen Rates wahr.
Die in den durch den vorerwähnten Erlass vom 28. Oktober 2016 geschaffenen Rat bestellten Mitglieder und

Ersatzmitglieder bleiben bis zum Ende ihrer ursprünglichen Mandatsdauer in den durch Artikel 77 geschaffenen Rat
bestellt.
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Art. 116 - Übergangsbestimmung
Wenn die Einführung von Artikel 28 zur Bestimmung eines anderen Empfängers führen würde als diejenige

Person, die das Kindergeld für Dezember 2018 erhält, bleibt die letztgenannte Person der Empfänger, bis eines der
folgenden Ereignisse eintritt:

1. ein Wechsel des Wohnsitzes des Empfängers;
2. ein Wechsel des Wohnsitzes eines der Kinder, für die der Empfänger das Kindergeld erhält;
3. für eines der Kinder, für die der Empfänger das Kindergeld erhält, wird kein Kindergeld mehr gezahlt;
4. ein weiteres Kind, das denselben Wohnsitz wie der Empfänger oder wie eines der Kinder hat, hat Anrecht auf

Kindergeld.
Für die Anwendung von Absatz 1 gilt im Falle der Anwendung von Artikel 70 des Allgemeinen Familienbeihil-

fengesetzes vom 19. Dezember 1939 für Dezember 2018 die in
Artikel 70 Absatz 1 Nummer 2 desselben Gesetzes bestimmte Person als diejenige Person, die das Kindergeld für

Dezember 2018 erhält.
Art. 117 - Übergangsbestimmung
In Abweichung von Artikel 3 Nummer 5 gelten als Familienangehörige alle Personen, für die der Sozialversicherte

aufgrund des Allgemeinen Familienbeihilfengesetzes vom 19. Dezember 1939 am 31. Dezember 2018 das Recht auf die
in Artikel 111 § 1 erwähnten Leistungen eröffnete, bis:

1. eine der in Artikel 111 § 2 Absatz 3 Nummer 2 oder 3 erwähnten Situationen eintritt;
2. die berufsständische Situation des Sozialversicherten in dem Sinne ändert, dass er das Anrecht aus einem

anderen Grund im Sinne von Artikel 68 der Verordnung Nr. 883/2004 (EG) des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit eröffnen würde.

Sobald eine der in Absatz 1 erwähnten Situationen eintritt, gelten nur noch die in Artikel 3 Nummer 5 erwähnten
Personen als Familienangehörige.

Abschnitt 3 — Inkrafttreten

Art. 118 - Inkrafttreten
Vorliegendes Dekret tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.
Wir fertigen das vorliegende Dekret aus und ordnen an, dass es durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.
Eupen, den 23. April 2018

O. PAASCH
Der Ministerpräsident

I. WEYKMANS
Die Vize-Ministerpräsidentin, Ministerin für Kultur, Beschäftigung und Tourismus

A. ANTONIADIS
Der Minister für Familie, Gesundheit und Soziales

H. MOLLERS
Der Minister für Bildung und wissenschaftliche Forschung

Fußnote
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222 (2017-2018) Nr. 2 Abänderungsvorschläge
222 (2017-2018) Nr. 3 Abänderungsvorschläge
222 (2017-2018) Nr. 4 Abänderungsvorschläge
222 (2017-2018) Nr. 5 Abänderungsvorschläge

222 (2017-2018) Nr. 6 Bericht
Ausführlicher Bericht: 23. April 2018 - Nr. 50 Diskussion und Abstimmung

TRADUCTION

MINISTERE DE LA COMMUNAUTE GERMANOPHONE

[2018/202523]
23 AVRIL 2018. — Décret relatif aux prestations familiales

Le Parlement de la Communauté germanophone a adopté et Nous, Gouvernement, sanctionnons ce qui suit :

Chapitre 1er — Dispositions générales

Article 1er - Objet
Le présent décret fixe différentes prestations financières pour les enfants, sans préjudice des prestations de soutien

qui leur sont accordées en vertu d’autres dispositions légales, décrétales ou règlementaires. Ces prestations, uniques ou
périodiques, visent à offrir à tous les enfants des chances de développement et d’épanouissement ainsi qu’à compenser
partiellement l’augmentation des frais du ménage en raison des frais d’entretien que représentent pour les familles un
ou plusieurs enfants et à lutter contre la pauvreté infantile.

Art. 2 - Qualifications
Dans le présent décret, les qualifications s’appliquent à tous les sexes.
Art. 3 - Définitions
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Pour l’application du présent décret, il faut entendre par :
1o enfant : toute personne, mineure ou majeure, qui a droit à l’une des prestations mentionnées aux chapitres 2 et

3;
2o enfant disparu : tout enfant qui a involontairement cessé d’être présent à son domicile et dont on est sans

nouvelles. La disparition peut être établie par toute voie de droit. N’est pas considéré comme enfant disparu l’enfant
qui, selon toute vraisemblance, est décédé dans des circonstances telles que des accidents ou catastrophes, même si son
corps n’a pas été retrouvé, de même que l’enfant qui a été enlevé par l’un des deux parents;

3o enfant enlevé : l’enfant qui a été soustrait illégalement à l’autorité de ses parents, de son père, de sa mère ou de
la personne ou de l’institution qui, immédiatement avant l’enlèvement, était allocataire de l’allocation familiale de base
conformément à l’article 28;

4o assuré social : toute personne qui relève du champ d’application personnel d’un règlement européen ou d’un
accord bilatéral relatif aux compétences familiales et qui, en raison d’un accord de coopération, relève de la compétence
de la Communauté germanophone;

5o membre de la famille : sans préjudice de l’application d’accords bilatéraux en matière de prestations familiales,
les enfants suivants :

a) le propre enfant de l’assuré social;
b) le propre enfant du conjoint de l’assuré social ou de la personne qui n’est pas parente ou alliée jusqu’au troisième

degré avec l’assuré social et avec laquelle l’assuré social cohabite effectivement ou avec laquelle il a fait une déclaration
de cohabitation légale;

c) l’enfant commun à l’assuré social et à son conjoint ou à la personne qui n’est pas parente ou alliée jusqu’au
troisième degré avec l’assuré social et avec laquelle l’assuré social cohabite effectivement ou avec laquelle il a fait une
déclaration de cohabitation légale;

6o prestations familiales : les prestations définies aux chapitres 2 et 3;
7o allocations familiales : l’allocation familiale de base mentionnée à l’article 8 et les suppléments mentionnés aux

articles 15, 17, 19, 21, 23 et 25, auxquels l’enfant a droit, le cas échéant;
8o demandeur : toute personne physique qui a droit aux prestations familiales et qui prétend ou peut prétendre à

ce droit, ses représentants légaux et ses mandataires ainsi que l’allocataire effectif ou probable des allocations familiales;
9o inspecteurs : les personnes mentionnées à l’article 67;
10o conseil : le conseil pour les prestations familiales mentionné à l’article 77.
Art. 4 - Fixation du domicile
§ 1er - Pour l’application du présent décret, le domicile d’une personne est fixé comme suit :
1o en Belgique vaut comme domicile le lieu où la personne a établi sa résidence principale selon le registre de la

population déterminé en vertu de l’article 1er, § 1er, alinéa 1er, 1o, de la loi du 19 juillet 1991 relative aux registres de
la population, aux cartes d’identité, aux cartes d’étranger et aux documents de séjour et modifiant la loi du 8 août 1983
organisant un Registre national des personnes physiques ou a son adresse de référence conformément à l’article 1er, § 2,
de la même loi;

2o pour l’étranger vaut comme domicile le lieu figurant sur les documents du Service population ou de
l’administration ou du service étrangers compétents en matière d’état civil.

§ 2 - Le lieu mentionné au § 1er, 1o, n’est pas considéré comme domicile lorsque la personne a fixé sa résidence
principale en un autre lieu sans l’annoncer dans les formes et délais prescrits dans la loi du 19 juillet 1991
susmentionnée et ses arrêtés d’exécution. Dans ce cas, la personne est censée n’avoir aucun domicile en région de
langue allemande.

Par dérogation au premier alinéa est considéré comme domicile le lieu où la personne a fixé sa résidence principale
sans l’annoncer dans les formes et délais prescrits dans la loi du 19 juillet 1991 susmentionnée et ses arrêtés d’exécution,
si ce lieu se situe en région de langue allemande.

Art. 5 - Assimilation des parents adoptifs aux parents biologiques
Pour l’application du présent décret, à l’exception des articles 34 à 37, les parents adoptifs sont assimilés aux

parents biologiques tant en cas d’adoption simple qu’en cas d’adoption plénière.

Chapitre 2 — Allocations familiales

Section 1re — Des attributaires

Art. 6 - L’enfant
L’enfant qui a son domicile en région de langue allemande ouvre le droit aux allocations familiales.
Si l’enfant mentionné à l’alinéa 1er est une personne de nationalité étrangère, le droit n’est ouvert que si son séjour

ou son établissement est permis ou autorisé en vertu des dispositions de la loi du 15 décembre 1980 sur l’accès au
territoire, le séjour, l’établissement et l’éloignement des étrangers.

Le Gouvernement détermine les situations dans lesquelles la condition liée au domicile mentionnée aux alinéas 1er

et 2 est remplie.
Art. 7 - L’assuré social
Par dérogation à l’article 6, l’assuré social ouvre le droit aux allocations familiales pour les membres de sa famille.

Section 2 — Des prestations

Sous-section 1re - Allocation familiale de base
Art. 8 - L’allocation familiale de base
Le Gouvernement octroie une allocation familiale de base qui s’élève à 157 euros par mois.
Art. 9 - Conditions d’octroi
§ 1er - L’allocation familiale de base est octroyée à chaque enfant à partir de sa naissance jusqu’à son

18e anniversaire.
§ 2 - Par dérogation au § 1er, l’allocation familiale de base est accordée à chaque enfant à partir de son

18e anniversaire jusqu’à son 21e anniversaire si :
1o un handicap au sens de l’article 22, alinéa 1er, 2o, a été constaté chez l’enfant, handicap qui peut ouvrir le droit

à un supplément pour enfants handicapés;
2o les répercussions du handicap sont apparues à un moment où l’enfant avait droit aux allocations familiales;
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§ 3 - Par dérogation au § 1er, l’allocation familiale de base est octroyée à chaque enfant qui suit une formation à
partir de son 18e anniversaire.

Le Gouvernement détermine ce qu’il faut entendre par « formation » au sens du présent paragraphe.
Art. 10 - Prorogation du droit
L’allocation familiale de base est octroyée pendant douze mois en tout :
1o après que l’enfant ne remplit plus les conditions fixées à l’article 9, § 1er, ou 9, § 3 et
2o si aucun droit ne découle de l’article 9, § 2.
Dès que l’enfant remplit à nouveau les conditions énoncées à l’article 9, § 1er, ou § 3, le droit sur la base du présent

article est suspendu et l’allocation familiale de base est octroyée en vertu de l’article 9, § 1er, ou § 3. Si l’allocation
familiale de base est ensuite à nouveau octroyée en vertu du présent article, le droit est diminué à concurrence de la
période déjà utilisée en vertu du présent article.

Art. 11 - Activité lucrative
Le droit à l’allocation familiale de base en vertu de l’article 9, § 3, et de l’article 10 est suspendu pendant la période

au cours de laquelle l’enfant exerce une activité lucrative.
Le Gouvernement détermine :
1o les activités qu’il faut considérer comme lucratives au sens du présent article;
2o la période au cours de laquelle l’enfant est considéré comme exerçant une activité lucrative;
3o les situations assimilées à une activité lucrative;
4o les activités lucratives n’impliquant pas une suspension.
Art. 12 - L’enfant disparu
L’allocation familiale de base est octroyée en faveur de l’enfant disparu, si, au moment de sa disparition, l’enfant

avait droit aux allocations familiales en vertu de l’article 9 ou 10.
L’allocation familiale de base en faveur de l’enfant disparu est octroyée pendant cinq ans au maximum à partir de

la disparition de l’enfant, pour autant que celui-ci n’ait pas atteint l’âge de 25 ans.
Le droit aux allocations familiales de l’enfant disparu s’éteint au moment où il est retrouvé, à moins que les

conditions mentionnées à l’article 9 ou 10 soient remplies.
Art. 13 - L’enfant enlevé
L’allocation familiale de base est octroyée à l’enfant enlevé aux conditions cumulatives suivantes :
1o si, au moment de l’enlèvement, l’enfant avait droit aux allocations familiales en vertu de l’article 9, § 1er;
2o si l’enlèvement a fait l’objet d’une action en justice ou d’une déclaration à la police, au parquet ou auprès des

autorités administratives belges compétentes en matière d’enlèvement d’enfants;
3o tant que l’enfant n’a pas atteint l’âge de 18 ans.
Le droit aux allocations familiales de l’enfant enlevé s’éteint dès qu’il n’est plus considéré comme ayant été enlevé,

à moins que les conditions de l’article 9 ou 10 soient remplies.
Art. 14 - Fin du droit
Le droit à l’allocation familiale de base s’éteint en tout cas le jour où l’enfant atteint 25 ans.
Sous-section 2 - Le supplément annuel
Art. 15 - Supplément annuel
Le Gouvernement octroie un supplément annuel qui s’élève à 52 euros.
Art. 16 - Conditions d’octroi
Le supplément annuel est octroyé à tout enfant qui, au cours du mois de juillet, a droit à l’allocation familiale de

base.
Sous-section 3 - Le supplément pour les familles nombreuses
Art. 17 - Supplément pour les familles nombreuses
Le Gouvernement octroie un supplément pour les familles nombreuses qui s’élève à 135 euros par mois.
Art. 18 - Conditions d’octroi
Le supplément pour les familles nombreuses est octroyé à tout enfant à condition qu’il soit le troisième ou tout

autre enfant suivant qui ouvre un droit à l’allocation familiale de base, payé au même allocataire.
Lorsque des allocations familiales sont liquidées en application de l’article 28, § 2, la personne qui reçoit un tiers

des allocations familiales est considérée comme allocataire pour l’application du présent article.
Sous-section 4 - Le supplément social
Art. 19 - Supplément social
Le Gouvernement octroie un supplément social qui s’élève à 75 euros par mois.
Art. 20 - Conditions d’octroi
Le supplément social est octroyé à chaque enfant qui :
1o a droit à l’allocation familiale de base;
2o conformément à l’article 37, § 19, de la loi relative à l’assurance obligatoire soins de santé et indemnités,

coordonnée le 14 juillet 1994, a droit, lui-même ou via un membre du ménage, a une intervention majorée de l’assurance
soins de santé;

3o n’a pas droit ni à l’allocation pour l’orphelin de père et de mère mentionnée à l’article 23, ni à l’allocation pour
l’orphelin de père ou de mère mentionnée à l’article 25.

Sous-section 5 - Le supplément pour enfants handicapés
Art. 21 - Supplément pour enfants handicapés
Le Gouvernement octroie un supplément pour enfants handicapés qui, en fonction des répercussions du handicap,

correspond à l’une des catégories suivantes :
1o catégorie 1 : 85 euros par mois;
2o catégorie 2 : 112 euros par mois;
3o catégorie 3 : 262 euros par mois;
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4o catégorie 4 : 432 euros par mois;
5o catégorie 5 : 491 euros par mois;
6o catégorie 6 : 526 euros par mois;
7o catégorie 7 : 561 euros par mois.
Art. 22 - Conditions d’octroi
Le supplément pour enfants handicapés est octroyé à tout enfant :
1o qui a droit soit à l’allocation familiale de base en vertu de l’article 9, § 1er, soit à l’allocation familiale de base

en vertu de l’article 9, § 2, et n’exerce pas d’activité lucrative au sens de l’article 11;
2o chez lequel a été constaté un handicap ayant des répercussions sur ses capacités physiques ou mentales, sa

vitalité ou sa participation à la vie en société ou son entourage familial.
Le Gouvernement détermine :
1o le degré de gravité d’un handicap constaté, classé respectivement dans l’une des catégories mentionnées à

l’article 21;
2o qui, selon quels critères et de quelle manière, fixe les répercussions mentionnées à l’alinéa 1er, 2o;
3o sous quelles conditions la constatation des répercussions du handicap peut faire l’objet d’une révision.
Sous-section 6 - L’allocation pour l’orphelin de père et de mère
Art. 23 - Allocation pour l’orphelin de père et de mère
Le Gouvernement octroie une allocation pour l’orphelin de père et de mère qui s’élève à 239 euros par mois.
Art. 24 - Conditions d’octroi
L’allocation pour l’orphelin de père et de mère est octroyée à tout enfant qui remplit les conditions cumulatives

suivantes :
1o il a droit à l’allocation familiale de base;
2o ses deux parents sont décédés ou sont déclarés comme étant absents ou, dans le cas où seul un lien de filiation

à l’un des parents est connu, ledit parent est décédé ou déclaré comme étant absent.
L’allocation pour l’orphelin de père et de mère n’est plus octroyée si l’orphelin est adopté ou si un lien de filiation

à un parent, jusque-là inconnu, est établi.
Sous-section 7 - L’allocation pour l’orphelin de père ou de mère
Art. 25 - Allocation pour l’orphelin de père ou de mère
Le Gouvernement octroie une allocation pour l’orphelin de père ou de mère qui s’élève à 120 euros par mois.
Art. 26 - Conditions d’octroi
L’allocation pour l’orphelin de père ou de mère est octroyée à tout enfant qui remplit les conditions cumulatives

suivantes :
1o il a droit à l’allocation familiale de base;
2o l’un de ses parents est décédé ou est déclaré comme étant absent.
L’allocation pour l’orphelin de père ou de mère est également octroyée si, pour l’enfant qui a droit à l’allocation

pour l’orphelin de père et de mère, un lien de filiation à un parent, jusque-là inconnu, est établi.
L’allocation pour l’orphelin de père ou de mère n’est plus octroyée si :
1o l’orphelin de père ou de mère est adopté;
2o le parent survivant se marie ou fait une déclaration de cohabitation légale.
Dans le cas mentionné à l’alinéa 3, 2o, l’allocation pour l’orphelin de père ou de mère est à nouveau octroyée si le

parent survivant divorce ou si la cohabitation légale prend fin.
Sous-section 8 - Dispositions communes
Art. 27 - Moment de l’ouverture et de l’extinction du droit
Le droit aux prestations mentionnées dans les sous-sections 1re à 6 est ouvert à partir du premier jour du mois

suivant celui au cours duquel les conditions respectives sont remplies.
Il s’éteint le premier jour du mois suivant celui où les différentes conditions ne sont plus remplies.

Section 3 — Des allocataires

Art. 28 - Allocataires
§ 1er - Les personnes suivantes sont considérées, dans l’ordre suivant, comme allocataires des allocations

familiales :
1o la personne qui a été désignée par le tribunal compétent en vertu de l’article 55;
2o le parent qui a le même domicile que l’enfant;
3o la mère, si les parents qui ont le même domicile que l’enfant sont de sexe différent;
4o le parent le plus âgé, si les parents qui ont le même domicile que l’enfant sont de même sexe;
5o la personne qui élève effectivement l’enfant, si aucun des deux parents n’a le même domicile que l’enfant;
6o la femme, s’il s’agit, dans le cas évoqué au 5o, de plusieurs personnes de sexe différent;
7o la personne la plus âgée, s’il s’agit, dans le cas évoqué au 5o, de deux personnes du même sexe ou de plus de

deux personnes.
Sont considérées comme élevant effectivement l’enfant au sens de l’alinéa 1er, 5o, 6o et 7o, les personnes qui

supportent plus de la moitié des frais d’entretien relatifs à l’enfant. Jusqu’à preuve du contraire, l’on part du principe
qu’il s’agit de personnes majeures qui ont le même domicile que l’enfant.

Le Gouvernement détermine les modalités pour apporter la preuve du contraire.
§ 2 - Par dérogation au § 1er sont considérées comme allocataires des allocations familiales dues en faveur de

l’enfant placé par une décision ou à charge d’une autorité publique dans une institution pendant trente jours
consécutifs :

1o la personne déterminée au § 1er pour un tiers des allocations familiales;
2o l’institution pour deux tiers des allocations familiales.
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Le Gouvernement détermine, pour l’application du présent paragraphe, ce qu’il y a lieu d’entendre par placement,
autorité et institution.

§ 3 - Par dérogation au § 1er et sans préjudice du § 2, l’enfant lui-même est considéré comme allocataire dans les
cas suivants :

1o s’il est marié;
2o s’il est émancipé et n’a pas le même domicile que la personne mentionnée au § 1er;
3o s’il a atteint l’âge de 16 ans et n’a pas le même domicile que les personnes mentionnées au § 1er;
4o s’il est lui-même allocataire pour un ou plusieurs de ses enfants.
Seuls les enfants mentionnés dans le paragraphe précédent peuvent désigner une autre personne comme

allocataire, à condition que celle-ci soit avec l’enfant dans un lien de parenté ou d’alliance au premier degré.
§ 4 - Par dérogation au § 1er, les personnes suivantes sont considérées, dans l’ordre suivant, comme allocataires des

allocations familiales perçues pour l’enfant enlevé :
1o la personne désignée, en vertu du § 1er, qui était allocataire des allocations familiales immédiatement avant

l’enlèvement;
2o la mère de l’enfant enlevé, s’il s’agit de parents de sexe différent et si la mère n’était pas allocataire pour cet

enfant;
3o le père de l’enfant enlevé, s’il s’agit de parents de sexe différent et si le père n’était pas allocataire pour cet enfant;
4o le parent le plus âgé qui n’était pas allocataire pour cet enfant, s’il s’agit de parents de même sexe;
5o le parent le plus jeune qui n’était pas allocataire pour cet enfant, s’il s’agit de parents de même sexe;
6o la personne qui, immédiatement avant l’enlèvement, élevait effectivement l’enfant et n’était pas allocataire pour

cet enfant, le § 1er, alinéa 1er, 5o, 6o et 7o, devant être appliqué pour déterminer cette personne.
La personne déterminée conformément à l’alinéa 1er peut uniquement être allocataire des allocations familiales si

elle n’a pas participé directement ou indirectement à l’enlèvement de l’enfant et si elle a son domicile en région de
langue allemande au moment de l’enlèvement et pendant la durée de celui-ci.

Art. 29 - Nouvel allocataire
Les évènements qui induisent un changement d’allocataire produisent leurs effets à partir du premier jour du mois

suivant celui où ledit évènement a eu lieu.

Chapitre 3 - Primes

Section 1re — La prime de naissance

Art. 30 - Prime de naissance
Le Gouvernement octroie une prime de naissance qui s’élève à 1 144 euros.
Art. 31 - Conditions d’octroi
La prime de naissance est octroyée en faveur de chaque enfant qui a son premier domicile en région de langue

allemande, et ce, une seule fois à l’occasion de sa naissance.
La prime de naissance est également octroyée s’il n’existe aucun droit aux allocations familiales, à condition qu’il

s’agisse d’un enfant à propos duquel un acte de déclaration d’enfant sans vie a été établi par l’officier de l’état civil et
que la mère de l’enfant a son domicile en région de langue allemande au moment de l’accouchement.

Art. 32 - Allocataires
Les personnes suivantes sont considérées, dans l’ordre suivant, comme allocataires de la prime de naissance :
1o la mère lorsque les parents sont de sexe différent ou tous deux de sexe féminin;
2o la personne la plus âgée si les parents sont de sexe masculin ou si les parents de sexe féminin n’ont pas

eux-mêmes mis l’enfant au monde.
Art. 33 - Moment de la fixation du montant de la prime
Sans préjudice de l’application de l’article 51, alinéa 1er, 2o, le montant de la prime de naissance est fixé au moment

de la naissance.

Section 2 — La prime d’adoption

Art. 34 - Prime d’adoption
Le Gouvernement octroie une prime d’adoption qui s’élève à 1 144 euros.
Art. 35 - Conditions d’octroi
La prime d’adoption est octroyée à chaque enfant aux conditions suivantes :
1o il existe des documents qui expriment la volonté de l’adoptant ou de son conjoint d’adopter un enfant. Ces

documents sont une requête déposée devant le tribunal compétent ou, à défaut de celle-ci, un acte d’adoption signé;
2o l’enfant a le même domicile que l’adoptant;
3o l’enfant a droit aux allocations familiales en vertu de l’article 6.
Lorsque l’enfant a le même domicile que l’adoptant à la date du dépôt de la requête ou, à défaut de celle-ci, à la

date de la signature de l’acte, la condition mentionnée à l’alinéa 1er, 3o, doit être remplie à cette date.
Lorsque l’enfant n’a pas encore le même domicile que l’adoptant à la date du dépôt de la requête ou, à défaut de

celle-ci, à la date de la signature de l’acte, la condition mentionnée à l’alinéa 1er, 3o, doit être remplie à la date à laquelle
l’enfant a le même domicile que l’adoptant.

Art. 36 - Allocataires
Les personnes suivantes sont considérées, dans l’ordre suivant, comme allocataires de la prime d’adoption :
1o l’adoptant qui adopte seul l’enfant;
2o l’adoptant qui a été désigné comme allocataire par les deux adoptants lorsqu’il s’agit de plusieurs adoptants;
3o la mère adoptive si aucun choix mentionné au 2o n’est fait et qu’il s’agit de deux adoptants de sexe différent;
4o la personne la plus âgée si aucun choix mentionné au 2o n’est fait et qu’il s’agit de deux adoptants de même sexe.
Le Gouvernement détermine les modalités selon lesquelles les adoptants mentionnés à l’alinéa 1er, 2o, font leur

choix.
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Art. 37 - Moment de l’octroi et critères d’exclusion
Le montant de la prime d’adoption accordé pour l’enfant adopté est celui d’application à la date du dépôt de la

requête ou, à défaut de celle-ci, à la date de la signature de l’acte d’adoption. Si l’enfant n’a pas encore le même domicile
que l’adoptant à cette date, le montant de la prime d’adoption est celui d’application à la date à laquelle l’enfant a le
même domicile que l’adoptant.

Pour le même enfant, une seule prime d’adoption peut être octroyée dans le cadre de la même adoption.
La prime d’adoption n’est pas octroyée, si l’adoptant, son conjoint ou la personne avec laquelle il forme un ménage

au sens de l’article 3, alinéa 1er, 9o, de la loi du 8 août 1983 organisant un registre national des personnes physiques a
déjà reçu, pour le même enfant, une allocation de naissance ou une prime comparable de la part d’une autre entité
fédérée ou d’un autre État à l’occasion de la naissance.

Chapitre 4 — Évolution des prestations
Art. 38 - Modalités d’évolution
§ 1er - À partir de 2020, les prestations familiales seront adaptées chaque année au mois de juillet :
1o au taux de fluctuation de l’indice moyen des prix à la consommation fixé définitivement pour l’année budgétaire

précédente, et ce, conformément aux modalités visées à l’article 38, § 3, alinéa 1er, de la loi spéciale du 16 janvier 1989
relative au financement des Communautés et des Régions;

2o à un pourcentage de 25 % de la croissance réelle du produit intérieur brut par habitant fixée définitivement pour
l’année budgétaire précédente.

§ 2 - Par dérogation au § 1er, les montants des prestations restent inchangés si l’application du § 1er implique un
résultat négatif.

Dans ce cas, l’adaptation mentionnée au § 1er a lieu l’année suivante sur la base des valeurs des années budgétaires
précédentes et qui n’ont pas encore été prises en compte pour une adaptation.

§ 3 - Les valeurs données au § 1er sont exprimées en unités, suivies de quatre chiffres. Le cinquième chiffre après
la virgule est supprimé et, s’il atteint 5 au moins, donne lieu à l’augmentation d’une unité du chiffre précédent.

Lorsque par suite de l’application du § 1er, les prestations familiales se terminent par une fraction de cent, celle-ci
est arrondie au cent supérieur ou inférieur selon que cette fraction atteint ou non 0,5.

Chapitre 5 — Procédure d’octroi et de recouvrement

Section 1re — Dispositions communes

Art. 39 - Dérogation à la charte de l’assuré social
Les dispositions du présent chapitre s’appliquent par dérogation à celles de la loi du 11 avril 1995 visant à instituer

la « charte » de l’assuré social.

Section 2 — Demandes

Art. 40 - Introduction de la demande
Les prestations familiales sont octroyées soit d’office chaque fois que cela est matériellement possible, soit sur

demande écrite à adresser au Gouvernement.
Le Gouvernement adresse ou remet au demandeur un accusé de réception ou la confirmation précisant que sa

demande est examinée. Tout accusé de réception doit indiquer le délai prévu pour l’examen de la demande ainsi que
le délai de prescription à considérer. Un paiement ou une demande de renseignements complémentaires valent accusé
de réception.

Le Gouvernement détermine :
1o ce qu’il y a lieu d’entendre par « matériellement possible »;
2o le contenu des différentes demandes de prestations familiales;
3o les modalités de l’examen d’office du droit;
4o les modalités complémentaires relatives aux confirmations;
5o les cas dans lesquels l’accusé de réception ne doit pas être délivré.
Art. 41 - Communication d’informations utiles
Sans préjudice des dispositions de l’article 45, le Gouvernement fournit au demandeur qui le requiert toutes les

informations utiles concernant ses droits et obligations et lui communique, de sa propre initiative, toutes les
informations complémentaires nécessaires à l’examen de sa demande ou au maintien de ses droits. Le Gouvernement
doit en outre conseiller le demandeur sur l’exercice de ses droits ou l’accomplissement de ses obligations.

L’information mentionnée à l’alinéa 1er :
1o indique clairement des références du dossier traité;
2o est précise et complète;
3o est gratuite;
4o est fournie dans un délai de quarante-cinq jours.
Le Gouvernement détermine ce qu’il y a lieu d’entendre par « information utile » ainsi que les modalités

d’application du présent article.
Art. 42 - Examen de la demande
Lors de l’examen d’une demande, le Gouvernement recueille de sa propre initiative toutes les informations lui

permettant d’apprécier les droits du demandeur. À défaut, il les réclame auprès de celui-ci selon les modalités fixées
par lui.

Si le demandeur ne transmet pas ces informations dans un délai d’un mois, une lettre de rappel lui est envoyée.
Si, malgré le rappel qui lui est adressé, le demandeur reste, pendant plus d’un mois après l’envoi de celui-ci, en défaut
de fournir les renseignements complémentaires demandés par le Gouvernement, celui-ci, après avoir accompli toute
démarche utile en vue de l’obtention desdits renseignements, peut statuer en se basant sur les renseignements dont il
dispose, sauf si le demandeur fait connaître un motif justifiant un délai de réponse plus long.

Art. 43 - Renouvellement de la demande
Après une décision administrative ou une décision judiciaire ayant force de chose jugée concernant une demande

d’octroi d’une prestation familiale, une nouvelle demande peut être introduite dans les formes prévues pour la
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demande initiale. Une nouvelle demande ne peut être déclarée fondée qu’au vu d’éléments de preuve nouveaux qui
n’avaient pas été soumis antérieurement au Gouvernement ou à la juridiction compétente ou en raison d’une
modification d’une disposition légale, décrétale ou règlementaire ou en raison d’un changement dans la situation du
demandeur.

Section 3 — Décisions

Art. 44 - Délai pour la prise de décision
Le Gouvernement statue au plus tard dans les quatre mois suivant la réception de la demande mentionnée à

l’article 40 ou suivant le fait mentionné au même article et donnant lieu à l’examen d’office du droit.
Si, dans ce délai, le Gouvernement ne peut prendre de décision, il en informe le demandeur en lui faisant connaître

les raisons. Le délai de prise de décision n’en est pas prolongé.
Si la demande nécessite l’intervention d’une institution qui relève de la compétence d’une autre entité territoriale,

cette intervention sera effectuée par le Gouvernement. Le demandeur en sera informé.
Le délai de prise de décision est suspendu tant que le demandeur ou une institution qui relève de la compétence

d’une autre entité territoriale n’ont pas fourni au Gouvernement tous les renseignements demandés, nécessaires pour
prendre la décision.

Art. 45 - Notification des décisions
Le Gouvernement fait connaître aux personnes concernées, au plus tard au moment de l’exécution, toute décision

les concernant.
Sans préjudice de l’application d’autres dispositions légales, décrétales ou règlementaires, la notification s’opère

par un écrit au demandeur.
Le Gouvernement détermine :
1o les modalités et les délais de notification;
2o les cas dans lesquels la notification ne doit pas avoir lieu ou dans lesquels elle se fait au moment de l’exécution;
3o les cas dans lesquels la notification se fait par lettre recommandée à la poste.
Art. 46 - Mode de calcul
Les décisions d’octroi d’une prestation familiale, d’une prestation familiale complémentaire, de régularisation

d’une prestation familiale ou de refus d’une prestation familiale, qui portent sur des sommes d’argent, mentionnent le
mode de calcul de celles-ci.

Le Gouvernement détermine les mentions obligatoires devant figurer sur les formulaires de paiement.
Art. 47 - Exigences relatives au contenu des décisions
§ 1er - Les notifications de décisions d’octroi ou de refus de prestations familiales doivent contenir les mentions

suivantes :
1o la possibilité d’intenter un recours devant la juridiction compétente;
2o l’adresse des juridictions compétentes;
3o le délai et les modalités à respecter pour intenter un recours;
4o le contenu des articles 728 et 1017 du Code judiciaire;
5o les références du dossier et les données du collaborateur ou du service qui gère celui-ci;
6o la possibilité d’obtenir toute explication sur la décision auprès du service qui gère le dossier ou d’un service

d’information désigné à cette fin.
Si la notification ne contient pas les mentions prévues à l’alinéa 1er, le délai de recours mentionné à l’article 75 ne

commence pas à courir.
§ 2 - La notification des décisions de répétition de l’indu doit contenir, outre les mentions du § 1er, les indications

suivantes :
1o la constatation de l’indu;
2o le montant total de l’indu, ainsi que le mode de calcul;
3o le contenu et les références des dispositions en infraction desquelles les paiements ont été effectués;
4o le délai de prescription pris en considération;
5o le cas échéant, la possibilité pour le Gouvernement de renoncer à la répétition de l’indu et à la procédure à suivre

afin d’obtenir cette renonciation;
6o la possibilité de soumettre une proposition motivée en vue d’un remboursement étalé.
Si la décision ne contient pas les mentions prévues à l’alinéa 1er, le délai de recours mentionné aux articles 75 et

76 ne commence pas à courir.
Art. 48 - Décisions irrégulières
Lorsqu’il est constaté que la décision est entachée d’une erreur de droit ou matérielle, le Gouvernement prend, de

sa propre initiative, une nouvelle décision produisant ses effets à la date à laquelle la décision irrégulière aurait dû
prendre effet, et ce, sans préjudice des dispositions légales applicables en matière de prescription.

Sans préjudice de l’article 49, la nouvelle décision produit ses effets, en cas d’erreur due au Gouvernement, à partir
du mois suivant la notification, si le droit à la prestation familiale est inférieur à celui reconnu initialement.

L’alinéa 2 ne s’applique pas si le demandeur :
1o sait ou devait savoir qu’il n’a pas ou plus droit au montant total d’une prestation;
2o s’il n’a pas fourni toutes les explications découlant de ses anciennes obligations ou d’une disposition légale,

décrétale ou règlementaire.
Art. 49 - Retrait et révision des décisions
Sans préjudice des dispositions légales applicables en matière de prescription, le Gouvernement peut retirer sa

décision et en prendre une nouvelle dans le délai d’introduction d’une action en justice ou d’un recours devant la
juridiction compétente ou, si une action en justice ou un recours ont déjà été introduits, jusqu’à la clôture des débats
lorsque :

1o à la date de la prise en cours de la prestation, le droit a été modifié par une disposition légale, décrétale ou
règlementaire;
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2o un fait nouveau ou des éléments de preuve nouveaux ayant une incidence sur les droits du demandeur sont
invoqués en cours d’instance.

Section 4 — De la liquidation

Art. 50 - Modalités de liquidation
§ 1er - Compte tenu de l’application de l’article 44, les prestations familiales sont payables dans le courant du mois

suivant celui auquel elles se rapportent.
Afin que la liquidation ne soit ni interrompue, ni retardée, le Gouvernement peut prévoir le paiement des

prestations familiales comme avance et la régularisation des comptes.
Le Gouvernement détermine la date de liquidation des allocations familiales.
§ 2 - Les prestations sont liquidées par virement sur un compte de l’allocataire auprès d’un établissement de crédit

comme défini à l’article 1er de la loi du 22 mars 1993 relative au statut et au contrôle des établissements de crédit. Le
Gouvernement peut fixer des dérogations aux modalités de liquidation.

Concernant le compte mentionné à l’alinéa 1er, il s’agit d’un compte qui a été ouvert au nom de l’allocataire ou au
nom de l’allocataire et d’une autre personne.

Art. 51 - Modalités de liquidation spécifiques
Par dérogation à l’article 50, § 1er, les modalités de liquidation spécifiques suivantes s’appliquent :
1o dans le cas mentionné à l’article 28, § 2, alinéa 1er, 2o, aucune prestation n’est liquidée à l’institution s’il s’agit

d’un placement à charge de la Communauté germanophone en application de la règlementation relative à la protection
de la jeunesse ou à l’aide à la jeunesse;

2o la liquidation de la prime de naissance mentionnée à l’article 30 peut déjà être demandée à partir du
sixième mois de grossesse. À condition que la future mère ait, à ce moment, son domicile en région de langue
allemande, la prime de naissance peut être liquidée en tant qu’avance deux mois avant la date présumée de la
naissance, mentionnée sur le certificat médical annexé à la demande. Le Gouvernement détermine la procédure d’une
telle demande.

Par dérogation à l’article 50, § 2, les prestations sont versées sur le compte de la personne qui perçoit les prestations
familiales en raison d’un jugement qui n’a pas été rendu en application de l’article 55. Le paiement sur le compte de
ladite personne n’a aucune influence sur la qualité de l’allocataire d’origine.

Art. 52 - Liquidation tardive
Si la liquidation des prestations familiales n’intervient pas au moment prévu à l’article 50, le Gouvernement en

informe le demandeur, sans préjudice du droit de ce dernier à porter l’affaire devant la juridiction compétente, et
motive ledit retard.

Tant que le paiement n’a pas lieu, le demandeur est informé des raisons de ce retard tous les quatre mois.
Art. 53 - Suspension de la liquidation
Sans préjudice du droit au recouvrement mentionné à l’article 57, la liquidation peut être suspendue en cas

d’indices sérieux et concordants laissant croire que les informations données par le demandeur en vue d’obtenir les
prestations résultent de fraude, de dol ou de manœuvres frauduleuses ou sont fausses. La suspension pourra opérer
aussi longtemps que la suspicion n’aura pu être écartée, sans excéder six mois, le délai étant renouvelable une fois.

Art. 54 - Décompte de prestations familiales étrangères
Sans préjudice des dispositions des conventions internationales et règlements européens en matière de sécurité

sociale en vigueur en région de langue allemande, le montant des prestations familiales est réduit à concurrence du
montant des prestations de même nature auxquelles il peut être prétendu en faveur d’un enfant bénéficiaire en
application d’autres dispositions légales ou règlementaires étrangères ou en vertu des règles applicables au personnel
d’une institution de droit international public, même si l’octroi de ces prestations est qualifié de complémentaire en
vertu des dispositions ou des règles précitées par rapport aux prestations familiales accordées en application du présent
décret.

Ladite réduction ne s’applique pas lorsqu’il peut être prétendu à des prestations de même nature en faveur d’un
enfant bénéficiaire en vertu des règles statutaires applicables aux fonctionnaires et autres agents de l’Union européenne.

Le Gouvernement détermine :

1o la différence des prestations familiales qui doit être versée à titre de provision dans les cas où le montant des
prestations familiales étrangères n’est pas encore connu;

2o les institutions de droit international public dont les dispositions statutaires applicables à leur personnel sont
assimilées aux dispositions statutaires mentionnées à l’alinéa 2.

Art. 55 - Recours contre la liquidation à l’allocataire

Si l’intérêt de l’enfant l’exige, l’enfant majeur, chaque parent, l’adoptant, le tuteur officieux, le tuteur, le curateur,
l’administrateur ou l’assuré social, selon le cas, peut faire opposition à la liquidation à l’allocataire mentionné à l’article
28, conformément à l’article 572bis, 8o, du Code judiciaire.

Art. 56 - Dépassement du délai de prise de décision

Si la décision mentionnée à l’article 44 n’est pas prise dans le délai précisé au même article pour une raison
imputable au Gouvernement, les prestations portent intérêt de plein droit pour les demandeurs bénéficiaires, au plus
tard au terme dudit délai de prise de décision et au plus tôt à partir de la date de leur exigibilité. Le taux d’intérêt
applicable s’élève à sept pourcent par an sur les prestations dues.

Les intérêts dus de plein droit, mentionnés à l’alinéa 1er, ne sont pas dus sur la différence entre, d’une part, le
montant des avances versées parce que le Gouvernement ne disposait pas des informations nécessaires pour prendre
une décision définitive et, d’autre part, le montant qui découle de la décision définitive, si ces avances s’élèvent à
nonante pour cent ou plus du montant dû sur la base de la décision définitive.

Les intérêts mentionnés à l’alinéa 1er ne sont pas dus lorsque des avances sont versées et que la décision définitive
dépend d’informations qui doivent être fournies par le demandeur lui-même ou par une institution qui relève de la
compétence d’une autre entité fédérée.
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Section 5 — Recouvrement

Art. 57 - Conditions
Si le Gouvernement constate que les prestations familiales ont été indûment liquidées, il en exige le recouvrement.

Les prestations sont considérées comme indûment liquidées lorsque :
1o les informations communiquées ayant permis l’obtention desdites prestations sont frauduleuses ou fausses;
2o l’allocataire a reçu lesdites prestations en vertu du présent décret alors qu’il ne relève pas ou plus de son champ

d’application.
Art. 58 - Procédure
Compte tenu de l’article 1410, § 4, du Code judiciaire, les prestations familiales sont recouvrées en déduction des

prestations encore à liquider en tout ou partie.
Si les montants ne peuvent pas être remboursés conformément à l’alinéa 1er, le Gouvernement engage à l’encontre

de l’allocataire une procédure judiciaire à des fins de répétition desdits montants.
Le Gouvernement détermine :
1o les modalités de l’invitation au remboursement;
2o les modalités et les délais pour l’entame d’une procédure judiciaire.
Art. 59 - Non-recouvrement
§ 1er - Lorsque le recouvrement des sommes indues s’avère impossible techniquement, le Gouvernement peut,

dans les cas fixés par lui, déclarer les montants indus correspondants comme étant non recouvrables.
§ 2 - Si les frais de recouvrement des sommes indues s’avère trop onéreux par rapport au montant des sommes à

recouvrer, le Gouvernement peut, dans les limites fixées par lui, renoncer à toute poursuite en vue de la perception de
ces sommes soit par voie judiciaire, soit par voie d’exécution forcée et déclarer les montants indus correspondants
comme étant non recouvrables.

Le Gouvernement peut renoncer à la récupération de sommes modiques, dans les limites fixées par lui, lorsqu’il
n’est pas possible de procéder à la récupération de ces sommes par voie de retenues sur des allocations familiales encore
à liquider.

§ 3 - Pour des raisons sociales, le Gouvernement peut déclarer les montants indus comme étant non recouvrables
en tout ou partie si :

1o le demandeur introduit une demande de renonciation au recouvrement;
2o le montant indu ne résulte pas d’une fraude, d’un dol, de manœuvres frauduleuses ou d’un manquement dans

le chef du demandeur, tel que mentionné à l’article 48, alinéa 3;
3o les revenus disponibles du ménage du demandeur ne dépassent pas un plafond. Le Gouvernement détermine

ce plafond et les modalités de vérification de cette condition.
Par dérogation à l’alinéa 1er, le Gouvernement peut, dans des cas graves déterminés par lui, déclarer des montants

indus comme étant non recouvrables en tout ou partie si la condition mentionnée à l’alinéa 1er, 3o, n’est pas remplie.
§ 4 - Sauf en cas de fraude, de dol ou de manœuvres frauduleuses, les montants indus sont déclarés d’office comme

étant non recouvrables si la personne à laquelle ils ont été payés est décédée et que le recouvrement n’avait pas encore
été notifié au moment de son décès.

Art. 60 - Intérêts
Les prestations payées indûment portent intérêt de plein droit à partir du paiement, si le paiement indu résulte de

fraude, de dol ou de manœuvres frauduleuses de la part du demandeur. Le taux d’intérêt applicable s’élève à sept pour
cent par an sur les prestations indûment payées.

Section 6 — Confidentialité et protection des données

Art. 61 - Confidentialité
Sans préjudice de dispositions légales, décrétales ou règlementaires spécifiques, le Gouvernement et les autres

personnes parties prenantes à l’exécution du présent décret et de ses dispositions d’exécution sont tenus de traiter
confidentiellement les données qui leur sont confiées dans le cadre de l’exercice de leur mission.

Art. 62 - Traitement des données à caractère personnel
§ 1er - Sans préjudice de l’article 63, le Gouvernement est responsable du traitement des données à caractère

personnel mentionné dans la présente section au sens de l’article 1er, § 4, de la loi du 8 décembre 1992 relative à la
protection de la vie privée à l’égard des traitements de données à caractère personnel.

§ 2 - Le Gouvernement traite des données à caractère personnel en vue d’exercer les missions fixées par le présent
décret. Il ne peut utiliser les données collectées à d’autres fins que l’exercice desdites missions.

Le Gouvernement détermine les modalités et conditions-cadres pour l’exécution des missions mentionnées dans
la présente section, y compris d’éventuelles dispositions procédurales.

§ 3 - Le traitement de données à caractère personnel s’opère dans le respect de la loi du 8 décembre 1992 relative
à la protection de la vie privée à l’égard des traitements de données à caractère personnel.

Art. 63 - Traitement de données relatives à la santé
Le traitement de données relatives à la santé s’opère dans le respect du secret médical et de la loi du 22 août 2002

relative aux droits du patient.
Art. 64 - Catégories de données
Conformément à l’article 62, § 2, le Gouvernement peut traiter toutes les données personnelles des catégories

suivantes qui sont appropriées, utiles et proportionnées :
1o les données relatives à l’identité et les coordonnées du demandeur, de l’enfant, de l’allocataire, de l’assuré social

et des membres de la famille;
2o les données relatives à la fréquentation scolaire ou à la formation de l’enfant;
3o les données relatives à la situation socioprofessionnelle des personnes mentionnées au 1o;
4o les données relatives à la situation familiale des personnes mentionnées au 1o;
5o les données relatives à la situation sociale et financière des personnes mentionnées au 1o;
6o les données relatives à la santé physique et psychique de l’enfant;
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7o les données du bénéficiaire particulièrement dignes d’être protégées, mentionnées à l’article 6 de la loi du
8 décembre 1992 relative à la protection de la vie privée à l’égard des traitements de données à caractère personnel;

8o les données judiciaires relatives aux personnes mentionnées au 1o.
Art. 65 - Utilisation de données pour établir des analyses et statistiques
En principe, le Gouvernement recourt de préférence à des données anonymes pour établir des analyses et

statistiques en application du présent décret.
Si les données anonymes mentionnées à l’alinéa 1er ne permettent pas d’établir des analyses et statistiques

détaillées, le recours à des données à caractère personnel cryptées est autorisé.
Si les données à caractère personnel cryptées mentionnées à l’alinéa 2 ne permettent pas d’établir des analyses et

statistiques détaillées, le recours à des données à caractère personnel non cryptées est autorisé.
Pour l’application des alinéas 2 et 3, le Gouvernement mentionne dans la déclaration de traitement les raisons pour

lesquelles le traitement de données à caractère personnel anonymes ou cryptées, selon le cas, ne permet pas d’établir
les analyses et statistiques mentionnées à l’alinéa 1er ou 2, selon le cas.

Art. 66 - Durée du traitement des données
Les données ne peuvent être conservées, sous une forme qui permet l’identification des personnes concernées, plus

longtemps que nécessaire pour réaliser les objectifs pour lesquels elles sont traitées. Sans préjudice des dispositions
relatives à l’archivage, elles sont détruites au plus tard au terme de ce délai.

Chapitre 6 — Dispositions de contrôle, dispositions pénales et dispositions en matière de prescription

Section 1re — Contrôle

Art. 67 - Inspecteurs
Le Gouvernement désigne, parmi les fonctionnaires et les agents du Ministère, les inspecteurs qui sont habilités à

surveiller l’application du présent décret et de ses arrêtés d’exécution et à rechercher et constater par procès-verbal les
infractions mentionnées aux articles 70 à 72. Il peut leur reconnaître la qualité d’officier de police judiciaire pour
l’exercice de ces tâches.

Art. 68 - Pouvoirs des inspecteurs
Les infractions aux dispositions du présent décret et de ses arrêtés d’exécution sont recherchées et constatées

conformément aux dispositions du Code pénal social.
Sans préjudice des obligations et compétences d’autres officiers de police judiciaire désignés en vertu d’autres

dispositions légales, les inspecteurs disposent des pouvoirs visés aux articles 23 à 42 du Code pénal social lorsqu’ils
agissent d’office ou sur demande dans le cadre de leur mission d’information, de conseil et de surveillance en vue du
respect des dispositions du présent décret et de ses arrêtés d’exécution.

Art. 69 - Protection de la vie privée
Sans préjudice des dispositions fixées au chapitre 5, section 6, les inspecteurs sont tenus de prendre les mesures

nécessaires afin de garantir la confidentialité des données à caractère personnel dont ils ont pris connaissance dans le
cadre de l’exercice de leur fonction. Ils garantissent également que lesdites données seront utilisées uniquement à des
fins nécessaires à l’exercice de leur mission de surveillance.

Section 2 — Dispositions pénales

Art. 70 - Faux et usage de faux en écriture
Est passible d’une peine d’emprisonnement de six mois à trois ans et d’une amende pénale de 600 à 6 000 euros

ou d’une de ces peines seulement ou d’une amende administrative de 300 à 3 000 euros quiconque, dans le but,
d’obtenir ou de faire obtenir, de conserver ou de faire conserver un paiement de prestations familiales indu :

1o a commis un faux en écriture, soit par fausses signatures, soit par contrefaçon ou altération d’écritures ou de
signatures, soit par fabrication de conventions, dispositions, obligations ou décharges ou par leur insertion dans un
acte, soit par addition ou altération de clauses, de déclarations ou de faits que cet acte avait pour objet de recevoir ou
de constater;

2o a fait usage d’un acte faux ou d’une pièce fausse;
3o a commis un faux, en introduisant dans un système informatique, en modifiant ou en effaçant des données, qui

sont stockées, traitées ou transmises par un système informatique, ou en modifiant par tout moyen technologique
l’utilisation possible de données dans un système informatique, et par là, a modifié la portée juridique de telles
données;

4o a fait usage des données ainsi obtenues, tout en sachant que celles-ci étaient fausses.
Art. 71 - Déclarations inexactes ou incomplètes
Est puni conformément à l’article 70 quiconque a sciemment et volontairement :
1o fait une déclaration inexacte ou incomplète pour obtenir ou faire obtenir, pour conserver ou faire conserver un

paiement de prestations familiales indu;
2o omis ou refusé de faire une déclaration à laquelle il est tenu ou de fournir les informations qu’il est tenu de

donner pour obtenir ou faire obtenir, pour conserver ou faire conserver un paiement de prestations familiales indu;
3o reçu une prestation familiale à laquelle il n’a pas droit ou n’a que partiellement droit à la suite d’une déclaration

mentionnée au 1o, de l’omission ou du refus de faire une déclaration ou de fournir des informations visées au 2o, ou
d’un acte visé à l’article 70.

Art. 72 - Escroquerie
Est puni conformément à l’article 70 quiconque, dans le but d’obtenir ou de faire obtenir, de conserver ou de faire

conserver un paiement de prestations familiales indu, a fait usage de faux noms, de faux titres ou de fausses adresses,
ou a recouru à toute manœuvre frauduleuse pour faire croire à l’existence d’une fausse personne, d’une fausse
institution ou de tout autre évènement fictif ou pour abuser d’une autre manière de la confiance.

Art. 73 - Décimes additionnels
Les décimes additionnels mentionnés à l’article 1er, alinéa 1er, de la loi du 5 mars 1952 relative aux décimes

additionnels sur les amendes pénales s’appliquent aux amendes administratives mentionnées dans la présente section.
En cas d’amende administrative, le Gouvernement mentionne, dans sa décision, la multiplication en vertu de la loi

précitée du 5 mars 1952 ainsi que le montant résultant de cette augmentation.
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Art. 74 - Règles applicables en cas de sanction des infractions
En cas de sanction des infractions mentionnées dans la présente section, les dispositions du Livre Ier, Titre 6,

chapitres 3 et 4, du Code pénal social s’appliquent.

Section 3 — Prescription

Art. 75 - Délai de prescription pour la réclamation des prestations familiales
§ 1er - Les demandes et actions en justice de personnes à qui les prestations familiales reviennent ou doivent être

versées sont introduites dans un délai de cinq ans prenant cours le premier jour du mois lors duquel le droit est ouvert.
§ 2 - Sans préjudice des causes prévues au Code civil, le délai de prescription est également interrompu par l’envoi

d’une demande ou d’une réclamation par courrier postal, fax ou courrier électronique au Gouvernement ou par le
dépôt d’une telle demande ou réclamation auprès de celui-ci. L’interruption se produit à la date du pli recommandé,
le cachet de la poste faisant foi, ou, à défaut de celui-ci, à celle fixée par l’accusé de réception établi par le Gouvernement
à l’attention de la personne qui demande ou réclame ces prestations.

L’interruption est valable pour cinq ans. Elle peut être renouvelée.
Art. 76 - Délai de prescription pour le recouvrement des prestations familiales
Le recouvrement de prestations familiales indûment payées ne peut être réclamé après l’expiration d’un délai de

cinq ans prenant cours le premier jour du mois lors duquel la liquidation a été effectuée.
Sans préjudice des causes prévues par le Code civil, la prescription est interrompue par la réclamation des

paiements indus notifiée au débiteur par lettre recommandée à la poste.

Chapitre 7 — Le conseil pour les prestations familiales
Art. 77 - Création
Un conseil pour les prestations familiales est créé.
Art. 78 - Missions
Le conseil a pour missions :
1o d’émettre des avis de sa propre initiative ou à la demande du Gouvernement;
2o d’observer l’évolution des prestations familiales tant en Belgique qu’à l’étranger;
3o d’élaborer des propositions en vue d’optimiser les prestations familiales;
4o d’enquêter sur les répercussions des prestations familiales sur la situation des familles et notamment sur la

pauvreté chez les enfants.
Le Gouvernement demande l’avis du conseil en ce qui concerne tout avant-projet de décret ou d’arrêté relatif aux

prestations familiales. Le conseil émet son avis dans les trente jours suivant la réception de la demande. S’il prend cours
ou expire entre le 1er juillet et le 31 août, ledit délai est prolongé de plein droit de quinze jours. Au terme de ce délai,
le Gouvernement peut adopter le projet sans ledit avis. Si le conseil rend son avis dans le délai imparti à propos d’un
avant-projet de décret, le Gouvernement le joint au projet de décret déposé au Parlement.

Le Parlement de la Communauté germanophone peut, par l’intermédiaire de son président, demander un avis au
conseil. Celui-ci transmet cet avis au demandeur dans le délai fixé par le Parlement.

Art. 79 - Composition
§ 1er - Sont membres du conseil avec voix délibérative :
1o six représentants du Conseil économique et social de la Communauté germanophone, dont trois représentants

des organisations représentatives des travailleurs et trois représentants des organisations interprofessionnelles
d’employeurs qui ont leur siège social en Communauté germanophone;

2o trois représentants des organisations qui défendent les intérêts des familles en Communauté germanophone.
Font également partie du conseil, avec voix consultative :
1o un représentant du Ministre compétent en matière de Prestations familiales;
2o un représentant du Ministère de la Communauté germanophone.
3o un représentant de l’Office de la Communauté germanophone pour une vie autodéterminée.
Le Gouvernement assure la rédaction des procès-verbaux relatifs aux séances du conseil.
§ 2 - Parmi ses membres ayant voix délibérative, le conseil élit un président et un président suppléant pour la durée

du mandat.
§ 3 - Le Gouvernement désigne les membres effectifs du conseil et un suppléant pour chacun d’eux.
Les membres mentionnés au § 1er, alinéa 1er, sont désignés sur la proposition des différentes organisations

représentées au sein du conseil. Le membre mentionné au § 1er, alinéa 2, 3o, est désigné sur la proposition de l’Office
de la Communauté germanophone pour une vie autodéterminée.

Le mandat des membres dure cinq ans et est renouvelable.
À la demande de l’organisation concernée, le Gouvernement peut mettre fin anticipativement au mandat d’un

membre et désigner un nouveau, lequel poursuit le mandat de son prédécesseur.
Art. 80 - Fonctionnement
§ 1er - Le conseil siège pour la première fois au plus tard deux mois après la désignation de ses membres.
Dans les deux mois de cette première réunion, le conseil se dote d’un règlement d’ordre intérieur qui doit être

approuvé par le Gouvernement. Ce règlement d’ordre intérieur règle les détails du fonctionnement du conseil.
§ 2 - Les décisions du conseil sont prises à la majorité des voix émises par les membres présents. Le conseil peut

délibérer lorsque la moitié de ses membres au moins est présente, dont au moins un représentant de chacune des
organisations mentionnées à l’article 79, § 1er, alinéa 1er.

Si le conseil ne peut délibérer valablement, le président convoque une seconde réunion au cours de laquelle le
conseil pourra délibérer valablement indépendamment des conditions mentionnées à l’alinéa 1er.

§ 3 - Pour remplir ses missions, le conseil peut inviter à ses réunions des spécialistes qui y participeront avec voix
consultative. En outre, le conseil peut instituer des groupes de travail.

Art. 81 - Rapport
En fin d’année calendrier, le conseil rédige un rapport portant sur ses activités au cours de l’année écoulée et le

transmet simultanément au Parlement et au Gouvernement.
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Art. 82 - Indemnités
Les membres du conseil ayant voix délibérative ainsi que les spécialistes qui, en application de l’article 80, § 3,

assistent aux réunions, ont droit à des jetons de présence et à des indemnités de déplacement conformément aux
dispositions fixées par le Gouvernement.

Chapitre 8 — Dispositions diverses
Art. 83 - Soutien pour naissances multiples
Aux conditions fixées par lui, le Gouvernement peut octroyer un soutien pour naissances multiples aux personnes

qui sont chargées de l’éducation d’au moins trois enfants de moins de trois ans si :
1o ces enfants ont le même domicile en région de langue allemande;
2o la différence d’âge entre trois de ces enfants est inférieure à 18 mois.
Le soutien pour les naissances multiples peut prendre la forme soit d’aides financières, soit d’une prise en charge

totale ou partielle des frais lors du recours à des services.

Chapitre 9 — Dispositions finales

Section 1re — Dispositions modificatives et abrogatoires

Art. 84 - Disposition modificative
L’article 15, c), des lois coordonnées du 5 octobre 1948 sur les pensions de réparation, modifié par les lois des

11 juillet 1973, 17 juillet 1975 et 7 juin 1989, est abrogé.
Art. 85 - Disposition modificative
À l’article 1er de la loi du 9 juillet 1951 portant indemnité en faveur des familles des militaires soldés, modifié par

la loi du 13 juillet 1970, les mots « , compléments d’allocations familiales et une indemnité de naissance » sont abrogés.
Art. 86 - Disposition modificative
À l’article 3 de la même loi, modifié par la loi du 13 juillet 1970, les mots « , compléments d’allocations familiales

et une indemnité de naissance » sont abrogés.
Art. 87 - Disposition modificative
Le chapitre III de la même loi, comportant les articles 22 à 29 et modifié par les lois des 13 juillet 1970 et

17 octobre 1986, est abrogé.
Art. 88 - Disposition modificative
Le chapitre IV de la même loi, comportant les articles 30 à 33 et modifié par les lois des 13 juillet 1970 et

17 octobre 1986, est abrogé.
Art. 89 - Disposition modificative
Dans l’intitulé du chapitre V, section 3, les mots « et aux majorations » sont abrogés.
Art. 90 - Disposition modificative
À l’article 41 de la même loi, modifié par les lois des 13 juillet 1970 et 22 décembre 1989, les modifications suivantes

sont apportées :
1o dans le § 1er, alinéa 1er, les mots « et les compléments d’allocations familiales » sont abrogés;
2o dans le § 4, les mots « et les compléments d’allocations familiales » sont abrogés;
3o dans le § 5, les mots « et les compléments d’allocations familiales » sont abrogés;
4o dans le § 6, alinéa 1er, les mots « et les compléments d’allocations familiales, à l’exception des indemnités de

naissance » sont abrogés.
Art. 91 - Disposition modificative
L’article 6, § 4, de la loi du 15 mars 1954 relative aux pensions de dédommagement des victimes civiles de la guerre

1940-1945 et de leurs ayants droit, modifié en dernier lieu par la loi du 18 mai 1989, est abrogé.
Art. 92 - Disposition modificative
L’article 14, § 1er, de la même loi, modifié par la loi du 23 décembre 1970, est abrogé.
Art. 93 - Disposition modificative
Les articles 14bis, modifié par la loi du 23 décembre 1970, et 18, modifié par la loi du 27 mai 1969, de la même loi

sont abrogés.
Art. 94 - Disposition modificative
À l’article 15, § 3, de la loi du 28 avril 1958 relative à la pension des membres du personnel de certains organismes

d’intérêt public et de leurs ayants droit, modifié par la loi du 27 décembre 2006, les mots « ainsi que, pour autant que
ces agents ne puissent prétendre à ces prestations familiales à charge de la caisse spéciale visée à l’article 32 des lois
coordonnées du 19 décembre 1939 relatives aux allocations familiales pour travailleurs salariés, des allocations
familiales et des allocations de naissance, » sont abrogés.

Art. 95 - Disposition modificative
À l’article 572bis du Code judiciaire du 10 octobre 1967, inséré par la loi du 30 juillet 2013 et modifié par les lois

des 8 mai 2014, 19 mars 2017 et 6 juillet 2017, les modifications suivantes sont apportées :
1o le 8o est remplacé par ce qui suit :
« 8o des litiges relatifs à la détermination du ou des allocataire(s) des allocations familiales, ainsi qu’aux demandes

et aux recours en opposition au paiement des allocations familiales à l’allocataire, sauf si le tribunal de la jeunesse a été
saisi de l’affaire en vertu de l’article 29 de la loi du 8 avril 1965 relative à la protection de la jeunesse, à la prise en charge
des mineurs ayant commis un fait qualifié d’infraction et à la réparation du dommage causé par ce fait; »;

2o les 14o et 15o sont abrogés.
Art. 96 - Disposition modificative
À l’article 580 du même Code, modifié en dernier lieu par la loi du 20 juillet 2015, les modifications suivantes sont

apportées :
1o dans le 1o, les mots « de prestations familiales, » sont abrogés;
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2o dans le 8o, le b) est remplacé par ce qui suit :

« b) le décret du 23 avril 2018 relatif aux prestations familiales, à l’exception des litiges relatifs à la détermination
du ou des allocataire(s) des allocations familiales, ainsi qu’aux demandes et aux recours en opposition au paiement des
allocations familiales à l’allocataire; ».

Art. 97 - Disposition modificative

À l’article 594 du même Code, modifié en dernier lieu par la loi du 31 juillet 2017, les modifications suivantes sont
apportées :

1o le 8o est remplacé par ce qui suit :

« 8o en cas de tutelle concernant les litiges relatifs à la détermination du ou des allocataire(s) des allocations
familiales, ainsi qu’aux demandes et aux recours en opposition au paiement des allocations familiales à l’allocataire,
sauf si le tribunal de la jeunesse est saisi de l’affaire en vertu de l’article 29 de la loi du 8 avril 1965 relative à la protection
de la jeunesse; »

2o le 9o est abrogé.

Art. 98 - Disposition modificative

L’article 6 de la loi du 29 juin 1981 établissant les principes généraux de la sécurité sociale des travailleurs salariés
est abrogé.

Art. 99 - Disposition modificative

L’article 21, § 1er, 6o, de la même loi, modifié par les lois des 8 août 1997 et 24 décembre 2002, est abrogé.

Art. 100 - Disposition modificative

Dans l’article 37quater, § 1er, de la même loi, inséré par la loi du 27 décembre 2006, les mots « et allocations
familiales » sont abrogés.

Art. 101 - Disposition modificative

L’article 6bis, § 2, du décret du 9 mai 1988 relatif au Fonds pour une aide spécifique aux enfants et aux jeunes,
modifié en dernier lieu par le décret du 2 mars 2015, est complété par un 4o rédigé comme suit :

« 4o prise en charge des aides financières en application des articles 33.1 et 33.2 du décret du 19 mai 2008 relatif à
l’aide à la Jeunesse et visant la mise en œuvre de mesures de protection de la jeunesse. »

Art. 102 - Disposition modificative

L’article 33 de la loi-programme du 20 juillet 2006, modifié par la loi du 28 juin 2013, est abrogé.

Art. 103 - Disposition modificative

L’article 162, alinéa 1er, 2o, du Code pénal social, remplacé par la loi du 25 avril 2014, est abrogé.

Art. 104 - Disposition modificative

Dans l’article 163, alinéa 1er, 1o, du même Code, les mots « , aux lois relatives aux allocations familiales pour
travailleurs salariés, coordonnées le 19 décembre 1939 » sont abrogés.

Art. 105 - Disposition modificative

Dans l’article 219, alinéa 1er, 1o, du même Code, le a) est abrogé.

Art. 106 - Disposition modificative

Dans l’article 223 du même Code, le § 2 est abrogé.

Art. 107 - Disposition modificative

Dans le chapitre IV du décret du 19 mai 2008 relatif à l’aide à la jeunesse et visant la mise en œuvre de mesures
de protection de la jeunesse, modifié en dernier lieu par le décret du 20 février 2017, il est inséré, entre les sections 9
et 10, une section 9.1, qui comporte les articles 33.1 et 33.2, rédigée comme suit :

« Section 9.1 - Aide financière

Art. 33.1 - Le Gouvernement peut, aux conditions fixées par lui, octroyer une aide financière aux jeunes qui, dans
le cadre du présent décret, sont placés en famille d’accueil ou bénéficient d’un encadrement résidentiel, et ce, pendant
la durée de leur placement afin de favoriser leur intégration au moment de leur majorité.

Art. 33.2 - Si nécessaire, le Gouvernement peut, aux conditions fixées par lui, octroyer un soutien financier aux
parents biologiques de jeunes qui, dans le cadre du présent décret, sont placés en famille d’accueil ou bénéficient d’un
encadrement résidentiel, afin de favoriser le maintien des contacts avec leurs enfants. »

Art. 108 - Disposition modificative

Dans l’article 3 de l’arrêté royal du 21 mai 1964 portant coordination des lois relatives au personnel d’Afrique,
modifié par la loi du 22 juillet 1969, les alinéas 8, 9 et 12 sont abrogés.

Art. 109 - Disposition abrogatoire

Dans l’article 25, § 1er, du même arrêté, modifié par la loi du 22 juillet 1969, les alinéas 1er, 2 et 4 sont abrogés.

Art. 110 - Disposition abrogatoire

Sont abrogés :

1o la loi générale du 19 décembre 1939 relative aux allocations familiales, modifiée en dernier lieu par l’accord de
coopération du 14 juillet 2016;

2o la loi du 20 juillet 1971 instituant des prestations familiales garanties, modifiée en dernier lieu par l’accord de
coopération du 17 juin 2016;

3o l’arrêté royal du 25 octobre 1971 portant exécution de la loi du 20 juillet 1971 instituant des prestations familiales
garanties, modifié en dernier lieu par l’accord de coopération du 14 juillet 2016;
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4o l’arrêté royal du 26 octobre 2004 portant exécution des articles 42bis et 56, § 2, de la loi générale relative aux
allocations familiales, modifié en dernier lieu par l’accord de coopération du 14 juillet 2016;

5o l’arrêté royal du 20 juillet 2006 instituant une majoration des suppléments d’âge visés aux articles 44 et 44bis des
lois coordonnées relatives aux allocations familiales pour travailleurs salariés et modifiant l’arrêté royal du
25 octobre 1971 portant exécution de la loi du 20 juillet 1971 instituant des prestations familiales garanties;

6o l’arrêté du Gouvernement du 28 octobre 2016 portant création d’un Conseil pour les prestations familiales.

Section 2 — Dispositions transitoires

Art. 111 - Disposition transitoire

§ 1er - Pour tous les enfants dont les prestations suivantes pour décembre 2018 sont payées à la même personne,
un montant est calculé, au cas par cas, en additionnant :

1o les montants mensuels mentionnés aux articles 40 à 50bis de la loi générale du 19 décembre 1939 relative aux
allocations familiales;

2o les suppléments mentionnés aux articles 41, 42bis, 44, 44ter, 47, § 2, et 50ter de la loi générale du 19 décembre
1939 relative aux allocations familiales;

3o les prestations familiales mentionnées à l’article 1er, alinéa 9, 1o, 2o et 7o, de la loi du 20 juillet 1971 instituant
des prestations familiales garanties;

4o les forfaits spéciaux mentionnés à l’article 10, § 3, de la loi du 20 juillet 1971 instituant des prestations familiales
garanties;

5o les montants et les suppléments mentionnés aux 1o et 2o, si ceux-ci ont été octroyés en application de l’article 15,
c), des lois coordonnées du 5 octobre 1948 sur les pensions de réparation;

6o le complément d’allocations familiales mentionné à l’article 23 de la loi du 9 juillet 1951 portant indemnité en
faveur des familles des militaires soldés;

7o les indemnités mentionnées aux articles 6, § 4, et 14, § 1er, de la loi du 15 mars 1954 relative aux pensions de
dédommagement des victimes civiles de la guerre 1940-1945 et de leurs ayants droit;

8o les prestations familiales octroyées en vertu de l’article 15, § 3, de la loi du 28 avril 1958 relative à la pension des
membres du personnel de certains organismes d’intérêt public et de leurs ayants droit;

9o les prestations accordées en vertu de l’article 3, alinéa 8, de l’arrêté royal du 21 mai 1964 portant coordination
des lois relatives au personnel d’Afrique;

10o les montants et les suppléments mentionnés aux 1o et 2o, si ceux-ci ont été octroyés en application de l’arrêté
royal du 26 mars 1965 relatif aux allocations familiales allouées à certaines catégories du personnel rétribué par l’État
ainsi qu’aux membres du personnel du cadre opérationnel et du cadre administratif et logistique des corps de police
locale.

Si les prestations mentionnées à l’alinéa 1er sont payées à une institution ou administration et à une personne
physique en application de l’article 70 de la loi générale du 19 décembre 1939, ces prestations sont censées, pour
l’établissement du montant mentionné à l’alinéa 1er, avoir été liquidées à la personne physique à laquelle le solde
mentionné à l’article 70 de la même loi a été payé pour décembre 2018.

§ 2 - Le montant déterminé conformément au § 1er est payé à l’allocataire ou aux allocataires des allocations
familiales défini(s) conformément à l’article 28.

Ce montant n’est pas soumis aux modalités d’évolution fixées à l’article 38.

Ce montant est payé en lieu et place des prestations mentionnées aux articles 8, 17, 19, 23 et 25, et ce, jusqu’à ce
que l’une des situations suivantes apparaisse :

1o la somme des prestations mentionnées aux articles 8, 17, 19, 23 et 25 auxquelles les enfants mentionnés au § 1er

ont droit est plus avantageuse que le montant déterminé au § 1er;

2o les allocations familiales ne sont plus payées pour tous les enfants pour lesquels le montant mentionné au § 1er

a été déterminé, ou plus uniquement pour ces enfants à un seul allocataire.

Dès que l’une des situations mentionnées à l’alinéa 3 se présente, les prestations visées aux articles 8, 17, 19, 23 et
25 sont liquidées conformément aux modalités fixées dans le présent décret.

Pour l’application de l’alinéa 3, 2o :

1o seule la personne mentionnée à l’article 28, § 2, est considérée comme allocataire en cas d’application de
l’article 28, § 2, alinéa 1er, 1o;

2o les enfants pour lesquels un montant a été calculé conformément à l’article 114 ne sont pas pris en compte.

Art. 112 - Disposition transitoire

Les enfants qui, au 31 décembre 2018, suivent l’une des formations ou l’un des cours mentionnés aux articles 1er,
2, 3 ou 4 de l’arrêté royal du 10 août 2005 fixant les conditions auxquelles les allocations familiales sont accordées en
faveur de l’enfant qui suit des cours ou poursuit sa formation, sont à considérer de manière provisoire comme suivant
une formation au sens de l’article 9, § 3, et ce, même si ladite formation ou ledit cours ne sont plus à entendre comme
formation au sens de l’article 9, § 3, au 1er janvier 2019.

La disposition transitoire mentionnée à l’alinéa 1er est valable pour la durée pendant laquelle l’enfant est, au
31 décembre 2018, inscrit pour la formation ou le cours mentionnés aux articles 1er, 2, 3 ou 4 de l’arrêté royal du
10 août 2005 et au plus tard, jusqu’au 30 septembre 2019.

Art. 113 - Disposition transitoire

Pour les enfants qui, au 31 décembre 2018, ont droit aux allocations familiales uniquement en vertu de l’article 1er

de l’arrêté royal du 12 août 1985 portant exécution de l’article 62, § 5, de la loi générale relative aux allocations
familiales, la période de 12 mois fixée conformément à l’article 10 prend cours le jour à partir duquel ils avaient droit
auxdites allocations en vertu de l’article 1er, § 2, dudit arrêté royal.
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La période mentionnée à l’alinéa 1er est prolongée pour la période pour laquelle le droit a été prolongé avant le
1er janvier 2019, conformément aux articles 4, § 1er, ou 4, § 1/2, de l’arrêté royal du 12 août 1985.

Art. 114 - Disposition transitoire
§ 1er - Par dérogation à l’application de l’article 111, un montant est calculé pour les enfants qui, au mois de

décembre 2018, reçoivent les allocations familiales en vertu de l’article 63 de la loi générale relative aux allocations
familiales, dans sa version du 28 décembre 1990, montant obtenu, au cas par cas, en additionnant :

1o les montants mensuels mentionnés à l’article 40 de la loi générale du 19 décembre 1939 relative aux allocations
familiales;

2o le complément mentionné à l’article 44bis de la loi générale du 19 décembre 1939 relative aux allocations
familiales, dans sa version du 30 juillet 2013.

3o le respect des obligations mentionnées à l’article 111, § 1er, alinéa 1er, 3o à 10o.
§ 2 - Le montant calculé conformément au § 1er est payé aux allocataires des allocations familiales mentionnés à

l’article 28, tant que l’enfant est du ressort de la Communauté germanophone en raison d’un accord de coopération.
Le montant calculé conformément au § 1er n’est pas soumis aux modalités d’évolution fixées à l’article 38.
Art. 115 - Disposition transitoire
Le conseil pour les prestations familiales institué par l’article 77 succède au conseil pour les prestations familiales

institué par l’arrêté du Gouvernement du 28 octobre 2016 portant création d’un Conseil pour les prestations familiales.

Les membres effectifs et suppléants désignés au sein du conseil institué par l’arrêté précité du 28 octobre 2016
restent en place au sein du conseil institué par l’article 77 jusqu’à la fin de la durée du mandat initial.

Art. 116 - Disposition transitoire

Si l’application de l’article 28 menait à la détermination d’un autre allocataire que la personne qui reçoit les
allocations familiales pour décembre 2018, cette dernière reste allocataire jusqu’à ce que l’une des situations suivantes
se présente :

1o un changement de domicile de l’allocataire;

2o un changement de domicile de l’un des enfants pour lequel l’allocataire reçoit des allocations familiales;

3o les allocations familiales ne sont plus payées pour l’un des enfants pour lequel l’allocataire reçoit des allocations
familiales;

4o un autre enfant ayant le même domicile que l’allocataire ou que l’un des enfants a droit aux allocations
familiales.

Pour l’application du premier alinéa, et si l’article 70 de la loi générale du 19 décembre 1939 relative aux allocations
familiales est d’application, est considérée comme la personne qui perçoit les allocations familiales pour décembre 2018,
celle mentionnée à l’article 70, alinéa 1er, 2o, de la même loi.

Art. 117 - Disposition transitoire

Par dérogation à l’article 3, 5o, sont considérées comme membres de la famille toutes les personnes pour lesquelles
l’assuré social a, en vertu de la loi générale du 19 décembre 1939 relative aux allocations familiales, ouvert le droit aux
prestations mentionnées à l’article 111, § 1er, jusqu’au moment où :

1o apparait une des situations mentionnées à l’article 111, § 2, alinéa 3, 2o ou 3o;

2o la situation socioprofessionnelle de l’assuré social a changé de telle sorte que celui-ci ouvrirait le droit pour une
autre raison au sens de l’article 68 du règlement (CE) no 888/2004 du Parlement européen et du Conseil du 29 avril 2004
portant sur la coordination des systèmes de sécurité sociale.

Dès qu’apparait l’une des situations mentionnées au premier alinéa, seules les personnes mentionnées à l’article 3,
5o, sont encore considérées comme membres de la famille.

Section 3 — Entrée en vigueur

Art. 118 - Entrée en vigueur

Le présent décret entre en vigueur le 1er janvier 2019.

Promulguons le présent décret et ordonnons qu’il soit publié au Moniteur Belge.

Eupen, le 23 avril 2018.

O. PAASCH,
Le Ministre-Président

I. WEYKMANS,
La Vice-Ministre-Présidente, Ministre de la Culture, de l’Emploi et du Tourisme

A. ANTONIADIS,
Le Ministre de la Famille, de la Santé et des Affaires sociales

H. MOLLERS,
Le Ministre de l’Éducation et de la Recherche scientifique
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VERTALING

MINISTERIE VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP

[2018/202523]
23 APRIL 2018. — Decreet betreffende de gezinsbijslagen

Het Parlement van de Duitstalige Gemeenschap heeft aangenomen en Wij, Regering, bekrachtigen hetgeen volgt :

Hoofdstuk 1 — Algemene bepalingen

Artikel 1 - Strekking
Dit decreet legt verschillende geldelijke uitkeringen voor kinderen vast, onverminderd de ondersteunende

uitkeringen die hen op basis van andere wettelijke, decretale of reglementaire bepalingen worden toegekend. Die
uitkeringen zijn eenmalig of periodiek en hebben tot doel alle kinderen ontwikkelings- en ontplooiingskansen te
bieden, de financiële belasting voor een gezin door de onderhoudskosten voor één of meer kinderen gedeeltelijk te
compenseren en kinderarmoede te bestrijden.

Art. 2 - Verwijzingen naar personen
De verwijzingen naar personen in dit decreet gelden voor alle geslachten.
Art. 3 - Definities
Voor de toepassing van dit decreet wordt verstaan onder :
1o kind : elke minderjarige of meerderjarige persoon die recht heeft op één van de uitkeringen vermeld in de

hoofdstukken 2 en 3;
2o verdwenen kind: kind dat onvrijwillig niet meer op zijn woonplaats aanwezig is en van wie men geen nieuws

heeft. De verdwijning kan met alle rechtsmiddelen bewezen worden. Het kind dat naar alle waarschijnlijkheid in
omstandigheden zoals een ongeval of een ramp overleden is, zelfs wanneer zijn lijk nooit teruggevonden werd, alsook
het kind dat door één van de ouders ontvoerd is, wordt niet als verdwenen beschouwd;

3o ontvoerd kind: kind dat op onwettige wijze onttrokken werd aan het gezag van zijn ouders, zijn vader, zijn
moeder of de persoon of instelling die onmiddellijk vóór de ontvoering de basiskinderbijslag heeft ontvangen
overeenkomstig artikel 28;

4o sociaal verzekerde: de persoon die onder het personeel toepassingsgebied valt van een Europese verordening
of van een bilateraal akkoord die/dat op de gezinsbijslagen van toepassing is en die op grond van een
samenwerkingsakkoord onder de Duitstalige Gemeenschap ressorteert;

5o gezinslid : onverminderd de toepassing van bilaterale overeenkomsten inzake gezinsbijslagen, volgende
kinderen :

a) het eigen kind van de sociaal verzekerde;
b) het eigen kind van de echtgenoot van de sociaal verzekerde of van de persoon die geen (bloed)verwant tot de

derde graad van de sociaal verzekerde is, met wie de sociaal verzekerde feitelijk samenwoont of met wie de sociaal
verzekerde een verklaring van wettelijke samenwoning heeft afgelegd;

c) het gemeenschappelijke kind van de sociaal verzekerde en van diens echtgenoot of van de persoon die geen
(bloed)verwant tot de derde graad van de sociaal verzekerde is, met wie de sociaal verzekerde feitelijk samenwoont of
met wie de sociaal verzekerde een verklaring van wettelijke samenwoning heeft afgelegd;

6o gezinsbijslagen : de uitkeringen gedefinieerd in de hoofdstukken 2 en 3;
7o kinderbijslag : de basiskinderbijslag vermeld in artikel 8, verhoogd met de bijslagen vermeld in de artikelen 15,

17, 19, 21, 23 en 25 waarop het kind in voorkomend geval recht heeft;
8o aanvrager : de natuurlijke persoon die recht heeft op gezinsbijslagen, aanspraak maakt of kan maken op

gezinsbijslagen, zijn wettelijke vertegenwoordigers en gevolmachtigden, alsook de werkelijke of mogelijke bijslagtrek-
kende van de gezinsbijslagen;

9o inspecteurs : de personen vermeld in artikel 67;
10o Raad : de Raad voor Gezinsbijslagen vermeld in artikel 77.
Art. 4 - Bepaling van de woonplaats
§ 1 - Voor de toepassing van dit decreet wordt de woonplaats van een persoon als volgt bepaald :
1o in België geldt als woonplaats de plaats waar een persoon zijn hoofdverblijfplaats heeft overeenkomstig de

bevolkingsregisters bepaald in artikel 1, § 1, eerste lid, 1o, van de wet van 19 juli 1991 betreffende de
bevolkingsregisters, de identiteitskaarten, de vreemdelingenkaarten en de verblijfsdocumenten en tot wijziging van de
wet van 8 augustus 1983 tot regeling van een Rijksregister van de natuurlijke personen of zijn referentieadres heeft
overeenkomstig artikel 1, § 2, van die wet;

2o in het buitenland geldt als woonplaats de plaats die als zodanig wordt vermeld in de documenten van de
buitenlandse bevolkingsdienst of van de buitenlandse autoriteit of instantie bevoegd voor de burgerlijke stand.

§ 2 - De plaats vermeld overeenkomstig § 1, eerste lid, geldt niet als woonplaats, indien de persoon zijn
hoofdverblijfplaats op een andere plaats heeft vastgelegd, zonder dit te melden in de vorm en binnen de termijnen die
worden voorgeschreven bij de voormelde wet van 19 juli 1991 en de uitvoeringsbesluiten ervan. In dat geval geldt dat
de persoon geen woonplaats heeft in het Duitse taalgebied.

In afwijking van het eerste lid geldt de plaats waar de betrokken persoon zijn hoofdverblijfplaats heeft vastgelegd,
zonder dit te melden in de vorm en binnen de termijnen die worden voorgeschreven bij de voormelde wet van
19 juli 1991 en de uitvoeringsbesluiten ervan, wél als woonplaats, indien die plaats zich in het Duitse taalgebied
bevindt.

Art. 5 - Gelijkstelling van adoptieouders en biologische ouders
Voor de toepassing van dit decreet, met uitzondering van artikel 34 tot 37, worden de ouders door eenvoudige

adoptie of volledige adoptie gelijkgesteld met de biologische ouders.

HOOFDSTUK 2 — KINDERBIJSLAG

Afdeling 1 — Rechthebbenden

Art. 6 - Het kind
Het kind dat zijn woonplaats heeft in het Duitse taalgebied opent het recht op kinderbijslag.
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Wanneer het kind vermeld in het eerste lid een buitenlandse nationaliteit heeft, wordt het recht alleen geopend
wanneer zijn verblijf of vestiging voor meer dan drie maanden gemachtigd of toegelaten is overeenkomstig de wet van
15 december 1980 betreffende de toegang tot het grondgebied, het verblijf, de vestiging en de verwijdering van
vreemdelingen.

De Regering bepaalt in welke situaties de woonplaatsvoorwaarde vermeld in het eerste en het tweede lid als
vervuld wordt beschouwd.

Art. 7 - De sociaal verzekerde
In afwijking van artikel 6 opent de sociaal verzekerde het recht op kinderbijslag voor zijn gezinsleden.

Afdeling 2 — Uitkeringen

Onderafdeling 1 - Basiskinderbijslag
Art. 8 - Basiskinderbijslag
De Regering kent een basiskinderbijslag toe die 157 euro per maand bedraagt.
Art. 9 - Toekenningsvoorwaarden
§ 1 - Elk kind krijgt de basiskinderbijslag vanaf zijn geboorte tot en met zijn 18e verjaardag.
§ 2 - In afwijking van § 1 krijgt elk kind de basiskinderbijslag vanaf zijn 18e verjaardag tot en met zijn 21e

verjaardag indien :
1o bij het kind een beperking in de zin van artikel 22, eerste lid, 2o, werd vastgesteld die het recht op de bijslag voor

kinderen met een beperking kan openen;
2o de uitwerkingen van de beperking begonnen zijn op een tijdstip waarop het kind recht op kinderbijslag had.
§ 3 - In afwijking van § 1 wordt de basiskinderbijslag toegekend aan elk kind dat vanaf zijn 18e verjaardag een

opleiding volgt.
De Regering bepaalt wat onder ’opleiding’ in de zin van deze paragraaf moet worden verstaan.
Art. 10 - Verlenging van het recht
De basiskinderbijslag wordt toegekend voor in totaal twaalf maanden :
1o nadat het kind niet meer voldoet aan de voorwaarden vermeld in artikel 9, § 1 of artikel 9, § 3, en
2o indien geen recht op grond van artikel 9, § 2, bestaat.
Zodra het kind weer aan de voorwaarden vermeld in artikel 9, § 1 of § 3, voldoet, wordt het recht krachtens dit

artikel geschorst en wordt de basiskinderbijslag krachtens artikel 9, § 1 of § 3, toegekend. Indien de basiskinderbijslag
vervolgens weer krachtens dit artikel wordt toegekend, wordt het recht verminderd met de reeds krachtens dit artikel
benutte periode.

Art. 11 - Winstgevende activiteit
Het recht op de basiskinderbijslag krachtens artikel 9, § 3, en artikel 10 wordt geschorst voor de periode waarin

het kind een winstgevende activiteit uitoefent.
De Regering bepaalt :
1o welke activiteiten als een winstgevende activiteit in de zin van dit artikel worden beschouwd;
2o voor welke periode het kind beschouwd wordt als een persoon die een winstgevende activiteit uitoefent;
3o de situaties die met een winstgevende activiteit gelijkgesteld worden;
4o welke winstgevende activiteiten niet tot een schorsing leiden.
Art. 12 - Verdwenen kind
De basiskinderbijslag wordt toegekend ten gunste van het verdwenen kind, wanneer het op het tijdstip van zijn

verdwijning overeenkomstig artikel 9 of 10 recht op kinderbijslag had.
De basiskinderbijslag ten gunste van het verdwenen kind wordt gedurende hoogstens vijf jaar toegekend,

gerekend vanaf de verdwijning van het kind, voor zover het kind de leeftijd van 25 jaar niet heeft bereikt.
Het recht van het verdwenen kind op kinderbijslag eindigt wanneer het kind gevonden wordt, behalve indien de

voorwaarden van artikel 9 of 10 vervuld zijn.
Art. 13 - Ontvoerd kind
De basiskinderbijslag wordt toegekend ten gunste van het ontvoerde kind :
1o wanneer het kind op het tijdstip van zijn ontvoering overeenkomstig artikel 9, § 1, recht op kinderbijslag had;
2o wanneer de ontvoering het voorwerp uitmaakt van een rechtsvordering of een aangifte bij de politie, bij het

parket of bij de Belgische overheden die bevoegd zijn inzake de ontvoering van kinderen;
3o zolang het ontvoerde kind jonger dan 18 jaar is.
Het recht van het ontvoerde kind op kinderbijslag eindigt wanneer het kind niet meer als ontvoerd wordt

beschouwd, behalve indien de voorwaarden van artikel 9 of 10 vervuld zijn.
Art. 14 - Einde van het recht
Het recht op de basiskinderbijslag houdt in elk geval op te bestaan op het tijdstip dat het kind 25 jaar wordt.
Onderafdeling 2 - De jaarlijkse bijslag
Art. 15 - Jaarlijkse bijslag
De Regering kent een jaarlijkse bijslag toe die 52 euro per jaar bedraagt.
Art. 16 - Toekenningsvoorwaarden
De jaarlijkse bijslag wordt toegekend aan elk kind dat in de maand juli recht op de basiskinderbijslag heeft.
Onderafdeling 3 - De bijslag voor grote gezinnen
Art. 17 - Bijslag voor grote gezinnen
De Regering kent een bijslag voor grote gezinnen toe die 135 euro per maand bedraagt.
Art. 18 - Toekenningsvoorwaarden
De bijslag voor grote gezinnen wordt aan elk kind toegekend, op voorwaarde dat het gaat om een derde kind of

elk daarop volgend kind dat het recht op de basiskinderbijslag opent dat aan dezelfde bijslagtrekkende betaald wordt.
Indien de kinderbijslag met toepassing van artikel 28, § 2, betaald wordt, geldt de persoon die één derde van de

kinderbijslag ontvangt voor de toepassing van dit artikel als bijslagtrekkende.
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Onderafdeling 4 - De sociale bijslag
Art. 19 - Sociale bijslag
De Regering kent een sociale bijslag toe die 75 euro per maand bedraagt.
Art. 20 - Toekenningsvoorwaarden
De sociale bijslag wordt toegekend aan elk kind dat :
1o recht op de basiskinderbijslag heeft;
2o overeenkomstig artikel 37, § 19, van de wet betreffende de verplichte verzekering voor geneeskundige

verzorging en uitkeringen gecoördineerd op 14 juli 1994 ofwel zelf, ofwel via een lid van hetzelfde gezin recht op een
verhoogde tegemoetkoming van de verzekering voor geneeskundige verzorging heeft;

3o geen recht heeft op de bijslag voor volledige wezen vermeld in artikel 23 en op de bijslag voor halfwezen
vermeld in artikel 25.

Onderafdeling 5 - Bijslag voor kinderen met een beperking
Art. 21 - Bijslag voor kinderen met een beperking
De Regering kent een bijslag voor kinderen met een beperking toe die, afhankelijk van de uitwerkingen van de

beperking, overeenstemt met één van de volgende categorieën :
1o categorie 1 : 85 euro per maand;
2o categorie 2 : 112 euro per maand;
3o categorie 3 : 262 euro per maand;
4o categorie 4 : 432 euro per maand;
5o categorie 5 : 491 euro per maand;
6o categorie 6 : 526 euro per maand;
7o categorie 7 : 561 euro per maand.
Art. 22 - Toekenningsvoorwaarden
De bijslag voor kinderen met een beperking wordt toegekend aan elk kind :
1o dat ofwel recht heeft op de basiskinderbijslag op grond van artikel 9, § 1, of dat recht heeft op de

basiskinderbijslag op grond van artikel 9, § 2, en geen werkende persoon in de zin van artikel 11 is;
2o bij wie een beperking werd vastgesteld die uitwerkingen heeft op zijn lichamelijke of geestelijke mogelijkheden,

zijn daadkracht en/of zijn participatie in het maatschappelijk leven of in zijn familiale omgeving.
De Regering bepaalt :
1o hoe de vastgestelde beperking in de categorieën vermeld in artikel 21 wordt ingedeeld;
2o wie de uitwerkingen vermeld in het eerste lid, 2o, vaststelt, hoe hij ze vaststelt en op basis van welke criteria hij

ze vaststelt;
3o onder welke voorwaarden de vaststelling van de uitwerkingen van de beperking herzien kan worden.
Onderafdeling 6 - De wezenbijslag voor volledige wezen
Art. 23 - Wezenbijslag voor volledige wezen
De Regering kent een wezenbijslag voor volledige wezen toe die 239 euro per maand bedraagt.
Art. 24 - Toekenningsvoorwaarden
De wezenbijslag voor volledige wezen wordt toegekend aan elk kind :
1o dat recht op de basiskinderbijslag heeft;
2o van wie beide ouders gestorven zijn of afwezig zijn verklaard of, indien de afstammingsverhouding slechts voor

één ouder vaststaat, van wie die ouder gestorven is of afwezig is verklaard.
De wezenbijslag voor volledige wezen wordt niet verder toegekend wanneer de volledige wees geadopteerd wordt

of wanneer een afstammingsverhouding tot een tevoren onbekende ouder wordt geschapen.
Onderafdeling 7 - De wezenbijslag voor halfwezen
Art. 25 - Wezenbijslag voor halfwezen
De Regering kent een wezenbijslag voor halfwezen toe die 120 euro per maand bedraagt.
Art. 26 - Toekenningsvoorwaarden
De wezenbijslag voor halfwezen wordt toegekend aan elk kind :
1o dat recht op de basiskinderbijslag heeft;
2o indien een van zijn ouders gestorven of afwezig verklaard is.
De wezenbijslag voor halfwezen wordt ook toegekend, als een afstammingsverhouding tot een tevoren onbekende

ouder wordt geschapen voor een kind dat recht op de bijslag voor volledige wezen heeft.
De wezenbijslag voor halfwezen wordt niet meer toegekend, als :
1o de halfwees geadopteerd wordt;
2o de overlevende ouder huwt of een verklaring van wettelijke samenwoning aflegt.
In het geval vermeld in het derde lid, 2o, wordt de wezenbijslag voor halfwezen weer toegekend, als het huwelijk

van de overlevende ouder ontbonden wordt of de wettelijke samenwoning eindigt.
Onderafdeling 8 - Gemeenschappelijke bepalingen
Art. 27 - Tijdstip van de opening en van de uitdoving van het recht
Het recht op de uitkeringen vermeld in de onderafdelingen 1 tot 6 wordt geopend op de eerste dag van de maand

na de maand waarin de daarvoor geldende voorwaarden vervuld werden.
Het dooft uit op de eerste dag van de maand na de maand waarin de daarvoor geldende voorwaarden niet meer

vervuld zijn.

Afdeling 3 — Bijslagtrekkende

Art. 28 - Bijslagtrekkende
§ 1 - De volgende personen gelden als bijslagtrekkende van de kinderbijslag, in deze volgorde :
1o de persoon die door de bevoegde rechtbank krachtens artikel 55 bepaald werd;
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2o de ouder die dezelfde woonplaats heeft als het kind;
3o de moeder, wanneer ouders van verschillend geslacht dezelfde woonplaats hebben als het kind;
4o de oudste ouder wanneer ouders van hetzelfde geslacht dezelfde woonplaats hebben als het kind;
5o de persoon die het kind werkelijk opvoedt, wanneer geen van de ouders dezelfde woonplaats heeft als het kind;
6o de vrouw wanneer het in het geval vermeld in 5o om twee personen van verschillend geslacht gaat;
7o de oudste persoon wanneer het in het geval vermeld in 5o om twee personen van hetzelfde geslacht gaat of om

meer dan twee personen gaat.
De personen die meer dan de helft van de onderhoudskosten voor het kind betalen, worden beschouwd als de

personen die het kind werkelijk opvoeden in de zin van het eerste lid, 5o, 6o en 7o. Tot bewijs van het tegendeel geldt
dat het gaat om de meerderjarige personen die dezelfde woonplaats hebben als het kind.

De Regering bepaalt hoe het tegendeel wordt bewezen.
§ 2 - In afwijking van § 1 gelden de volgende personen als bijslagtrekkende van de kinderbijslag voor het kind dat

door een beslissing of ten laste van een openbare overheid gedurende 30 of meer opeenvolgende dagen in een instelling
is geplaatst:

1o de overeenkomstig § 1 bepaalde persoon, voor één derde van de kinderbijslag;
2o de instelling, voor twee derden van de kinderbijslag.
De Regering bepaalt voor de toepassing van deze paragraaf wat onder plaatsing, overheid en instelling moet

worden verstaan.
§ 3 - In afwijking van § 1 en onverminderd § 2 geldt het kind zelf in de volgende gevallen als bijslagtrekkende:
1o als het gehuwd is;
2o als het ontvoogd is en niet dezelfde woonplaats heeft als de persoon vermeld in § 1;
3o als het de leeftijd van 16 jaar heeft bereikt en niet dezelfde woonplaats heeft als de personen vermeld in § 1;
4o als het zelf bijslagtrekkende van de kinderbijslag ten gunste van één of meer eigen kinderen is.
Alleen de kinderen vermeld in deze paragraaf kunnen een andere persoon als bijslagtrekkende aanwijzen, op

voorwaarde dat die persoon met het kind verbonden is door verwantschap of aanverwantschap in de eerste graad.
§ 4 - In afwijking van § 1 gelden de volgende personen als bijslagtrekkende van de kinderbijslag voor het ontvoerde

kind, in deze volgorde :
1o de persoon bepaald overeenkomstig § 1 die onmiddellijk voor de ontvoering bijslagtrekkende van de

kinderbijslag was;
2o de moeder van het ontvoerde kind, indien het om ouders van verschillend geslacht gaat en de moeder geen

bijslagtrekkende voor dat kind was;
3o de vader van het ontvoerde kind, indien het om ouders van verschillend geslacht gaat en de vader geen

bijslagtrekkende voor dat kind was;
4o de oudste ouder die geen bijslagtrekkende voor dat kind was, indien het gaat om ouders van hetzelfde geslacht;
5o de jongste ouder die geen bijslagtrekkende voor dat kind was, indien het gaat om ouders van hetzelfde geslacht;
6o de persoon die het kind onmiddellijk voor de ontvoering werkelijk opvoedde en geen bijslagtrekkende voor dat

kind was, waarbij § 1, eerste lid, 5o, 6o en 7o, moet worden toegepast om die persoon te bepalen.
De persoon bepaald overeenkomstig het eerste lid kan alleen bijslagtrekkende van de kinderbijslag zijn indien die

persoon noch direct, noch indirect heeft deelgenomen aan de ontvoering van het kind en indien deze op het ogenblik
van de ontvoering van het kind en tijdens de duur van die ontvoering zijn woonplaats heeft in het Duitse taalgebied.

Art. 29 - Nieuwe bijslagtrekkende
Gebeurtenissen die leiden tot de wijziging van de bijslagtrekkende hebben uitwerking vanaf de eerste dag van de

maand die volgt op de maand waarin die gebeurtenis plaatsgevonden heeft.

Hoofdstuk 3 — Premies

Afdeling 1 — Geboortepremie

Art. 30 - Geboortepremie
De Regering kent een geboortepremie toe die 1.144 euro bedraagt.
Art. 31 - Toekenningsvoorwaarden
De geboortepremie wordt één keer naar aanleiding van de geboorte toegekend aan elk kind dat zijn

eerste woonplaats in het Duitse taalgebied heeft.
De geboortepremie wordt ook toegekend indien geen recht op kinderbijslag bestaat, voor zover het gaat om een

kind voor wie een ambtenaar van de burgerlijke stand een akte van aangifte van een levenloos kind heeft opgesteld en
voor zover de moeder op het ogenblik van de bevalling haar woonplaats in het Duitse taalgebied had.

Art. 32 - Bijslagtrekkende
De volgende personen gelden als bijslagtrekkende van de geboortepremie, in deze volgorde :
1o de moeder, indien het om ouders van verschillend geslacht of van het vrouwelijk geslacht gaat;
2o de oudste persoon, indien het om ouders van het mannelijke geslacht gaat of indien de ouders van het

vrouwelijke geslacht het kind niet zelf ter wereld hebben gebracht.
Art. 33 - Tijdstip van de bepaling van het bedrag van de premie
Onverminderd de toepassing van artikel 51, eerste lid, 2o, wordt het bedrag van de geboortepremie op het ogenblik

van de geboorte vastgelegd.

Afdeling 2 — Adoptiepremie

Art. 34 - Adoptiepremie

De Regering kent een adoptiepremie toe die 1.144 euro bedraagt.
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Art. 35 - Toekenningsvoorwaarden
De adoptiepremie wordt toegekend aan elk kind onder de volgende voorwaarden :
1o er zijn documenten ingediend die de wil van de adoptant of van zijn echtgenoot uitdrukken om een kind te

adopteren. Bij die documenten gaat het om een bij de bevoegde rechtbank ingediend verzoekschrift of, bij gebrek
hieraan, een ondertekende adoptieakte;

2o het kind heeft dezelfde woonplaats als de adoptant;
3o het kind heeft krachtens artikel 6 recht op kinderbijslag.
Indien het kind reeds dezelfde woonplaats heeft als de adoptant op de datum van de indiening van het

verzoekschrift of, bij gebrek hieraan, op de datum van de ondertekening van de akte, moet de voorwaarde vermeld in
het eerste lid, 3o, vervuld zijn op die datum.

Indien het kind nog niet dezelfde woonplaats heeft als de adoptant op de datum van de indiening van het
verzoekschrift of, bij gebrek hieraan, op de datum van de ondertekening van de akte, moet de voorwaarde vermeld in
het eerste lid, 3o, vervuld zijn op het tijdstip waarop het kind dezelfde woonplaats als de adoptant heeft.

Art. 36 - Bijslagtrekkende
De volgende personen gelden als bijslagtrekkende van de adoptiepremie, in deze volgorde :
1o de adoptant, indien hij het kind alleen adopteert;
2o de adoptant die door beide adoptanten als bijslagtrekkende werd bepaald, indien er meer dan één adoptant is;
3o de adoptiemoeder, indien geen keuze als vermeld in 2o is gemaakt en het om twee adoptanten van verschillend

geslacht gaat;
4o de oudste persoon, indien geen keuze als vermeld in 2o is gemaakt en het om twee adoptanten van hetzelfde

geslacht gaat.
De Regering bepaalt volgens welke regels de adoptanten vermeld in het eerste lid, 2o, een keuze maken.
Art. 37 - Tijdstip van de toekenning en uitsluitingscriteria
Voor een geadopteerd kind wordt het bedrag van de adoptiepremie toegekend dat van toepassing is op de datum

van de indiening van het verzoekschrift of, bij gebrek hieraan, op de datum van de ondertekening van de adoptieakte.
Indien het kind op die datum nog niet dezelfde woonplaats als de adoptant heeft, wordt het bedrag van de
adoptiepremie toegekend dat van toepassing is op het tijdstip waarop het kind dezelfde woonplaats als de adoptant
heeft.

Er kan slechts één adoptiepremie toegekend worden voor hetzelfde kind in het kader van dezelfde adoptie.
De adoptiepremie wordt niet toegekend indien de adoptant, zijn echtgenoot of de persoon die overeenkomstig

artikel 3, eerste lid, 9o, van de wet van 8 augustus 1983 tot regeling van een Rijksregister van de natuurlijke personen
deel uitmaakt van zijn gezin reeds een geboortepremie of een vergelijkbare premie van een andere territoriale entiteit
of een andere Staat heeft ontvangen voor hetzelfde kind naar aanleiding van de geboorte.

HOOFDSTUK 4 — ONTWIKKELING VAN DE UITKERINGEN
Art. 38 - Nadere regels omtrent de ontwikkeling
§ 1 - Vanaf 2020 worden de gezinsbijslagen jaarlijks in de maand juli aangepast :
1o aan de definitief vastgelegde procentuele verandering van het gemiddelde indexcijfer van de consumptieprijzen

van het vorige begrotingsjaar, overeenkomstig de nadere regels vastgelegd in artikel 38, § 3, eerste lid, van de
bijzondere wet van 16 januari 1989 betreffende de financiering van de Gemeenschappen en de Gewesten;

2o aan het percentage van 25 % van de definitief vastgestelde werkelijke groei van het bruto-binnenlandsproduct
per inwoner van het vorige begrotingsjaar.

§ 2 - In afwijking van § 1 blijven de bedragen van de uitkeringen ongewijzigd, indien de toepassing van § 1 een
negatieve aanpassing tot gevolg zou hebben.

In dat geval geschiedt de in § 1 vermelde aanpassing in het daaropvolgende jaar tegen de waarden van de vorige
begrotingsjaren die nog niet voor een aanpassing in aanmerking werden genomen.

§ 3 - De waarden vermeld in § 1 worden aangegeven in eenheden met vier cijfers achter de komma. De vijfde
decimaal valt weg, waarbij de vierde decimaal naar boven afgerond wordt als de vijfde decimaal 5 of meer bedraagt.

Indien de uitkeringen door de toepassing van § 1 eindigen op een gedeelte van een cent, wordt het centgedeelte
tot de hogere of de lagere cent afgerond naargelang het centgedeelte al dan niet 0,5 bereikt.

Hoofdstuk 5 — Toekenningsprocedure en terugvorderingsprocedure

Afdeling 1 — Gemeenschappelijke bepalingen

Art. 39 - Afwijking van het handvest van de sociaal verzekerde
Dit hoofdstuk is van toepassing in afwijking van de wet van 11 april 1995 tot invoering van het ″handvest″ van de

sociaal verzekerde.

Afdeling 2 — Aanvragen

Art. 40 - Indienen van de aanvraag
De gezinsbijslagen worden uitbetaald, ofwel van ambtswege indien het materieel mogelijk is, ofwel op basis van

een schriftelijk verzoek dat bij de Regering moet worden ingediend.
De Regering zendt of overhandigt de aanvrager een ontvangstbevestiging of een bevestiging dat zijn recht op

gezinsbijslagen onderzocht wordt. In elke ontvangstbevestiging moet vermeld worden binnen welke termijn de
aanvraag behandeld wordt en welke verjaringstermijn in acht moet worden genomen. Een betaling of een verzoek om
aanvullende inlichtingen wordt als een ontvangstbevestiging beschouwd.

De Regering bepaalt :
1o wat onder ’materieel mogelijk’ moet worden verstaan;
2o de inhoud van de aanvragen om gezinsbijslagen;
3o hoe het recht op gezinsbijslagen van ambtswege wordt onderzocht;
4o de verdere regels omtrent de bevestigingen;
5o de gevallen waarin geen ontvangstbevestiging hoeft te worden afgegeven.
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Art. 41 - Verstrekken van nuttige inlichtingen
Onverminderd de bepalingen van artikel 45 verstrekt de Regering de aanvrager alle nuttige inlichtingen omtrent

zijn rechten en plichten op voorwaarde dat de aanvrager daarom verzoekt en bezorgt de Regering hem op eigen
initiatief alle aanvullende inlichtingen die voor de behandeling van zijn aanvraag of voor de toekenning van zijn
rechten noodzakelijk zijn. Bovendien adviseert ze hem over de uitoefening van zijn rechten of de nakoming van zijn
plichten.

De inlichting vermeld in het eerste lid :
1o vermeldt duidelijk het referentienummer van het behandelde dossier;
2o is precies en volledig;
3o is gratis;
4o wordt binnen een termijn van 45 dagen verstrekt.
De Regering bepaalt wat onder ’nuttige inlichting’ moet worden verstaan, alsook hoe dit artikel moet worden

toegepast.
Art. 42 - Behandeling van de aanvraag
De Regering verzamelt voor de behandeling van de aanvraag op eigen initiatief alle noodzakelijke inlichtingen om

het recht van de aanvrager te kunnen beoordelen. Indien die inlichtingen ontbreken, vraagt ze die aan bij de aanvrager,
overeenkomstig de door haar vastgestelde nadere regels.

Indien de aanvrager die inlichtingen niet binnen een maand verstrekt, krijgt hij een aanmaning. Indien de
aanvrager de aanvullende inlichtingen ondanks aanmaning na meer dan een maand, te rekenen vanaf verzending van
de aanmaning, nog altijd niet verstrekt heeft, kan de Regering, na alle voor het inwinnen van die inlichtingen dienstige
stappen te hebben ondernomen, beslissen op grond van de inlichtingen waarover ze beschikt, behalve indien de
aanvrager een reden opgeeft die een langere antwoordtermijn rechtvaardigt.

Art. 43 - Nieuwe aanvraag
Na een administratieve beslissing of een in kracht van gewijsde gegane rechterlijke beslissing over een aanvraag

tot toekenning van een gezinsbijslag, kan in de voor de oorspronkelijke aanvraag bepaalde vormen een nieuwe
aanvraag worden ingediend. Een nieuwe aanvraag kan slechts gegrond worden verklaard op voorlegging van nieuw
bewijsmateriaal dat niet eerder aan de Regering of aan het bevoegde rechtscollege is voorgelegd, of op grond van een
wijziging van een wettelijke, decretale of reglementaire bepaling of op grond van een wijziging in de situatie van de
aanvrager.

Afdeling 3 — Beslissingen

Art. 44 - Termijn waarbinnen een beslissing wordt genomen
De Regering beslist uiterlijk binnen vier maanden na ontvangst van de aanvraag vermeld in artikel 40 of binnen

vier maanden nadat de situatie die in datzelfde artikel wordt vermeld en waarvoor het recht van ambtswege wordt
onderzocht, zich heeft voorgedaan.

Indien de Regering binnen die termijn geen beslissing kan nemen, deelt ze dit aan de aanvrager mee, met
vermelding van de redenen. De termijn waarbinnen een beslissing wordt genomen, wordt daardoor niet verlengd.

Indien de aanvraag de tussenkomst vereist van een instelling die onder een andere territoriale entiteit ressorteert,
vraagt de Regering die tussenkomst aan. De aanvrager wordt daarvan op de hoogte gebracht.

De termijn waarbinnen een beslissing wordt genomen, wordt geschorst zolang de aanvrager of een instelling die
onder een andere territoriale entiteit ressorteert, de Regering niet alle inlichtingen heeft bezorgd die de Regering heeft
aangevraagd en die noodzakelijk zijn om een beslissing te kunnen nemen.

Art. 45 - Kennisgeving van beslissingen
De Regering stelt de betrokken personen uiterlijk op het ogenblik van de uitvoering in kennis van elke beslissing

die hen betreft.
Onverminderd de toepassing van andere wettelijke, decretale of reglementaire bepalingen geschiedt de

kennisgeving aan de aanvrager schriftelijk.
De Regering bepaalt :
1o de nadere regels en termijnen voor de kennisgeving;
2o de gevallen waarin geen kennisgeving vereist is of de gevallen waarin de kennisgeving op het ogenblik van de

uitvoering moet plaatsvinden;
3o de gevallen waarin de kennisgeving aangetekend geschiedt.
Art. 46 - Berekeningswijze
In beslissingen over de toekenning van een gezinsbijslag, de toekenning van een aanvullende gezinsbijslag, de

regularisatie van een gezinsbijslag of de weigering van een gezinsbijslag waarbij geldbedragen gemoeid zijn, wordt
vermeld hoe die bedragen berekend zijn.

De Regering bepaalt welke vermeldingen op de betalingsformulieren verplicht zijn.
Art. 47 - Vereisten waaraan de beslissingen inhoudelijk moeten voldoen
§ 1 - De kennisgeving van beslissingen over de toekenning of weigering van gezinsbijslagen bevat de volgende

vermeldingen :
1o de mogelijkheid om beroep in te stellen bij het bevoegde rechtscollege;
2o het adres van de bevoegde rechtscolleges;
3o de termijnen en nadere regels die in geval van beroep moeten worden nageleefd;
4o de inhoud van de artikelen 728 en 1017 van het Gerechtelijk Wetboek;
5o het referentienummer van het dossier en de medewerker of de dienst die het dossier beheert;
6o de mogelijkheid om bij de dienst die het dossier beheert of bij een daartoe aangewezen informatiedienst alle

uitleg over de beslissing te krijgen.
Indien de kennisgeving de in het eerste lid bepaalde vermeldingen niet bevat, gaat de beroepstermijn vermeld in

artikel 75 niet in.
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§ 2 - De kennisgeving van beslissingen tot terugvordering van ten onrechte uitbetaalde bedragen bevat, naast de
vermeldingen omschreven in § 1, de volgende gegevens:

1o de vaststelling dat onverschuldigde bedragen zijn betaald;
2o het totale bedrag van wat onverschuldigd is betaald, alsook de berekeningswijze ervan;
3o de inhoud en de refertes van de bepalingen in strijd waarmee de betalingen zijn gedaan;
4o de in aanmerking genomen verjaringstermijn;
5o in voorkomend geval, de mogelijkheid voor de Regering om van de terugvordering van ten onrechte uitbetaalde

bedragen en van de hiervoor te volgen procedure af te zien;
6o de mogelijkheid om een met redenen omkleed voorstel tot terugbetaling in schijven in te dienen.
Indien de kennisgeving de in het eerste lid bepaalde vermeldingen niet bevat, gaat de beroepstermijn vermeld in

artikel 75 niet in.
Art. 48 - Onwettige beslissingen
Indien vastgesteld wordt dat de beslissing aangetast is door een onregelmatigheid of een materiële vergissing,

neemt de Regering op eigen initiatief een nieuwe beslissing die uitwerking heeft op de datum waarop de onwettige
beslissing werkzaam had moeten worden, onverminderd de toepasselijke verjaringsbepalingen.

Onverminderd de toepassing van artikel 49 heeft de nieuwe beslissing, indien de vergissing aan de Regering te
wijten is, uitwerking vanaf de maand die volgt op de kennisgeving van die beslissing, als het recht op de gezinsbijslag
kleiner is dan het aanvankelijk toegekende recht.

Het tweede lid is niet van toepassing indien de aanvrager :
1o weet of moest weten dat hij geen recht heeft of meer heeft op het gehele bedrag van een uitkering;
2o niet alle toelichtingen heeft gegeven die voortvloeien uit zijn vroegere verplichtingen of die bij een wettelijke,

decretale of reglementaire bepaling worden voorgeschreven.
Art. 49 - Intrekking van beslissingen en herziening van beslissingen
Onverminderd de toepasselijke verjaringsbepalingen kan de Regering - binnen de termijn waarbinnen bij het

bevoegde rechtscollege een rechtsvordering kan worden ingesteld of verzet kan worden aangetekend of, wanneer al
een rechtsvordering is ingesteld of al verzet is aangetekend, tot de sluiting van de debatten - haar beslissing intrekken
en een nieuwe beslissing nemen indien :

1o op de datum waarop de uitkering is ingegaan, het recht door een wettelijke, decretale of reglementaire bepaling
is gewijzigd;

2o een nieuw feit of nieuw bewijsmateriaal dat uitwerkingen heeft op de rechten van de verzoeker, tijdens het
geding wordt ingeroepen.

Afdeling 4 — Uitbetaling

Art. 50 - Nadere regels voor de uitbetaling
§ 1 - Met inachtneming van artikel 44 geschiedt de uitbetaling van de gezinsbijslagen in de loop van de maand die

volgt op de maand waarop die gezinsbijslagen betrekking hebben.
Opdat de uitbetaling van de gezinsbijslagen niet onderbroken of vertraagd wordt, kan de Regering de

vooruitbetaling van de gezinsbijslagen en de regularisatie van de rekeningen voorzien.
De Regering bepaalt de datum waarop de gezinsbijslagen worden uitbetaald.
§ 2 - De gezinsbijslagen worden betaald per overschrijving op een rekening van de bijslagtrekkende bij een

kredietinstelling zoals gedefinieerd in artikel 1 van de wet van 22 maart 1993 op het statuut van en het toezicht op de
kredietinstellingen. De Regering kan nadere regels voor de uitbetaling bepalen die daarvan afwijken.

Bij de rekening vermeld in het eerste lid gaat het om een rekening die geopend werd op naam van de
bijslagtrekkende of op naam van de bijslagtrekkende en een andere persoon.

Art. 51 - Specifieke nadere regels voor de uitbetaling
In afwijking van artikel 50, § 1, gelden de volgende specifieke nadere regels voor de uitbetaling :
1o in het geval vermeld in artikel 28, § 2, eerste lid, 2o, worden geen uitkeringen aan de instelling uitbetaald als het

kind met toepassing van bepalingen inzake jeugdbescherming of jeugdbijstand ten laste van de Duitstalige
Gemeenschap geplaatst is.

2o de uitbetaling van de geboortepremie vermeld in artikel 30 kan al vanaf de zesde maand van de zwangerschap
aangevraagd worden. Als de toekomstige moeder op dat ogenblik haar woonplaats in het Duitse taalgebied heeft, kan
de geboortepremie twee maanden voor de vermoedelijke geboortedatum die vermeld staat op het geneeskundig
getuigschrift dat bij de aanvraag is gevoegd, vooraf uitbetaald worden. De Regering bepaalt de aanvraagprocedure.

In afwijking van artikel 50, § 2, worden de uitkeringen gestort op de rekening van de persoon die de
gezinsbijslagen ontvangt op grond van een gerechtelijk vonnis dat niet met toepassing van artikel 55 werd gewezen.
De uitbetaling op de rekening van die persoon heeft geen invloed op de hoedanigheid van de oorspronkelijke
bijslagtrekkende.

Art. 52 - Te late uitbetaling
Indien de gezinsbijslagen niet vanaf het in artikel 50 voorgeschreven tijdstip worden betaald, stelt de Regering de

aanvrager daarvan in kennis, met vermelding van de redenen van de vertraging, onverminderd het recht van de
aanvrager om de zaak voor de bevoegde rechtscolleges te brengen.

Zolang de betaling niet is gedaan, wordt de aanvrager om de vier maanden over de redenen van die vertraging
ingelicht.

Art. 53 - Opschorting van betaling
Onverminderd het recht op terugvordering vermeld in artikel 57 kan de betaling opgeschort worden als er ernstige

en eensluidende aanwijzingen zijn dat de door de aanvrager meegedeelde informatie om gezinsbijslagen te krijgen,
gebaseerd zijn op arglist, bedrog of bedrieglijke handelingen of vals zijn. De betaling kan opgeschort worden tot de
verdenking niet meer bestaat en dit hoogstens zes maanden, één keer hernieuwbaar.

Art. 54 - Verrekening met buitenlandse gezinsbijslagen
Onverminderd de in het Duitse taalgebied geldende bepalingen van de internationale verdragen en Europese

verordeningen over de sociale zekerheid wordt het bedrag van de gezinsbijslagen verminderd met het bedrag van
soortgelijke uitkeringen waarop aanspraak kan worden gemaakt voor een kind dat recht op gezinsbijslagen heeft met
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toepassing van andere buitenlandse wettelijke of reglementaire bepalingen of op grond van regels die van toepassing
zijn op het personeel van een volkenrechtelijke instelling, zelfs als de toekenning van die uitkeringen krachtens de
voormelde bepalingen en regels als een aanvulling op de met toepassing van dit decreet toegekende gezinsbijslagen
wordt beschouwd.

Die aftrek wordt niet toegepast wanneer voor een kind recht bestaat op soortgelijke uitkeringen op grond van de
statutaire bepalingen die van toepassing zijn op ambtenaren en andere personeelsleden van de Europese Unie.

De Regering bepaalt :
1o het voorlopig uit te betalen verschilbedrag van de gezinsbijslagen voor de gevallen waarin het bedrag van de

buitenlandse gezinsbijslagen nog niet bekend is;
2o de volkenrechtelijke instellingen waarvan de statutaire bepalingen die van toepassing zijn op hun personeel

gelijkgesteld worden met de statutaire bepalingen vermeld in het tweede lid.
Art. 55 - Verzet tegen de uitbetaling aan de bijslagtrekkende
Zo het belang van het kind dit vereist, kan het meerderjarige kind, elke ouder, de adoptant, de pleegvoogd, de

toeziende voogd, de curator, de bewindvoerder of de sociaal verzekerde, naargelang het geval, overeenkomstig artikel
572bis, 8o, van het Gerechtelijk Wetboek, verzet aantekenen tegen de uitbetaling aan de bijslagtrekkende vermeld in
artikel 28.

Art. 56 - Overschrijding van de termijn waarbinnen een beslissing wordt genomen
Indien de beslissing vermeld in artikel 44 door toedoen van de Regering niet wordt genomen binnen de in dat

artikel gestelde termijn, brengen de uitkeringen van rechtswege interest op voor de bijslaggerechtigde aanvrager en dit
ten laatste vanaf het verstrijken van de termijn waarbinnen een beslissing moet worden genomen en ten vroegste vanaf
de datum van opeisbaarheid van die interest. Het toepasselijke tarief bedraagt zeven procent per jaar op de
verschuldigde uitkeringen.

De van rechtswege verschuldigde interesten vermeld in het eerste lid zijn niet verschuldigd op het verschil tussen
enerzijds het bedrag van de vooruitbetalingen die gedaan zijn omdat de Regering nog niet over de noodzakelijke
informatie beschikte om een definitieve beslissing te kunnen nemen en anderzijds het bedrag dat voortvloeit uit de
definitieve beslissing, indien die vooruitbetalingen overeenstemmen met negentig procent of meer van het bedrag dat
op basis van de definitieve beslissing verschuldigd is.

De interesten vermeld in het eerste lid zijn niet verschuldigd indien vooruitbetalingen zijn gedaan en de definitieve
beslissing afhangt van inlichtingen die meegedeeld moeten worden door de aanvrager zelf of door een instelling die
onder een andere territoriale entiteit ressorteert.

Afdeling 5 — Terugvordering

Art. 57 - Voorwaarden
Als de Regering vaststelt dat gezinsbijslagen ten onrechte werden uitbetaald, vordert ze die terug. Uitkeringen

gelden als ten onrechte uitbetaald indien:
1o de informatie die tot de toekenning van de uitkeringen geleid heeft, frauduleus of vals is;
2o de bijslagtrekkende op grond van dit decreet uitkeringen heeft ontvangen, hoewel dit decreet niet of niet langer

op hem van toepassing is.
Art. 58 - Procedure
Met inachtneming van artikel 1410, § 4, van het Gerechtelijk Wetboek worden de gezinsbijslagen teruggevorderd

door later verschuldigde uitkeringen geheel of gedeeltelijk in te houden.
Indien de bedragen niet overeenkomstig het eerste lid teruggevorderd konden worden, stelt de Regering een

rechtsgeding tegen de bijslagtrekkende in om de bedragen terug te vorderen.
De Regering bepaalt :
1o de nadere regels omtrent de aanmaning tot terugbetaling;
2o de nadere regels en termijnen voor het instellen van het rechtsgeding.
Art. 59 - Niet-invordering
§ 1 - Indien de terugvordering van ten onrechte betaalde sommen technisch onmogelijk blijkt, kan de Regering in

de door haar bepaalde gevallen die terug te vorderen bedragen niet-invorderbaar verklaren.
§ 2 - Indien de invorderingskosten voor de terugvordering van de ten onrechte uitbetaalde sommen hoger zijn dan

de in te vorderen sommen, kan de Regering, binnen de door haar bepaalde perken, hetzij afzien van de mogelijkheid
om een rechtsgeding in te stellen om die sommen terug te vorderen, hetzij afzien van een gedwongen tenuitvoerlegging
van de terugvordering van die sommen en de desbetreffende terug te vorderen sommen niet-invorderbaar verklaren.

De Regering kan, binnen de door haar bepaalde perken, afzien van de terugvordering van geringe sommen als die
sommen niet teruggevorderd kunnen worden via inhouding op later verschuldigde uitkeringen.

§ 3 - De Regering kan terug te vorderen sommen om sociale redenen geheel of gedeeltelijk niet-invorderbaar
verklaren indien :

1o de aanvrager daartoe een aanvraag indient;
2o de ten onrechte uitbetaalde som niet gebaseerd is op arglist, bedrog of bedrieglijke handelingen of op een fout

van de aanvrager vermeld in artikel 48, derde lid;
3o het beschikbare gezinsinkomen van de aanvrager een bepaald plafond niet overschrijdt. De Regering bepaalt het

plafond en de manier waarop de naleving van die voorwaarde wordt nagegaan.
In afwijking van het eerste lid kan de Regering in door haar bepaalde schrijnende situaties terug te vorderen

sommen geheel of gedeeltelijk niet-invorderbaar verklaren, indien de voorwaarde vermeld in het eerste lid, 3o, niet
vervuld is.

§ 4 - Behalve in geval van bedrog, arglist of bedrieglijke handelingen worden terug te vorderen bedragen van
ambtswege niet-invorderbaar verklaard, indien de persoon aan wie ze betaald zijn, gestorven is en de terugvordering
op het ogenblik van het overlijden nog niet ter kennis was gebracht van betrokkene.

Art. 60 - Interest
Onverschuldigd betaalde uitkeringen brengen van rechtswege interest op vanaf de betaling, indien de

onverschuldigde betaling het gevolg is van arglist, bedrog of bedrieglijke handelingen van de aanvrager. Het
toepasselijke tarief bedraagt zeven procent per jaar op de ten onrechte uitbetaalde uitkeringen.
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Afdeling 6 — Vertrouwelijkheid en bescherming van persoonsgegevens

Art. 61 - Vertrouwelijkheid

Onverminderd bijzondere wettelijke, decretale of reglementaire bepalingen moeten de Regering en de andere
personen die bij de uitvoering van dit decreet en de uitvoeringsbepalingen ervan betrokken zijn, de gegevens die hun
in de uitoefening van hun opdracht toevertrouwd worden, vertrouwelijk behandelen.

Art. 62 - Verwerking van persoonsgegevens

§ 1 - Onverminderd artikel 63 is de Regering de verantwoordelijke voor de verwerking van persoonsgegevens
vermeld in deze afdeling in de zin van artikel 1, § 4, van de wet van 8 december 1992 tot bescherming van de
persoonlijke levenssfeer ten opzichte van de verwerking van persoonsgegevens.

§ 2 - De Regering verwerkt persoonsgegevens om de in dit decreet vastgelegde opdrachten uit te voeren. Zij mag
de verzamelde gegevens niet voor andere doeleinden dan voor de uitvoering van die opdrachten gebruiken.

De Regering bepaalt de nadere regels en raamvoorwaarden voor de uitvoering van de opdrachten vermeld in deze
afdeling, met inbegrip van eventuele procedurebepalingen.

§ 3 - Het verwerken van persoonsgegevens geschiedt met inachtneming van de wet van 8 december 1992 tot
bescherming van de persoonlijke levenssfeer ten opzichte van de verwerking van persoonsgegevens.

Art. 63 - Verwerking van gezondheidsgegevens

Het verwerken van gegevens over de gezondheid geschiedt met inachtneming van het medisch geheim en met
inachtneming van de wet van 22 augustus 2002 betreffende de rechten van de patiënt.

Art. 64 - Gegevenscategorieën

De Regering kan alle overeenkomstig artikel 62, § 2, toereikende, ter zake dienende en niet overmatige
persoonsgegevens uit de volgende gegevenscategorieën verwerken :

1o identiteitsgegevens en contactgegevens van de aanvrager, van het kind, van de bijslagtrekkende, van de sociaal
verzekerde en van de gezinsleden;

2o gegevens over het schoolbezoek of, naargelang van het geval, de opleiding van het kind;

3o gegevens over de socioprofessionele situatie van de personen vermeld in 1o;

4o gegevens over de gezinssituatie van de personen vermeld in 1o;

5o gegevens over de sociale en financiële situatie van de personen vermeld in 1o;

6o gegevens over de lichamelijke en psychische gezondheid van het kind;

7o gevoelige gegevens van de gebruiker vermeld in artikel 6 van de wet van 8 december 1992 tot bescherming van
de persoonlijke levenssfeer ten opzichte van de verwerking van persoonsgegevens;

8o gerechtelijke gegevens over de personen vermeld in 1o.

Art. 65 - Gebruik van gegevens voor onderzoek en statistieken

Voor het uitvoeren van analysen en statistieken in verband met de toepassing van dit decreet werkt de Regering
principieel met anonieme gegevens.

Indien de analysen en statistieken niet volledig kunnen worden uitgevoerd met de anonieme gegevens vermeld in
het eerste lid, dan mogen gecodeerde persoonsgegevens gebruikt worden.

Indien de analysen en statistieken niet volledig kunnen worden uitgevoerd met de gecodeerde persoonsgegevens
vermeld in het tweede lid, dan mogen niet-gecodeerde persoonsgegevens gebruikt worden.

Voor de toepassing van het tweede en het derde lid vermeldt de Regering in de ’aangifte betreffende de
verwerking’ waarom de verwerking van anonieme resp. gecodeerde persoonsgegevens niet de mogelijkheid biedt om
de analysen en statistieken vermeld in het eerste resp. het tweede lid uit te voeren.

Art. 66 - Duur van de gegevensverwerking

De gegevens mogen niet langer dan noodzakelijk is voor de verwezenlijking van de doeleinden waarvoor ze
verwerkt worden in een vorm bewaard worden die de mogelijkheid biedt de betrokken personen te identificeren.
Onverminderd de bepalingen over het archiefwezen worden ze uiterlijk na afloop van die termijn vernietigd.

HOOFDSTUK 6 — CONTROLEBEPALINGEN, STRAFBEPALINGEN EN VERJARINGSBEPALINGEN

Afdeling 1 — Controle

Art. 67 - Inspecteurs

De Regering wijst onder de ambtenaren en personeelsleden van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap
de inspecteurs aan die bevoegd zijn om de naleving van dit decreet en de uitvoeringsbesluiten ervan te bewaken en
de overtredingen vermeld in de artikelen 70 tot 72 op te sporen en bij proces-verbaal vast te stellen. Voor de uitoefening
van die activiteiten kan ze hen de hoedanigheid van officier van gerechtelijke politie toekennen.

Art. 68 - Bevoegdheden van de inspecteurs

Overtredingen van de bepalingen van dit decreet en de uitvoeringsbesluiten ervan worden opgespoord en
vastgesteld overeenkomstig het Sociaal Strafwetboek.

Onverminderd de plichten en bevoegdheden van andere officieren van gerechtelijke politie die op grond van
andere rechtsvoorschriften aangewezen zijn, beschikken de inspecteurs over de bevoegdheden vermeld in de artikelen
23 tot 42 van het Sociaal Strafwetboek indien ze van ambtswege of op verzoek optreden in het kader van hun
informatieopdracht, adviesopdracht en toezichthoudende opdracht met het oog op de naleving van de bepalingen van
dit decreet en de uitvoeringsbesluiten ervan.

Art. 69 - Bescherming van de persoonlijke levenssfeer

Onverminderd de bepalingen vastgelegd in hoofdstuk 5, afdeling 6, zijn de inspecteurs ertoe verplicht de nodige
maatregelen te nemen om het vertrouwelijke karakter van de persoonsgegevens waarvan ze in het kader van de
uitoefening van hun ambt kennis hebben gekregen, te waarborgen. Ze waarborgen ook dat die gegevens alleen worden
gebruikt voor doeleinden die voor de uitoefening van hun toezichthoudende opdracht noodzakelijk zijn.
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Afdeling 2 — Strafbepalingen

Art. 70 - Valsheid en gebruik van valse stukken

Wordt gestraft met een gevangenisstraf van zes maanden tot drie jaar en met een strafrechtelijke geldboete van 600
tot 6.000 euro of met één van die straffen of met een administratieve geldboete van 300 tot 3.000 euro eenieder die, met
het oogmerk een onverschuldigde uitbetaling van de gezinsbijslagen te bekomen of te doen bekomen, te behouden of
te doen behouden:

1o valsheid in geschrifte heeft gepleegd, hetzij door valse handtekeningen, hetzij door namaking of vervalsing van
geschriften of handtekeningen, hetzij door overeenkomsten, beschikkingen, verbintenissen of schuldbevrijdingen
valselijk op te maken of in een akte in te voegen, hetzij door toevoeging of vervalsing van bedingen, verklaringen of
feiten die deze akte ten doel had op te nemen of vast te stellen;

2o zich bediend heeft van een valse akte of een vals stuk;

3o valsheid heeft gepleegd, door gegevens die worden opgeslagen, verwerkt of overgedragen door middel van een
informaticasysteem, in te brengen in een informaticasysteem, te wijzigen of te wissen, of met enig ander technologisch
middel de mogelijke aanwending van gegevens in een informaticasysteem te veranderen, waardoor de juridische
draagwijdte van dergelijke gegevens verandert;

4o gebruik heeft gemaakt van die gegevens, terwijl hij weet dat de aldus verkregen gegevens vals zijn.

Art. 71 - Onjuiste of onvolledige verklaringen

Wordt gestraft overeenkomstig artikel 70 eenieder die wetens en willens :

1o een onjuiste of onvolledige verklaring heeft afgelegd om een onverschuldigde uitbetaling van de gezinsbijslagen
te bekomen of te doen bekomen, te behouden of te doen behouden;

2o heeft nagelaten of geweigerd om een verplichte verklaring af te leggen of de inlichtingen te verstrekken die hij
gehouden is te verstrekken om een onverschuldigde uitbetaling van de gezinsbijslagen te bekomen of te doen bekomen,
te behouden of te doen behouden;

3o ingevolge een verklaring vermeld in 1o, het nalaten of het weigeren om een verklaring af te leggen of
inlichtingen te verstrekken vermeld in 2o, of een akte vermeld in artikel 70, een gezinsbijslag heeft ontvangen waarop
hij geen aanspraak had of waarop hij slechts gedeeltelijk aanspraak had.

Art. 72 - Oplichting

Overeenkomstig artikel 70 wordt gestraft, eenieder die, met het oogmerk een onverschuldigde uitbetaling van de
gezinsbijslagen te bekomen of te doen bekomen, te behouden of te doen behouden, gebruik heeft gemaakt van valse
namen, valse hoedanigheden of valse adressen, of enige andere bedrieglijke handeling aangewend heeft om te doen
geloven aan het bestaan van een valse persoon, een valse onderneming, of enige andere fictieve gebeurtenis of om op
andere wijze misbruik te maken van het vertrouwen.

Art. 73 - Opdeciemen

De opdeciemen vermeld in artikel 1, eerste lid, van de wet van 5 maart 1952 betreffende de opdeciemen op
strafrechtelijke geldboeten zijn van toepassing op de administratieve geldboeten vermeld in deze afdeling.

In geval van een administratieve geldboete maakt de Regering in haar beslissing melding van de vermenigvul-
diging ingevolge de voormelde wet van 5 maart 1952 en vermeldt het getal dat het gevolg is van deze verhoging.

Art. 74 - De op de bestraffing van overtredingen toepasselijke regels

Op de bestraffing van de overtredingen vermeld in deze afdeling zijn de bepalingen van boek I, titel 6,
hoofdstukken 3 en 4, van het Sociaal Strafwetboek van toepassing.

Afdeling 3 — Verjaring

Art. 75 - Verjaringstermijn voor de invordering van gezinsbijslagen

§ 1 - Aanvragen en rechtsvorderingen van personen aan wie gezinsbijslagen verschuldigd zijn of uitbetaald moeten
worden, worden binnen de vijf jaar, te rekenen vanaf de eerste dag van de maand waarin het recht geopend wordt,
ingediend resp. ingesteld.

§ 2 - Onverminderd de oorzaken vermeld in het Burgerlijk Wetboek wordt de verjaring ook gestuit door een eis
of een klacht, bij gewone brief, fax of elektronische post verzonden naar de Regering of door de neerlegging van een
dergelijke eis of klacht bij de Regering. De stuiting gebeurt op de datum van het aangetekend schrijven, waarvoor de
postdatum als bewijs geldt, of, bij gebrek daaraan, op de datum van het ontvangstbewijs dat door de Regering wordt
afgegeven aan de persoon die de uitkeringen aanvraagt of aanspraak op de uitkeringen maakt.

De stuiting is vijf jaar geldig. Ze kan verlengd worden.

Art. 76 - Verjaringstermijn voor de terugvordering van gezinsbijslagen

Onverschuldigd betaalde uitkeringen kunnen niet meer teruggevorderd worden na verloop van een termijn van
vijf jaar, te rekenen vanaf de eerste dag van de maand waarop de onverschuldigde betaling betrekking heeft.

Onverminderd de oorzaken vermeld in het Burgerlijk Wetboek wordt de verjaring ook gestuit door de
terugvordering van onverschuldigd betaalde sommen die aangetekend ter kennis wordt gebracht van de schuldenaar.

Hoofdstuk 7 — Raad voor Gezinsbijslagen
Art. 77 - Oprichting
Er wordt een Raad voor Gezinsbijslagen opgericht.
Art. 78 - Taken
De Raad heeft tot taak :
1o adviezen te verstrekken op eigen initiatief of op verzoek van de Regering;
2o de ontwikkelingen op het gebied van gezinsbijslagen in het binnen- en het buitenland te volgen;
3o voorstellen uit te werken om de gezinsbijslagen te optimaliseren;
4o te onderzoeken welke invloed de gezinsbijslagen hebben op de situatie van de gezinnen en in het bijzonder op

de kinderarmoede.
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De Regering vraagt het advies van de Raad over elk voorontwerp van decreet of besluit dat betrekking heeft op
de gezinsbijslagen. De Raad verstrekt het advies binnen een termijn van 30 dagen na ontvangst van de aanvraag. Die
termijn wordt van rechtswege verlengd met 15 dagen indien hij tussen 1 juli en 31 augustus begint te lopen of verstrijkt.
Na het verstrijken van die termijn kan de Regering het ontwerp zonder advies goedkeuren. Indien de Raad zijn advies
over een voorontwerp van decreet binnen de gestelde termijn verstrekt, dient de Regering het samen met het ontwerp
van decreet in bij het Parlement.

Het Parlement van de Duitstalige Gemeenschap kan door bemiddeling van zijn voorzitter een advies aanvragen
bij de Raad. De Raad bezorgt dat advies aan de aanvrager binnen een door het Parlement gestelde termijn.

Art. 79 - Samenstelling
§ 1 - De volgende leden van de Raad zijn stemgerechtigd :
1o zes vertegenwoordigers van de Sociaal-Economische Raad van de Duitstalige Gemeenschap, onder wie drie

vertegenwoordigers van de representatieve werknemersorganisaties en drie vertegenwoordigers van de interprofes-
sionele werkgeversorganisaties die in de Duitstalige Gemeenschap gevestigd zijn;

2o drie vertegenwoordigers van de organisaties die de belangen van de gezinnen in de Duitstalige Gemeenschap
verdedigen.

De volgende leden van de Raad hebben een raadgevende stem :
1o één vertegenwoordiger van de minister bevoegd voor de gezinsbijslagen;
2o één vertegenwoordiger van het Ministerie van de Duitstalige Gemeenschap;
3o één vertegenwoordiger van de Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven.
De Regering stelt de notulen van de vergaderingen van de Raad op.
§ 2 - De Raad kiest uit zijn stemgerechtigde leden, voor de duur van het mandaat, een voorzitter en een

plaatsvervangend voorzitter.
§ 3 - De Regering wijst de leden van de Raad aan en wijst voor elk van hen een plaatsvervangend lid aan.
De leden vermeld in § 1, eerste lid, worden aangewezen op de voordracht van de betreffende organisaties die in

de Raad vertegenwoordigd zijn. Het lid vermeld in § 1, tweede lid, 3o, wordt aangewezen op de voordracht van de
Dienst van de Duitstalige Gemeenschap voor zelfbeschikkend leven.

Het mandaat van de leden duurt vijf jaar en kan worden verlengd.
Op verzoek van de betreffende organisatie kan de Regering het mandaat van een lid vroegtijdig beëindigen en een

nieuw lid aanwijzen dat het mandaat van zijn voorganger voortzet.
Art. 80 - Werkwijze
§ 1 - De eerste vergadering van de Raad vindt ten laatste twee maanden na de aanwijzing van de leden ervan

plaats.
Binnen twee maanden na deze eerste vergadering neemt de Raad een huishoudelijk reglement aan dat door de

Regering moet worden goedgekeurd. Dat huishoudelijk reglement regelt de details van de werkwijze van de Raad.
§ 2 - De beslissingen van de Raad worden genomen bij meerderheid van stemmen, uitgebracht door de aanwezige

leden. De Raad kan rechtsgeldig beraadslagen en besluiten wanneer minstens de helft van de leden, onder wie
minstens één vertegenwoordiger van elke organisatie vermeld in artikel 79, § 1, eerste lid, aanwezig is.

Indien de Raad niet rechtsgeldig kan beraadslagen en besluiten, roept de voorzitter een tweede vergadering bijeen
waarop de Raad rechtsgeldig kan beraadslagen en besluiten, ongeacht de voorwaarden vermeld in het eerste lid.

§ 3 - Om zijn taken te vervullen, kan de Raad deskundigen op de vergaderingen uitnodigen die met raadgevende
stem aan de vergaderingen deelnemen. Bovendien kan de Raad werkgroepen oprichten.

Art. 81 - Rapportering
Op het einde van het kalenderjaar maakt de Raad een verslag over de activiteiten van het afgelopen jaar op en

zendt dat gelijktijdig toe aan het Parlement en aan de Regering.
Art. 82 - Vergoedingen
De stemgerechtigde leden van de Raad en de deskundigen die met toepassing van artikel 80, § 3, de vergaderingen

bijwonen, hebben recht op presentiegelden en reiskostenvergoedingen onder de door de Regering vastgelegde
voorwaarden.

Hoofdstuk 8 — Varia
Art. 83 - Ondersteuning bij meerlingengeboorten
De Regering kan onder de door haar vastgestelde voorwaarden ondersteuning bij meerlingengeboorten toekennen

aan personen die met de opvoeding van minstens drie kinderen jonger dan drie jaar belast zijn indien :
1o die kinderen dezelfde woonplaats in het Duitse taalgebied hebben;
2o het leeftijdsverschil tussen die drie kinderen minder dan 18 maanden bedraagt.
Die ondersteuning bij meerlingengeboorten kan zowel in de vorm van financiële ondersteuning geschieden als in

de vorm van een volledige of gedeeltelijke overname van de kosten van dienstprestaties.

Hoofdstuk 9 — Slotbepalingen

Afdeling 1 — Wijzigingsbepalingen en opheffingsbepalingen

Art. 84 - Wijzigingsbepaling
Artikel 15, c), van de samengeordende wetten van 5 oktober 1948 op de vergoedingspensioenen, gewijzigd bij de

wetten van 11 juli 1973, 17 juli 1975 en 7 juni 1989, wordt opgeheven.
Art. 85 - Wijzigingsbepaling
In artikel 1 van de wet van 9 juli 1951 houdende vergoeding ten behoeve van de gezinnen van soldijtrekkende

militairen, gewijzigd bij de wet van 13 juli 1970, worden de woorden ″aanvullende kinderbijslag en geboortevergoe-
ding″ opgeheven.

Art. 86 - Wijzigingsbepaling
In artikel 3 van dezelfde wet, gewijzigd bij de wet van 13 juli 1970, worden de woorden ″aanvullende kinderbijslag

en geboortevergoeding″ opgeheven.
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Art. 87 - Wijzigingsbepaling
Hoofdstuk III van dezelfde wet, dat de artikelen 22 tot 29 omvat, gewijzigd bij de wetten van 13 juli 1970 en

17 oktober 1986, wordt opgeheven.
Art. 88 - Wijzigingsbepaling
Hoofdstuk IV van dezelfde wet, dat de artikelen 30 tot 33 omvat, gewijzigd bij de wetten van 13 juli 1970 en

17 oktober 1986, wordt opgeheven.
Art. 89 - Wijzigingsbepaling
In het opschrift van hoofdstuk V, afdeling III, van dezelfde wet worden de woorden ″en de bijslagen″ opgeheven.
Art. 90 - Wijzigingsbepaling
In artikel 41 van dezelfde wet, gewijzigd bij de wetten van 13 juli 1970 en 22 december 1989, worden de volgende

wijzigingen aangebracht :
1o in § 1, eerste lid, worden de woorden ″en de aanvullende kinderbijslag″ opgeheven en wordt het woord ″zijn″

vervangen door het woord ″is;
2o in § 4 worden de woorden ″en de aanvullende kinderbijslag″ opgeheven en wordt het woord ″worden″

vervangen door het woord ″wordt″;
3o in § 5 worden de woorden ″en de aanvullende kinderbijslag″ opgeheven en wordt het woord ″worden″

vervangen door het woord ″wordt″;
4o in § 6, eerste lid, worden de woorden ″en de aanvullende kinderbijslag, met uitzondering van de

geboortevergoedingen″ opgeheven.
Art. 91 - Wijzigingsbepaling
Artikel 6, § 4, van de wet van 15 maart 1954 betreffende de herstelpensioenen voor de burgerlijke slachtoffers van

de oorlog 1940-1945 en hun rechthebbenden, laatstelijk gewijzigd bij de wet van 18 mei 1989, wordt opgeheven.
Art. 92 - Wijzigingsbepaling
Artikel 14, § 1, van dezelfde wet, gewijzigd bij de wet van 23 december 1970, wordt opgeheven.
Art. 93 - Wijzigingsbepaling
Artikel 14bis van dezelfde wet, gewijzigd bij de wet van 23 december 1970, en artikel 18 van dezelfde wet,

gewijzigd bij de wet van 27 mei 1969, worden opgeheven.
Art. 94 - Wijzigingsbepaling
In artikel 15, § 3, van de wet van 28 april 1958 betreffende het pensioen van het personeel van zekere organismen

van openbaar nut alsmede van hun rechthebbenden, gewijzigd bij de wet van 27 december 2006, worden de woorden
″, alsmede kinderbijslag en kraamgeld indien zij geen aanspraak kunnen maken op deze gezinsbijslag ten laste van het
bijzonder kinderbijslagfonds vermeld in artikel 32 van de samengeordende wetten van 19 december 1939 betreffende
de kinderbijslag voor loonarbeiders″ opgeheven.

Art. 95 - Wijzigingsbepaling
In artikel 572bis van het Gerechtelijk Wetboek van 10 oktober 1967, ingevoegd bij de wet van 30 juli 2013 en

gewijzigd bij de wetten van 8 mei 2014, 19 maart 2017 en 6 juli 2017, worden de volgende wijzigingen aangebracht :
1o de bepaling onder 8o wordt vervangen als volgt :
″8o geschillen met betrekking tot het aanwijzen van de bijslagtrekkende(n) van de gezinsbijslagen, en verzet tegen

de uitbetaling van gezinsbijslagen aan de bijslagtrekkende, tenzij een vordering bij de jeugdrechtbank aanhangig werd
gemaakt op grond van artikel 29 van de wet van 8 april 1965 betreffende de jeugdbescherming, het ten laste nemen van
minderjarigen die een als misdrijf omschreven feit hebben gepleegd en het herstel van de door dit feit veroorzaakte
schade;″

2o de bepalingen onder 14o en 15o worden opgeheven.
Art. 96 - Wijzigingsbepaling
In artikel 580 van hetzelfde Wetboek, laatstelijk gewijzigd bij de wet van 20 juli 2015, worden de volgende

wijzigingen aangebracht :
1o in de bepaling onder 1o wordt het woord ″gezinsbijslag″ opgeheven;
2o de bepaling onder 8o, b), wordt vervangen als volgt :
″b) het decreet van 23 april 2018 betreffende de gezinsbijslagen, met uitzondering van geschillen met betrekking

tot het aanwijzen van de bijslagtrekkende(n) van de gezinsbijslagen, alsook met uitzondering van verzet tegen de
uitbetaling van gezinsbijslagen aan de bijslagtrekkende;″

Art. 97 - Wijzigingsbepaling
In artikel 594 van hetzelfde Wetboek, laatstelijk gewijzigd bij de wet van 31 juli 2017, worden de volgende

wijzigingen aangebracht :
1o de bepaling onder 8o wordt vervangen als volgt :
″8o in geval van voogdij, over geschillen met betrekking tot het aanwijzen van de bijslagtrekkende(n) van

gezinsbijslagen, en over verzet tegen de uitbetaling van gezinsbijslagen aan de bijslagtrekkende, tenzij een vordering
bij de jeugdrechtbank aanhangig werd gemaakt op grond van artikel 29 van de wet van 8 april 1965 betreffende de
jeugdbescherming;″

2o de bepaling onder 9o wordt opgeheven.
Art. 98 - Wijzigingsbepaling
Artikel 6 van de wet van 29 juni 1981 houdende de algemene beginselen van de sociale zekerheid voor werknemers

wordt opgeheven.
Art. 99 - Wijzigingsbepaling
Artikel 21, § 1, 6o, van dezelfde wet, gewijzigd bij de wetten van 8 augustus 1997 en 24 december 2002, wordt

opgeheven.
Art. 100 - Wijzigingsbepaling
In artikel 37quater, § 1, van dezelfde wet, ingevoegd bij de wet van 27 december 2006, worden de woorden ″en de

gezinsbijslag″ opgeheven.
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Art. 101 - Wijzigingsbepaling
Artikel 6bis, § 2, van het decreet van 9 mei 1988 betreffende het Fonds voor bijzondere hulp aan kinderen en

jongeren, laatstelijk gewijzigd bij het decreet van 2 maart 2015, wordt aangevuld met een bepaling onder 4o, luidende :
″4o overname van financiële tegemoetkomingen met toepassing van de artikelen 33.1 en 33.2 van het decreet van

18 mei 2008 over de Jeugdbijstand en houdende omzetting van maatregelen inzake jeugdbescherming.″
Art. 102 - Wijzigingsbepaling
Artikel 33 van de programmawet van 20 juli 2006, gewijzigd bij de wet van 28 juni 2013, wordt opgeheven.
Art. 103 - Wijzigingsbepaling
Artikel 162, eerste lid, 2o, van het Sociaal Strafwetboek, vervangen bij de wet van 25 april 2014, wordt opgeheven.
Art. 104 - Wijzigingsbepaling
In artikel 163, eerste lid, 1o, van hetzelfde Wetboek worden de woorden ″, met de wetten betreffende de

kinderbijslag voor loonarbeiders, gecoördineerd op 19 december 1939,″ opgeheven.
Art. 105 - Wijzigingsbepaling
Artikel 219, eerste lid, 1o, a), van hetzelfde Wetboek wordt opgeheven.
Art. 106 - Wijzigingsbepaling
Artikel 223, § 2, van hetzelfde Wetboek wordt opgeheven.
Art. 107 - Wijzigingsbepaling
In hoofdstuk IV van het decreet van 19 mei 2008 over de Jeugdbijstand en houdende omzetting van maatregelen

inzake jeugdbescherming, laatstelijk gewijzigd bij het decreet van 20 februari 2017, wordt tussen de afdelingen 9 en 10
een afdeling 9.1 ingevoegd, die de artikelen 33.1 en 33.2 omvat, luidende:

″Afdeling 9.1 - Financiële tegemoetkoming
Art. 33.1 - De Regering kan, onder de door haar vastgestelde voorwaarden, een tegemoetkoming toekennen aan

de jongeren die zich in het kader van dit decreet in een pleeggezin of in residentiële begeleiding bevinden en dit voor
de duur van hun uithuisplaatsing, om de integratie van die jongeren bij het bereiken van de meerderjarigheid te
bevorderen.

Art. 33.2 - De Regering kan, onder de door haar vastgestelde voorwaarden, zo nodig een tegemoetkoming
toekennen aan de biologische ouders van jongeren die zich in het kader van dit decreet in een pleeggezin of in
residentiële begeleiding bevinden, om de contacten met hun kinderen te bevorderen.″

Art. 108 - Wijzigingsbepaling
In artikel 3 van het koninklijk besluit van 21 mei 1964 tot coördinatie van de wetten betreffende het personeel in

Afrika, gewijzigd bij de wet van 22 juli 1969, worden het achtste lid, het negende lid en het twaalfde lid opgeheven.
Art. 109 - Wijzigingsbepaling
In artikel 25, § 1, van hetzelfde besluit, gewijzigd bij de wet van 22 juli 1969, worden het eerste lid, het tweede lid

en het vierde lid opgeheven.
Art. 110 - Opheffingsbepaling
Opgeheven worden :
1o de Algemene kinderbijslagwet van 19 december 1939, laatstelijk gewijzigd bij het samenwerkingsakkoord van

14 juli 2016;
2o de wet van 20 juli 1971 tot instelling van gewaarborgde gezinsbijslag, laatstelijk gewijzigd bij het

samenwerkingsakkoord van 17 juni 2016;
3o het koninklijk besluit van 25 oktober 1971 tot uitvoering van de wet van 20 juli 1971 tot instelling van

gewaarborgde gezinsbijslag, laatstelijk gewijzigd bij het samenwerkingsakkoord van 14 juli 2016;
4o het koninklijk besluit van 26 oktober 2004 tot uitvoering van de artikelen 42bis en 56, § 2, van de Algemene

kinderbijslagwet, laatstelijk gewijzigd bij het samenwerkingsakkoord van 14 juli 2016;
5o het koninklijk besluit van 20 juli 2006 tot verhoging van de leeftijdstoeslagen vermeld in de artikelen 44 en 44bis

van de samengeordende wetten betreffende de kinderbijslag voor loonarbeiders, en tot wijziging van het koninklijk
besluit van 25 oktober 1971 tot uitvoering van de wet van 20 juli 1971 tot instelling van gewaarborgde gezinsbijslag;

6o het besluit van de Regering van 28 oktober 2016 tot oprichting van een Raad voor Gezinsbijslagen.

Afdeling 2 — Overgangsbepalingen

Art. 111 - Overgangsbepaling
§ 1 - Voor alle kinderen voor wie de volgende uitkeringen voor december 2018 aan dezelfde persoon betaald

worden, wordt een bedrag berekend dat, naargelang van het geval, is samengesteld uit de som :
1o van de maandelijkse bijslagen vermeld in de artikelen 40 en 50bis van de Algemene kinderbijslagwet van

19 december 1939;
2o van de bijslagen vermeld in de artikelen 41, 42bis, 44, 44ter, 47, § 2, en 50ter van de Algemene kinderbijslagwet

van 19 december 1939;
3o van de gezinsbijslagen vermeld in artikel 1, negende lid, 1o, 2o, en 7o, van de wet van 20 juli 1971 tot instelling

van gewaarborgde gezinsbijslag;
4o van de ’forfaitaire bijzondere bijslag’ toegekend krachtens artikel 10, § 3, van de wet van 20 juli 1971 tot instelling

van gewaarborgde gezinsbijslag;
5o van de bijslagen vermeld in de bepalingen onder 1o en 2o, als die werden toegekend met toepassing van

artikel 15, c), van de samengeordende wetten van 5 oktober 1948 op de vergoedingspensioenen;
6o van de bijslag vermeld in artikel 23 van de wet van 9 juli 1951 houdende vergoeding ten behoeve van de

gezinnen van soldijtrekkende militairen;
7o van de vergoedingen vermeld in artikel 6, § 4, en artikel 14, § 1, van de wet van 15 maart 1954 betreffende de

herstelpensioenen voor de burgerlijke slachtoffers van de oorlog 1940-1945 en hun rechthebbenden;
8o van de kinderbijslag toegekend krachtens artikel 15, § 3, van de wet van 28 april 1958 betreffende het pensioen

van het personeel van zekere organismen van openbaar nut alsmede van hun rechthebbenden;
9o van de uitkeringen toegekend krachtens artikel 3, achtste lid, van het koninklijk besluit van 21 mei 1964 tot

coördinatie van de wetten betreffende het personeel in Afrika;
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10o van de bijslagen vermeld in de bepalingen onder 1o en 2o, wanneer die toegekend werden met toepassing van
het koninklijk besluit van 26 maart 1965 betreffende de kinderbijslag voor bepaalde categorieën van het door de Staat
bezoldigd personeel alsmede voor de personeelsleden van het operationeel kader en van het administratief en logistiek
kader van de korpsen van de lokale politie.

Indien de uitkeringen vermeld in het eerste lid met toepassing van artikel 70 van de Algemene kinderbijslagwet
van 19 december 1939 aan een instelling of overheid en aan een natuurlijke persoon worden betaald, wordt voor de
berekening van het bedrag vermeld in het eerste lid ervan uitgegaan dat die uitkeringen werden uitbetaald aan de
natuurlijke persoon aan wie het saldo vermeld in artikel 70 van die wet voor december 2018 wordt uitbetaald.

§ 2 - Het bedrag bepaald overeenkomstig § 1 wordt uitbetaald aan de bijslagtrekkende of bijslagtrekkenden van
de kinderbijslag bepaald overeenkomstig artikel 28.

Dat bedrag is niet onderworpen aan de nadere regels omtrent de ontwikkeling bepaald in artikel 38.
Dat bedrag wordt betaald in de plaats van de uitkeringen vermeld in de artikelen 8, 17, 19, 23 en 25 tot zich een

van de volgende situaties voordoet :
1o de som van de uitkeringen vermeld in de artikelen 8, 17, 19, 23 en 25 waarop de kinderen vermeld in § 1 recht

hebben, is voordeliger dan het bedrag bepaald in § 1;
2o de kinderbijslag wordt niet meer betaald voor alle kinderen voor wie het bedrag vermeld in § 1 berekend werd

of wordt niet meer alleen voor die kinderen aan dezelfde bijslagtrekkende betaald.
Zodra een van de situaties vermeld in het derde lid zich voordoet, worden de uitkeringen vermeld in de artikelen

8, 17, 19, 23 en 25 uitbetaald overeenkomstig de nadere regels bepaald in dit decreet.
Voor de toepassing van het derde lid, 2o:
1o geldt, indien artikel 28, § 2, van toepassing is, alleen de persoon vermeld in artikel 28, § 2, eerste lid, 1o, als

bijslagtrekkende;
2o wordt geen rekening gehouden met de kinderen voor wie overeenkomstig artikel 114 een bedrag bepaald werd.
Art. 112 - Overgangsbepaling
De kinderen die op 31 december 2018 lessen of opleidingsleergangen volgen zoals bedoeld in de artikelen 1, 2, 3

of 4 van het koninklijk besluit van 10 augustus 2005 tot vaststelling van de voorwaarden waaronder kinderbijslag wordt
verleend ten behoeve van het kind dat onderwijs volgt of een vorming doorloopt, die op 1 januari 2019 niet meer als
opleiding in de zin van artikel 9, § 3, gelden, worden bij wijze van overgangsregeling wel als een opleiding in de zin
van artikel 9, § 3, beschouwd.

De overgangsregeling vermeld in het eerste lid is geldig voor de periode waarin het kind op 31 december 2018
ingeschreven is voor de lessen of opleidingsleergangen vermeld in de artikelen 1, 2, 3 of 4 van het voormelde koninklijk
besluit van 10 augustus 2005 en hoogstens tot 30 september 2019.

Art. 113 - Overgangsbepaling
Voor kinderen die op 31 december 2018 alleen krachtens artikel 1 van het koninklijk besluit van 12 augustus 1985

tot uitvoering van artikel 62, § 5, van de Algemene kinderbijslagwet recht op kinderbijslag hebben, gaat de
overeenkomstig artikel 10 bepaalde periode van twaalf maanden in op de dag dat ze krachtens artikel 1, § 2, van dat
koninklijk besluit recht op kinderbijslag hadden.

De periode vermeld in het eerste lid wordt verlengd met de periode waarvoor het recht op kinderbijslag vóór
1 januari 2019 verlengd werd overeenkomstig artikel 4, § 1, of artikel 4, § 1/2, van het voormelde koninklijk besluit van
12 augustus 1985.

Art. 114 - Overgangsbepaling
§ 1 - Onverminderd de toepassing van artikel 111 wordt voor de kinderen die in december 2018 kinderbijslag

ontvangen krachtens artikel 63 van de Algemene kinderbijslagwet, in zijn versie van 28 december 1990, een bedrag
berekend dat, naargelang van het geval, is samengesteld uit de som :

1o van de maandelijkse bijslagen vermeld in artikel 40 van de Algemene kinderbijslagwet van 19 december 1939;
2o van de bijslag vermeld in artikel 44bis van de Algemene kinderbijslagwet van 19 december 1939, in zijn versie

van 30 juli 2013.
3o van de overige uitkeringen vermeld in artikel 111, § 1, eerste lid, 3o tot 10o.
§ 2 - Het bedrag berekend overeenkomstig § 1 wordt uitbetaald aan de bijslagtrekkende van de kinderbijslag

bepaald overeenkomstig artikel 28 zolang het kind op grond van een samenwerkingsakkoord onder de Duitstalige
Gemeenschap ressorteert.

Het bedrag berekend overeenkomstig § 1 is niet onderworpen aan de nadere regels omtrent de ontwikkeling
bepaald in artikel 38.

Art. 115 - Overgangsbepaling
De Raad voor Gezinsbijslagen opgericht bij artikel 77 is de rechtsopvolger van de Raad opgericht bij het besluit van

de Regering van 28 oktober 2016 tot oprichting van een Raad voor Gezinsbijslagen.
De aangewezen leden en plaatsvervangende leden van de Raad opgericht bij het voormelde besluit van

28 oktober 2016 blijven tot het einde van hun oorspronkelijke mandaat de aangewezen leden en plaatsvervangende
leden van de Raad opgericht bij artikel 77.

Art. 116 - Overgangsbepaling
Indien de invoering van artikel 28 zou leiden tot het bepalen van een andere bijslagtrekkende dan de persoon die

de kinderbijslag voor december 2018 ontvangt, blijft laatstgenoemde persoon de bijslagtrekkende tot zich één van de
volgende gebeurtenissen voordoet :

1o de bijslagtrekkende wijzigt zijn woonplaats;
2o één van de kinderen voor wie de bijslagtrekkende kinderbijslag ontvangt, wijzigt zijn woonplaats;
3o voor één van de kinderen voor wie de bijslagtrekkende kinderbijslag ontvangt, wordt geen kinderbijslag meer

betaald;
4o een bijkomend kind dat dezelfde woonplaats als de bijslagtrekkende of als één van de kinderen heeft, heeft recht

op kinderbijslag.
Voor de toepassing van het eerste lid geldt, indien artikel 70 van de Algemene kinderbijslagwet van

19 december 1939 van toepassing is voor december 2018, de persoon bepaald in artikel 70, eerste lid, 2o, van die wet
als de persoon die de kinderbijslag voor december 2018 ontvangt.
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Art. 117 - Overgangsbepaling
In afwijking van artikel 3, 5o, gelden als gezinsleden alle personen voor wie de sociaal verzekerde krachtens de

Algemene kinderbijslagwet van 19 december 1939 op 31 december 2018 het recht op de uitkeringen vermeld in
artikel 111, § 1, opende, tot :

1o zich één van de situaties voordoet vermeld in artikel 111, § 2, derde lid, 2o of 3o;
2o de socioprofessionele situatie van de sociaal verzekerde zo wijzigt dat hij het recht zou openen op een andere

grond in de zin van artikel 68 van de Verordening nr. 883/2004 (EG) van het Europees Parlement en de Raad van
29 april 2004 betreffende de coördinatie van de socialezekerheidsstelsels.

Zodra zich één van de situaties vermeld in het eerste lid voordoet, gelden alleen nog de personen vermeld in
artikel 3, 5o, als gezinsleden.

Afdeling 3 — Inwerkingtreding

Art. 118 - Inwerkingtreding
Dit decreet treedt in werking op 1 januari 2019.
Wij kondigen dit decreet af en bevelen dat het door het Belgisch Staatsblad wordt bekendgemaakt.
Eupen, 23 april 2018.

O. PAASCH,
De Minister-President

I. WEYKMANS,
De Viceminister-President, Minister van Cultuur, Werkgelegenheid en Toerisme

A. ANTONIADIS,
De Minister van Gezin, Gezondheid en Sociale Aangelegenheden

H. MOLLERS,
De Minister van Onderwijs en Wetenschappelijk Onderzoek

Nota

Zitting 2017-2018
Parlementaire stukken: 222 (2017-2018) Nr. 1 Ontwerp van decreet + addendum
222 (2017-2018) Nr. 2 Voorstellen tot wijziging
222 (2017-2018) Nr. 3 Voorstellen tot wijziging
222 (2017-2018) Nr. 4 Voorstellen tot wijziging
222 (2017-2018) Nr. 5 Voorstellen tot wijziging

222 (2017-2018) Nr. 6 Verslag
Integraal verslag: 23 april 2018 - Nr. 50 Bespreking en aanneming

*

MINISTERIUM DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT

[2018/202899]

8. DEZEMBER 2016 — Erlass der Regierung zur Genehmigung
der Geschäftsordnung der Hausunterrichtskommission

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT,

Aufgrund des Dekrets vom 31. August 1998 über den Auftrag an die Schulträger und an das Schulpersonal sowie
über die allgemeinen pädagogischen und organisatorischen Bestimmungen für die Regel- und Förderschulen,
Artikel 93.49 § 4, eingefügt durch das Dekret vom 20. Juni 2016;

Auf Vorschlag des für das Unterrichtswesen zuständigen Ministers;

Nach Beratung,

Beschließt:

Artikel 1 - Die in der Anlage angeführte Geschäftsordnung, die von der Hausunterrichtskommission in seiner
Sitzung vom 28. Oktober 2016 beschlossen wurde, wird genehmigt.

Art. 2 - Vorliegender Erlass tritt am Tag seiner Verabschiedung in Kraft.

Art. 3 - Der für das Unterrichtswesen zuständige Minister wird mit der Durchführung des vorliegenden Erlasses
beauftragt.

Eupen, den 8. Dezember 2016

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft :

Der Ministerpräsident
O. PAASCH

Der Minister für Bildung und wissenschaftliche Forschung
H. MOLLERS
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